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Vorwort

VORWORT

Liebe Leserin, lieber Leser,

gleichwertige Lebensverhältnisse in Stadt und Land 
sind ein durch und durch linkes Thema. Ihnen liegt die 
Forderung nach Gleichheit und Gerechtigkeit zugrun-
de: Menschen müssen die Möglichkeit haben, selbst 
und frei zu entscheiden, ob sie in ihrer angestammten 
Umgebung, im heimatlichen Ort, bleiben wollen oder 
in einen Ballungsraum ziehen. Diese Entscheidung 
darf nicht davon abhängig sein, dass viele Dörfer kei-
nen Anschluss mehr an den öffentlichen Nahverkehr 
haben, es an ortsnahen Kitas, Schulen, Einkaufsmög-
lichkeiten, einem schnellen Internet und einer ausrei-
chenden ärztlichen Versorgung fehlt. Ebenso wie es 
nicht sein darf, dass wegen hoher Mieten der Umzug in 
eine Metropole nicht möglich ist.

Für das renommierte Dresdner ifo-Institut ist klar: 
«Städte quellen über, das Land dünnt sich aus.» Der 
Anteil der Landbevölkerung liegt auf dem niedrigsten 
Stand seit 1871, lautet der Befund einer Studie von An-
fang des Jahres. In Hessen etwa leben mehr als 80 Pro-
zent der Bevölkerung in urbanen Räumen. Bei diesem 
Thema handelt es sich also keineswegs um ein rein 
«ostdeutsches Phänomen». Die Politik muss sich den 
Herausforderungen auch in westdeutschen Bundes-
ländern stellen.

Für die vorliegende Studie haben die Autoren vor Ort 
Meinungen und Ideen von kommunalpolitisch Enga-
gierten erkundet und deren Überlegungen in die Unter-
suchung einfließen lassen. Die Arbeit lässt erkennen, 
dass es den einen ländlichen Raum nicht gibt. Des-
halb bedarf es differenzierter Maßnahmen, um einer 

Verödung entgegenzuwirken. Auch die Konzepte der 
schwarz-grünen Landesregierung und der Oppositi-
onsparteien in Hessen werden einer gründlichen Be-
wertung unterzogen.

Ein wesentliches Fazit: Der zentrale Ansatz – die For-
derung: «Die Arbeit zu den Menschen!» – muss kon-
kret angegangen werden. Denn ohne ausreichende 
und dauerhafte Arbeitsplätze in den ländlichen Räu-
men wird sich der Wegzug in die Metropolen mit al-
len Konsequenzen wie aussterbende Dörfer, überfüllte 
Städte, klimatische Verwerfungen nur schwer stoppen 
lassen. Allein nach Frankfurt am Main zum Beispiel 
pendeln während der Woche täglich etwa 360.000 
Menschen, viele von ihnen mit dem Auto.

Die Forderung «Recht auf Dorf» beinhaltet eine funk-
tionierende Daseinsvorsorge für alle und überall. Für 
konkrete Veränderungen aber braucht es andere politi-
sche Mehrheiten im Bund und auf Landesebene. Nötig 
sind sie auch unmittelbar vor Ort – und möglich, wie 
diese Studie zeigt. Denn linke und gewerkschaftliche 
Vorstellungen hinsichtlich der ländlichen Räume Hes-
sens seien «in vielen Punkten konsens- und koalitions-
fähig für kommunalpolitische Akteure und Interessen», 
resümieren die Autoren.

Wir wünschen dieser Publikation, dass sie bei der 
Frage nach dem «Wie» gleichwertiger Lebensverhält-
nisse in Stadt und Land eine Orientierung gibt für linke 
Politik und Anstoß ist für eine intensive Debatte. 

Dr. Dagmar Enkelmann, Vorstandsvorsitzende  
der Rosa-Luxemburg-Stiftung, und  
Dieter Storck, Vorsitzender Landesstiftung Hessen
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Zusammenfassung

ZUSAMMENFASSUNG

Angesichts der auffällig hohen Stimmengewinne 
rechtspopulistischer Parteien in strukturschwachen 
und ländlichen Räumen erfahren regionale Disparitä-
ten und der Umgang mit ihnen über Expertenkreise 
hinaus Aufmerksamkeit. Politik, Medien und Wissen-
schaft beziehen sich hierbei auf die «Gleichwertig-
keit der Lebensverhältnisse» als übergeordnetes Ziel 
von Raumordnungspolitik. Aus der Perspektive von 
Kritischer Geographie und Kritischer Regionalwis-
senschaft untersucht die vorliegende Studie die Ent-
wicklung ländlicher Räume in Hessen und die gegen-
wärtige hessische Struktur- und Regionalpolitik. Sie 
fragt darüber hinaus, wie eine linke Politik auf dem und 
für das Land aussehen kann, die strukturelle Benach-
teiligungen ländlicher Regionen adressiert und dort 
eine Verbesserung der Lebensverhältnisse anstrebt. 
Wie kann ein «progressiver Ruralismus» an bestehen-
de Ansätze ländlicher Entwicklung anschließen und 
darüber hinausgehen, um gesellschaftliche Utopien 
jenseits großstädtischer akademischer Milieus zu ent-
wickeln?

Zu Beginn steht eine kritische Auseinandersetzung 
mit dem politischen Handlungsziel «Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse», das – wenn es nicht zu ei-
ner bedeutungslosen Kompromissformel verkommen 
soll – mit konkreten Inhalten gefüllt werden muss. Dar-
auf aufbauend umreißt die Studie Veränderungen hin-
sichtlich der staatlichen Aufgabe der Daseinsvorsorge 
und sozialräumlicher Disparitäten im Zuge von Neoli-
beralismus und Austerität. Vor diesem Hintergrund 
werden relevante Entwicklungen in den ländlichen 
Räumen Hessens in Bezug auf die Siedlungsstruktur, 
Wohlstandsverteilung, Versorgung mit Ärzt*innen, 
Schulen und anderen Infrastrukturen aufgezeigt und 
kartographisch dargestellt. Es zeigt sich, dass Hessen 
von einem deutlichen Gefälle zwischen der urbanisier-
ten Rhein-Main-Region und seinen tendenziell peri-
pherisierten Landesteilen gekennzeichnet ist. Dörfer 
und Kleinstädte in der Rhein-Main-Region stehen so-
zioökonomisch tendenziell deutlich besser da und ha-
ben mehr Infrastrukturen als kleine Siedlungen im Rest 
des Landes. Andererseits sind Groß- und Mittelstädte 
mit gewissen Zentralitätsfunktionen in den ländlichen 
Räumen sozioökonomisch schlechter gestellt als sol-
che in der Rhein-Main-Region. Die ländlichen, weniger 
gut ausgestatteten Teilräume Mittel- und Nordhessens 

sowie im Odenwald sind innerhalb Hessens mit seiner 
sozialräumlichen Polarisierung diejenigen Orte, de-
nen sich eine Politik für ländliche Räume in besonderer 
Weise annehmen sollte.

Die Ergebnisse unserer an die Kulturelle Politische 
Ökonomie angelehnten Analyse der Struktur- und Re-
gionalpolitik in Hessen lassen sich wie folgt zusam-
menfassen: Ländliche Räume und ihre spezifischen 
Probleme haben in der Landespolitik durchaus einen 
Bedeutungsgewinn erfahren. Da dieser Politik jedoch 
ein Steuerungsansatz zugrunde liegt, der sich auf Ak-
tivierung und Herstellung von Chancengleichheit be-
schränkt – im Sinne von gleichen Chancen für alle, 
am Markt und am Wettbewerb teilzunehmen –, blei-
ben damit strukturelle Ursachen wachsender sozial-
räumlicher Disparitäten unberührt. Hierzu gehört die 
unzureichende finanzielle Grundausstattung vieler 
Kommunen, denen trotz diverser Sonder- und Ent-
schuldungsprogramme und einer ausgeweiteten 
projektorientierten Förderpolitik weiterhin die Mittel 
fehlen, gute Lebensverhältnisse für alle Menschen si-
cherzustellen und sozialen Spaltungen entgegenzu-
wirken. Unterfinanzierung, Verschuldung und Investi-
tionsstau sind und bleiben die zentralen Probleme der 
Kommunen im ländlichen Raum Hessens. 

Die Studie schließt in Anlehnung an das «Manifesto 
for Progressive Ruralism in an Urbanizing World» mit 
Überlegungen für einen «progressiven Ruralismus» 
ab. Entscheidend für die Herstellung besserer Lebens-
verhältnisse auf dem Land ist, ob es gelingt, solidari-
sche Wege aus der Unterfinanzierung zu finden und 
Politik auf dem und für das Land zu demokratisieren. 
Beides, eine ausreichende Finanzierung und Demokra-
tisierung, sind notwendige Voraussetzung für soziale 
und räumliche Gerechtigkeit. Die Studie enthält eine 
Reihe von konkreten Vorschlägen, wie diese Ziele er-
reicht werden können. Diese schließen auch an Über-
legungen an, die derzeit innerhalb der Linken unter den 
Stichworten «sozialökologische Transformationen» 
und «Stärkung sozialer Infrastrukturen» diskutiert wer-
den. Zudem geht sie auf die wichtige Frage ein, wie 
Fragen der ländlichen Entwicklung wieder politisiert 
werden und wie mögliche Bündnisse aussehen könn-
ten, die einen «progressiven Ruralismus» vertreten. 
Denn dieser ist auf milieu- und parteiübergreifende Ko-
alitionen angewiesen.
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Einleitung

EINLEITUNG

Ländliche Räume werden zugleich idealisiert und ver-
teufelt. Gelten sie den einen als rückständig, sehen die 
anderen in ihnen den Ort alles «Authentischen». Mit 
dem alltäglichen Leben auf dem Land haben solche 
Fremd- und teils auch Selbstzuschreibungen oft nur 
wenig zu tun. Ziel dieser Studie ist es, jenseits dieser 
Vereinfachungen einen kritischen Blick auf die Ent-
wicklung ländlicher Räume in Hessen zu werfen. Im 
Zentrum stehen dabei sozioökonomische Verhältnis-
se in ihrer räumlichen Ausprägung sowie die Frage, 
wie eine progressive Politik auf dem und für das Land 
aussehen kann, die Benachteiligungen ländlicher Re-
gionen adressiert sowie gute und gleichwertige Le-
bensverhältnisse anstrebt. Wie kann ein «progressiver 
Ruralismus» an bestehende Ansätze ländlicher Ent-
wicklung anschließen und darüber hinausgehen, um 
solidarische Verhältnisse auf dem Land zu schaffen?1

Die Studie verfolgt die Perspektive von Kritischer 
Geographie und Kritischer Regionalwissenschaft, die 
Ideologien kritisieren, strukturelle Zusammenhänge 
fokussieren, die politische Ökonomie nicht absolut, 
aber doch zentral stellen und die Welt nicht nur un-
terschiedlich interpretieren, sondern auch verändern 
wollen (vgl. Belina 2020a; Krumbein u. a. 2008). Bis-
lang spielten ländliche Räume in beiden Forschungs-
perspektiven keine zentrale Rolle, jedoch beginnen ak-
tuelle Arbeiten die Relevanz ländlicher Entwicklung zu 
erkennen und für ihre Untersuchungen die Möglichkei-
ten kritischer Wissenschaft zu nutzen (Dudek/Kallert 
2017; Maschke u. a. 2020; Mießner/Naumann 2019; 
Vorbrugg/Ouma 2020).

Die Disziplinen Kritische Geographie und Kritische 
Regionalwissenschaft befassen sich mit Fragen der 
Raumplanung und der Raumordnungspolitik, in der 
die «Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse» als 
übergeordnetes Ziel eine wichtige Rolle einnimmt 
(vgl. Mießner 2017). Angesichts zunehmender Stim-
mengewinne rechtspopulistischer Parteien erfahren 
regionale Disparitäten und der Umgang mit ihnen 
über die Raumplanung hinaus vermehrt politische 
Aufmerksamkeit. Das Konzept der Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse bildet daher den Ausgangs-
punkt der Studie, das zusammen mit der staatlichen 
Aufgabe der Daseinsvorsorge und dem System zen-
traler Orte in Kapitel 1 zunächst vorgestellt wird, um 
daraufhin aufzuzeigen, wie sich deren Verständnis 
und Verwendung in Zeiten des Neoliberalismus ver-
ändert haben. Zentrale Aspekte sind dabei Austerität, 
der Rückbau öffentlicher Daseinsvorsorge und die für 
Wirtschaftswachstum in Kauf genommene Zunahme 
sozialräumlicher Disparitäten. Kapitel 2 befasst sich 
mit der Entwicklung ländlicher Räume in Hessen auf 
Basis einer kritischen Auseinandersetzung mit bereits 
vorliegenden Studien. Zentral ist hier der ausgeprägte 
Kontrast zwischen der prosperierenden Rhein-Main-
Region und den ländlichen Räumen Mittel- und Nord-

hessens. In Kapitel 3 werden bisherige politische Ent-
wicklungsansätze und Instrumente der hessischen 
Landespolitik hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die 
ländlichen Gebiete untersucht. Im abschließenden 
Kapitel 4 werden als eine Art Kompass zentrale As-
pekte eines «progressiven Ruralismus» skizziert. Die 
Metapher des Kompasses wurde gewählt, weil es hier 
vor allem um Leitlinien für die grundsätzliche Ausrich-
tung einer solidarischen Politik für ländliche Räume in 
Hessen geht, nicht um einen ausgearbeiteten «Stra-
ßenplan», der den genauen Weg vorgibt (vgl. Wright 
2017). Die Studie versteht sich damit als Einstieg in 
eine linke Debatte um ländliche Räume in Hessen. Wir 
möchten politisch Aktiven in Stadt und Land (in der 
Doppelbedeutung von ländlichen Räumen und Bun-
desland Hessen) für Fragen ländlicher Entwicklung 
sensibilisieren und ihnen eine Orientierungshilfe bie-
ten.

Im Anschluss an politisch-ökonomische Arbeiten 
der Kritischen Geographie und Kritischen Regionalwis-
senschaften konzentriert sich die Studie auf sozioöko-
nomische Verhältnisse und macht daran den Bedarf für 
weiter gehende Forschungen zu ländlichen Räumen 
und den Möglichkeiten linker Interventionen deutlich. 
Zugleich ist uns bewusst, dass darüber hinaus erhebli-
cher Forschungsbedarf zu folgenden Themen und Zu-
sammenhängen besteht: Fremdheit und rassistische 
Diskriminierungen (bspw. Sibley 2006; Zinn-Thomas 
2019), soziale Ungleichheiten und Armut (bspw. Chas-
sé 2019; Shucksmith 2012) sowie ökologische Heraus-
forderungen und damit einhergehende Marginalisie-
rungen von bestimmten Bevölkerungsgruppen (bspw. 
Bauriedl 2019; Kousis 1998). Diese Fragen ebenfalls 
einzubeziehen hätte jedoch den Rahmen der vorliegen-
den Studie gesprengt.

Unser Dank gilt unseren Interviewpartnern: Roland 
Heinrich (Freiwilligenzentrum Alsfeld e. V.), Markus 
Holle (Beauftragter für Zukunftsfragen im Landkreis 
Hersfeld-Rotenburg), Berthold Janssen (Dorfladen 
Schönstadt eG), Stephan Paule (Bürgermeister von 
Alsfeld), Michael Riese (Stadtverordnetenversamm-
lung Alsfeld, Rosa-Luxemburg-Club Vogelsberg), 
Paul Runkel (Freiwilligenzentrum Alsfeld e. V.), Frank 
Schmidt (Bürgermeister von Löhnberg), Dietmar 
Schnell (Kreistagsabgeordneter Vogelsbergkreis, Ro-
sa-Luxemburg-Club Vogelsberg), Christopher Vogel 
(Mobiles Beratungsteam gegen Rechtsextremismus 
und Rassismus – für demokratische Kultur in Hessen 
e. V., Sprecher der AG Ländliche Räume im Bundesver-
band Mobile Beratung). 

Nach Abschluss der empirischen Phase – der auf-
grund der Corona-Pandemie unvermittelter erfolg-

1  Vom ländlichen Raum im Singular wird im Folgenden gesprochen, wenn die 
Raumkategorie gemeint ist, von ländlichen Räumen im Plural, wenn die Vielfalt der 
Teilräume betont wird oder von Regionen innerhalb der Raumkategorie die Rede ist. 
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te als geplant – wurde das Problem deutlich, dass wir 
Gespräche ausschließlich mit männlichen Personen 
geführt haben. Dies spiegelt einerseits den «vorherr-
schenden Androzentrismus sowie das konservativ-
bewahrende Milieu» (Oedl-Wieser/Schmitt 2019: 73) 
auf dem Land wider, wo «das politische Machtgefüge 
[…] nach wie vor vielerorts männlich dominiert» ist und 
Frauen «in der lokalen und regionalen politischen Öf-
fentlichkeit immer noch stark unterrepräsentiert sind» 
(ebd.: 77; vgl. auch Oltmanns 2019). Andererseits ist 
diese Einseitigkeit auch unser Versäumnis, das zu kor-

rigieren in Zeiten sozialer Distanzierung leider nicht 
mehr praktikabel erschien. 

Wir danken weiterhin Elke Alban für die bewährt prä-
zise Umsetzung der Karten, der Rosa-Luxemburg-Stif-
tung, hier insbesondere Stefanie Ehmsen für die Be-
treuung der Studie, und dem Bundesinstitut für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung (BBSR) für die Bereitstel-
lung von Daten für die Kartographierung. Michael Krell 
hat uns bei der Auswertung vorliegender Studien und 
Forschungsarbeiten und bei der Aufbereitung ihrer Er-
gebnisse unterstützt. 
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1 GLEICHWERTIGKEIT DER LEBENSVERHÄLTNISSE: 
EIN ÜBERBLICK

Das Thema «Gleichwertigkeit der Lebensverhältnis-
se» hat Konjunktur. War diese Begrifflichkeit vor weni-
gen Jahren nur Spezialist*innen der Raumplanung be-
kannt, hat sie nun Eingang in aktuelle politische und 
mediale Diskurse gefunden. Unterstrichen wird die-
ser Bedeutungszuwachs durch zahlreiche Studien, die 
sich mit dem Ausmaß der (Un-)Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse in verschiedenen Regionen Deutsch-
lands auseinandersetzen (u. a. APuZ 2019; Berlin-Ins-
titut für Bevölkerung und Entwicklung 2019; Fink u. a. 
2019), und auch durch die Tagespolitik, in der sich neu-
erdings auf diesen Begriff bezogen wird. Die Etablie-
rung der rechtspopulistisch bis offen rechtsextremen 
Partei Alternative für Deutschland (AfD) beruht nicht 
zuletzt auf ihren Wahlerfolgen in ländlichen, oftmals 
als «abgehängt» bezeichneten Regionen. Dadurch ent-
steht vermehrt Handlungsdruck für die Regional- und 
Strukturpolitik. Entsprechend schreiben sich mittler-
weile (wieder) viele politische Akteure die Förderung 
von gleichwertigen Lebensverhältnissen auf die Fah-
nen. 

Bereits 2014 richtete der Freistaat Bayern ein soge-
nanntes Heimatministerium ein und nahm die Förde-
rung «gleichwertiger Lebens- und Arbeitsverhältnisse 
in ganz Bayern, in Stadt und Land» als Staatsziel in die 
Bayerische Verfassung auf (Dudek/Kallert 2017: 6). Die 
Bundesregierung setzte neben der Neuaufstellung ei-
nes dem Innenministerium zugeordneten «Heimat-
ministeriums» auch eine Kommission «Gleichwertige 
Lebensverhältnisse» ein, deren erste Arbeitsergeb-
nisse Mitte 2019 vorgestellt wurden. «Unser Plan für 
Deutschland – Gleichwertige Lebensverhältnisse über-
all» (BMI 2019b) beinhaltet allgemeine politische Stra-
tegien für den Umgang mit räumlichen Disparitäten. 
Diese umfassen zwölf Schwerpunkte und sehr vage 
Forderungen: von «Dörfer und ländliche Räume stär-
ken» über «Breitband und Mobilfunk flächendeckend 
ausbauen» bis hin zu «eine faire Lösung für kommu-
nale Altschulden finden». An den Formulierungen lässt 
sich unschwer die politische Unverbindlichkeit erken-
nen, die dieses Konsenspapier der drei Ministerien für 
Inneres, Bau und Heimat, für Ernährung und Landwirt-
schaft sowie für Familien, Senioren, Frauen und Ju-
gend kennzeichnet. So kritisieren Kersten u. a. (2019: 
5), dass die Ergebnisse «weniger der Aufbruch in ei-
ne neue Politik des sozialen, wirtschaftlichen und ter-
ritorialen Zusammenhalts als vielmehr ein Akt ‹guten 
politischen Willens› seien, dessen Verwirklichung weit-
gehend unklar bleibt». Ähnlich kritisch sieht dies auch 
das Präsidium der Akademie für Raumentwicklung 
in der Leibniz-Gemeinschaft (ARL) (Baumgart/Priebs 
2019). Im fast zeitgleich veröffentlichten sogenannten 
Deutschlandatlas (BMI 2019a) sind die Lebensverhält-
nisse in verschiedenen Dimensionen differenziert er-
fasst, dabei jedoch so wertneutral nebeneinander ab-

gebildet, dass keine Aussagen über eine grundlegende 
ungleiche Entwicklung und deren Ursachen getroffen 
werden können.

Zum besseren Verständnis der Diskussion gibt die-
ses einführende Kapitel einen Überblick über die ak-
tuelle Fachliteratur zum Thema Gleichwertigkeit der 
Lebensverhältnisse im ländlichen Raum. Zunächst er-
örtern wir mit Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse, 
Daseinsvorsorge und zentrale Orte drei wichtige Be-
griffe der bundesdeutschen Raumordnungspolitik (Ka-
pitel 1.1). Anschließend werden diese drei Begriffe und 
die damit verbundenen politischen Ansätze und Über-
legungen in den Kontext von Neoliberalisierung und 
Austerität eingeordnet und mit der Debatte um zuneh-
mende räumliche Disparitäten verbunden (Kapitel 1.2).

1.1 ZENTRALE BEGRIFFE DER BUNDES-
DEUTSCHEN RAUMORDNUNG
Geht es um ländliche Räume, sind für die Raumord-
nungspolitik in der Bundesrepublik drei Begriffe zen
tral: Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse, Daseins-
vorsorge und zentrale Orte. Allen ist gemeinsam, dass 
es sich um für die Diskussion der Raumordnung durch-
aus sinnvolle Begrifflichkeiten handelt, die aber inhalt-
lich nur vage bestimmt und deshalb Gegenstand von 
politischen Auseinandersetzungen sind. In den ver-
gangenen Jahrzehnten wandelte sich das Verständ-
nis dieser Begriffe angesichts der Neoliberalisierung 
der gesellschaftlichen Verhältnisse mit der Folge, dass 
ländliche Räume Gefahr laufen, von wirtschaftlichen 
Impulsen, politischer Repräsentation und gesellschaft-
licher Teilhabe abgekoppelt zu werden. 

1.1.1  Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse
Die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse wurde 
1994 im Zuge der deutschen Wiedervereinigung als 
politisches Handlungsziel in Artikel 72 des Grundge-
setzes aufgenommen. Dieser Artikel regelt die kon-
kurrierende Gesetzgebungskompetenz von Bund und 
Ländern.2 Damit wird allerdings in erster Linie ein Ein-
griffsrecht der Bundesregierung in Landesrecht formu-
liert, sollte die Herstellung gleichwertiger Lebensver-
hältnisse im Bundesgebiet eine Bundesgesetzgebung 
erforderlich machen. Diese Möglichkeit des Bundes 
wird jedoch vom Bundesverfassungsgericht sehr re-
striktiv ausgelegt, wonach das «bundesstaatliche 

2  Bereits 1949 war in Artikel 72 des Grundgesetzes die Gesetzgebungskompe-
tenz des Bundes gegenüber den Ländern geregelt. Damals stand an der Stelle der 
«Gleichwertigkeit» die «Einheitlichkeit» – also ein Begriff, der noch deutlicher auf ei-
ne Angleichung der Lebensverhältnisse abzielt. Dennoch war bereits der Begriff der 
«Einheitlichkeit» so unbestimmt, dass er von Jurist*innen als «Leerformel» (Arndt 
1993: 362) bezeichnet wurde. Der Passus wurde vom Parlamentarischen Rat an die-
ser Stelle eingefügt, um die Bestrebungen der Alliierten, die Gesetzgebungskompe-
tenz des Bundes gegenüber den Ländern einzuschränken, durch die Aufnahme des 
unbestimmten Begriffes zu umgehen (Mießner 2017). Mit der Verfassungsreform 
1994 im Zuge der deutschen Wiedervereinigung wurde aus der «Einheitlichkeit» 
die noch unbestimmtere «Gleichwertigkeit» der Lebensverhältnisse. 
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Rechtsgut gleichwertiger Lebensverhältnisse» erst 
bedroht sei, «wenn sich die Lebensverhältnisse in den 
Ländern der Bundesrepublik in erheblicher, das bun-
desstaatliche Sozialgefüge beeinträchtigender Wei-
se auseinanderentwickelt haben» (BVerfG 2002). Das 
Verfassungsgericht legt jedoch nicht genauer fest, 
was die Kriterien und Schwellenwerte sein sollen, die 
eine solche Beeinträchtigung des Sozialgefüges na-
helegen. Damit wird das Gleichwertigkeitspostulat 
zu einem «verfassungsrechtlich stumpfen Schwert» 
(Kersten u. a. 2019: 7). Etwas konkreter bestimmt das 
Raumordnungsgesetz, dass «im Gesamtraum der Bun-
desrepublik Deutschland und in seinen Teilräumen […] 
ausgeglichene soziale, infrastrukturelle, wirtschaft-
liche, ökologische und kulturelle Verhältnisse anzu-
streben [sind]. Diese Aufgaben sind gleichermaßen in 
Ballungsräumen wie in ländlichen Räumen, in struk-
turschwachen wie in strukturstarken Regionen zu er-
füllen.» Des Weiteren sei auf «einen Ausgleich räumli-
cher und struktureller Ungleichgewichte zwischen den 
Regionen» hinzuwirken (BMJV 2020: §2 Abs. 1). Doch 
auch diese Formulierungen lassen den konkreten In-
halt der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse sehr 
unbestimmt.

Diese rechtliche Unbestimmtheit bildet die Grund-
lage dafür, dass immer wieder insistiert wird, «gleich-
wertig» bedeute nicht «gleich» (ARL 2016; Barlösi-
us 2006; Ragnitz/Thum 2019). Mit dem Postulat der 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse geht also 
nicht die Gleichverteilung von Angeboten und Leistun-
gen der Daseinsvorsorge einher. Diese Position ist je-
doch zweischneidig. Einerseits stimmt es, dass es für 
die geforderte Herstellung sozialer Integration «nicht 
notwendig [ist], die Verschiedenartigkeit der Teilräume 
in Gleichförmigkeit zu überführen, wohl aber extreme 
Unterschiede in den Lebensverhältnissen abzubauen 
und Mindestbedingungen zur Teilnahme zu gewähr-
leisten» (Barlösius/Neu 2007: 82). Dass «Gleichwertig-
keit» nicht «gleich» bedeutet, kann dementsprechend 
als Forderung nach Mindeststandards mit dem Ziel der 
regionalen sozialen Kohäsion ausgelegt werden. Ande-
rerseits kann die Formulierung, etwa mit Bezugnahme 
auf demographische Veränderungen, auch dazu die-
nen, die mangelhafte flächendeckende Ausstattung 
mit Infrastrukturen der Daseinsvorsorge zu rechtferti-
gen (etwa hier: Der Beauftragte der Bundesregierung 
für die Neuen Bundesländer 2011).

Die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse ent-
zieht sich demnach einer eindeutigen und rechtlich 
verbindlichen Definition – so gilt das Begriffspaar auch 
als «leerer Signifikant», der es als Kompromissbegriff 
unterschiedlichen gesellschaftlichen Akteuren erlaubt, 
sich in politischen Konflikten positiv auf ihn zu berufen. 
Zugleich droht er, strukturelle Widersprüche zwischen 
sozialräumlicher Ausgleichspolitik und Förderung von 
Wirtschaftswachstum zu überdecken (Mießner 2017: 
138 ff.). Gleichwohl wird der Begriff vor allem in der 
Fach- und mitunter auch in der politischen Diskussion 
mit konkreten Inhalten zu füllen versucht. 

Allgemein bezieht die Diskussion in der Raumord-
nung das Konzept der Gleichwertigkeit der Lebensver-
hältnisse auf die Themenfelder Wohnen, Arbeit, Wirt-
schaft, Soziales und Infrastrukturen (ARL 2016; Fink 
u. a. 2019; Koppers u. a. 2018). Das Bundesinstitut 
für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR 2017) be-
trachtet als Teil seiner laufenden Beobachtung der regi-
onalen Lebensverhältnisse folgende Bereiche:
–	� demographische Faktoren (z. B. Alterung, Bevölke-

rungsentwicklung), 
–	� wirtschaftliche Faktoren (z. B. BIP je Erwerbstätige, 

Beschäftigte in wissensintensiven Sektoren),
–	� infrastrukturelle Versorgung (z. B. Versorgung mit 

Ärzt*innen, Erreichbarkeit von IC/ICE-Bahnhöfen),
–	� Arbeitsmarktdaten (z. B. Erwerbslosenquote, Pen-

deldistanzen),
–	� Wohlstand (z. B. Verschuldung und Einkommen) und 
–	� Wohnungsmarkt (Angebotsmieten). 
Diese Auswahl ist jedoch kritisch zu hinterfragen. So 
wurde jüngst angemerkt, dass das Ziel einer gesunden 
Umwelt in der Debatte bislang kaum berücksichtigt 
wird (Milbert 2019). Auch gibt es unterschiedliche He-
rangehensweisen, gleichwertige Lebensverhältnisse 
zu ermitteln (siehe bspw. BBSR 2012; Fink u. a. 2019) 
sowie einzelne Bereiche zu gewichten und sie zuein-
ander ins Verhältnis zu setzen. So kann zum Beispiel 
argumentiert werden, dass niedrige Grundstückskos-
ten auf dem Land fehlende Infrastrukturen ausgleichen 
(vgl. hierzu Kapitel 2.3).

Weiterhin ist die konkrete Abgrenzung, was (noch) 
als gleichwertig gelten kann, schwierig. Ist die Ein-
beziehung medizinischer Versorgung in den Kriteri-
enkatalog noch weitgehend unumstritten, wird etwa 
die Frage nach der Erreichbarkeit deutlich kontrover-
ser diskutiert: Wie weit darf ein Krankenhaus entfernt 
sein, wie weit die nächste Allgemeinärztin oder Fach-
ärztin? Und wie steht es etwa um Mobilfunk, Lebens-
mittelläden oder Kultureinrichtungen? Selbst wenn 
man sich auf sinnvolle Dimensionen der Gleichwer-
tigkeit einigen würde, ist die entscheidende Frage: Ab 
wann ist etwas ungleichwertig? Dies lässt sich etwa 
am Indikator Bevölkerungsentwicklung illustrieren. 
Dieser wirkt sich bei sinkenden Einwohnerzahlen ag-
gregiert mit anderen Indikatoren negativ auf die Le-
bensverhältnisse aus. Für gute oder schlechte Le-
bensbedingungen ist jedoch weniger entscheidend, 
ob mehr oder weniger Menschen in einer Gemeinde 
oder einem Kreis wohnen. Vielmehr ließe sich disku-
tieren, ob eine sinkende Bevölkerungszahl vor allem 
dann negative Auswirkungen auf die Lebensquali-
tät hat, wenn aus ökonomischen Effizienzgründen 
Schließungen von Krankenhäusern, Behörden oder 
aber auch von Lebensmittelläden die Folge sind – es 
sich also um eine «sich selbst verstärkende Entwick-
lung» (Fink/Tiemann 2017: 2) handelt, die jedoch poli-
tisch durch Sach- und Sparzwänge vermittelt ist (Neu 
2009b: 83).

Eine weitere Problematik bei der Messung bezieht 
sich auf die gewählte Maßstabsebene: Zumeist bezie-
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hen sich die Indikatoren aus pragmatischen Gründen 
auf die Kreisebene (kreisfreie Städte, Landkreise). Al-
lerdings ist diese Ebene für die zu betrachtenden Di-
mensionen von Lebensverhältnissen nicht immer gut 
geeignet und entsprechend umstritten. So weist Mil-
bert (2019: 31) darauf hin, dass die Kreisebene etwa 
zur Erfassung von Arbeitsmärkten zu klein, für eine Ab-
schätzung der Qualität der Daseinsvorsorge jedoch zu 
groß sei. Dies unterstreicht die Notwendigkeit von län-
derspezifischen Untersuchungen wie die hier vorlie-
gende Studie zu Hessen, die auch die Gemeindeebene 
in den Blick nehmen.

Die berechtigte Forderung, dass der Staat dem im 
Grundgesetz und Raumordnungsgesetz verankerten 
Ziel der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse nach-
kommen muss (Kersten u. a. 2019), droht aufgrund der 
Abstraktheit dieses Ziels ins Leere zu laufen. Im Namen 
der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse erhobene 
Ansprüche können mit Verweis auf andere Kriterien, 
Grenzwerte oder räumliche Maßstabsebenen zurück-
gewiesen oder durch eine Aufrechnung von Vor- und 
Nachteilen relativiert werden. Deshalb ist es wichtig, 
solche Forderungen mit konkreten Inhalten zu verbin-
den. Ein sinnvoller Weg ist dabei die Übersetzung von 
Gleichwertigkeit in die Ausstattung mit Infrastrukturen 
der Daseinsvorsorge.

1.1.2  Daseinsvorsorge
Für die Konkretisierung dessen, was gleichwertige 
Lebensverhältnisse ausmachen sollte, spielt die Da-
seinsvorsorge eine zentrale Rolle (Neu 2009a: 11). Un-
ter diesem Begriff wird mit Bezug auf den Staats- und 
Verwaltungsrechtler Ernst Forsthoff3 derjenige Bereich 
der Verwaltung verstanden, der öffentliche Güter von 
allgemeinem Interesse bereitstellt. Der Begriff ist nor-
mativ, weil er mit dem Anspruch einhergeht, «dass 
der Staat sicherstellt, dass der Bevölkerung eines Ge-
meinwesens bestimmte Güter und Dienstleistungen 
zur Verfügung stehen, die für das menschliche Dasein 
notwendig sind» (Mause 2018: 415). In der Regel wer-
den die Wasser- und Energieversorgung, Wohnungen, 
Verkehr, Post, Müll- und Abwasserentsorgung, Ge-
sundheitsdienste, Schulen, Altenpflege, Kinderbetreu-
ung, aber auch Kulturangebote zur Daseinsvorsorge 
gerechnet (BBSR 2017: 28; Henneke 2009: 18; Kers-
ten u. a. 2015). Vorrangig werden diese Leistungen von 
Kommunen sowie anderen staatlichen Einrichtungen 
erbracht, aber zunehmend auch von privaten Akteu-
ren (in ehrenamtlicher und kommerzieller Form) oder 
in Kooperation zwischen privatem und öffentlichem 
Sektor – zum Beispiel im Rahmen von Public-private-
Partnerships (PPP). 

Jedoch sind auch die Aufgaben der Daseinsvor-
sorge nicht exakt bestimmbar. Darüber hinaus exis-
tiert keine leistungsspezifische rechtliche Definition 
für die jeweiligen Teilbereiche.4 Welche Daseinsvor
sorgeleistungen wo vorgehalten werden, ist vielmehr 
das Ergebnis staatlicher Interventionen und der ge-
sellschaftlichen Kräfteverhältnisse, innerhalb derer sie 

ausgehandelt und geregelt werden. Die Daseinsvor-
sorge befindet sich in einem stetigen Wandel, in dem 
sich Interessensgegensätze verschiedener Akteure 
materialisieren (Kersten u. a. 2012: 62). Häufig mün-
den diese Aushandlungen in einen unbefriedigenden 
Status quo.

Zwei aktuelle Beispiele sollen dies illustrieren. Es ge-
hört mehr oder minder zum derzeitigen gesellschaft-
lichen Konsens, dass die Mieten möglichst auf einem 
sozialverträglichen Niveau zu halten sind und alle Zu-
gang zum Mobilfunk des neuesten Standards (5G) ha-
ben sollen. Allerdings betätigt sich der Staat bei der Be-
reitstellung dieser Güter (bezahlbarer Wohnraum und 
5G) lediglich als unentschlossener Regulierer (siehe 
die unzureichende Mietpreisbremse) oder Lückenfül-
ler, wenn etwa die Mobilfunkstrategie der Bundesre-
gierung (2019a) vorsieht, im für private Anbieter wenig 
lukrativen ländlichen Raum mit staatlicher Förderung 
5.000 Mobilfunkmasten errichten zu lassen. Diese Bei-
spiele drücken ein geändertes Verständnis der Rolle 
des Staates bei der Daseinsvorsorge aus. In den So-
zialwissenschaften ist in diesem Zusammenhang häu-
fig von einem Wandel des fordistischen Wohlfahrts-
staats hin zu neoliberalen Formen der Staatlichkeit 
die Rede (vgl. Candeias 2009; Hirsch 1996). Bis in die 
1970er Jahre hinein versuchten staatliche Stellen, mit 
einer umfassenden infrastrukturellen Versorgung Un-
gleichheiten auszugleichen, auch zum Zweck des Wirt-
schaftswachstums (Versorgungsstaat). Seitdem do-
miniert eine Auffassung, wonach sich der Staat auf 
Rahmensetzungen und Anreize («Fördern und For-
dern») beschränkt sowie regionalpolitisch auf endoge-
ne Potenziale – Entwicklungsmöglichkeiten innerhalb 
von Regionen – statt auf von außen herangeführte Res-
sourcen setzt («Gewährleistungsstaat»). Die öffentli-
che Verwaltung wäre demnach nicht länger allein zu-
ständig für die Daseinsvorsorge, sondern überträgt 
diese Aufgaben nach Möglichkeit auf private Anbieter 
und Akteure und gewährleistet somit lediglich Grund-
funktionen staatlicher Infrastruktur (Canzler/Knie 2009; 
Dümke 2015: 34 ff.). 

Im Vergleich zur Gleichwertigkeit der Lebensver-
hältnisse lässt sich das, was zur Daseinsvorsorge ge-
hört, besser konkretisieren. Wie genau jedoch die Da-
seinsvorsorge bestimmt, ausgestaltet und organisiert 
werden soll, bleibt Gegenstand von gesellschaftlichen 
Aushandlungsprozessen. 

3  Forsthoff, ein Schüler Carl Schmitts, war in seinen jungen Jahren stark von na-
tionalsozialistischen Ideen (siehe sein Buch «Der totale Staat» von 1933) geprägt, 
denen zufolge das Individuum in der Gemeinschaft aufgeht und entsprechende in-
dividuelle Freiheiten zugunsten eines starken, vorsorgenden Staates aufgegeben 
werden müssen. Allerdings löste sich Forsthoff bereits Mitte der 1930er Jahre von 
der NS-Ideologie, erkannte individuelle Ansprüche und Bedürfnisse an und passte 
sein Verständnis der Daseinsvorsorge in der Nachkriegszeit den veränderten Um-
ständen und Vorstellungen an (Neu 2009a: 10 [Fn. 1–3]).  4  Die Bandbreite reicht 
von minimalistischen liberal-staatsfernen Vorstellungen (Hösch 2000: 116) bis hin 
zu umfassenden Konzepten, die fordern, der Staat solle Einrichtungen schaffen, 
die gewährleisten, «dass wichtige Grundbedürfnisse allen Menschen in rechtsver-
bindlich abgesicherter Weise kostenlos oder zumindest kostengünstig zur Verfü-
gung stehen» (Hirsch u. a. 2013: 12). 
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1.1.3  Das Konzept der zentralen Orte
Das Konzept der zentralen Orte ist ein wichtiger Ansatz 
in der Raumplanung, der Orte danach klassifiziert, wel-
che Rolle sie bei der Daseinsvorsorge spielen. In An-
lehnung an die «Theorie Zentraler Orte» nach Walter 
Christaller (1980 [1933]) geht das Konzept davon aus, 
dass größere Orte besser mit Institutionen und Ein-
richtungen (z. B. Verwaltungen, Unternehmen, Kul-
tureinrichtungen, Infrastrukturen der Daseinsvorsor-
ge etc.) ausgestattet sind und deswegen ihr Umfeld 
mitversorgen können (Flex u. a. 2016; Gawron 2008). 
Seine Umsetzung findet dieses Konzept zum Beispiel 
in Landesentwicklungsplänen (LEP). Hier hat man 
unterschiedliche Zentralitätsstufen eingeführt, die 
Mindeststandards der Versorgung und Ausstattung 
sicherstellen sollen. Im Entwurf des hessischen Lan-
desentwicklungsplans5 2000 etwa sind zehn Oberzen-
tren mit überregionaler Versorgung, 95 Mittelzentren 
für die regionale Versorgung und weitere 318 Gemein-
den als Grundzentren für die Grundversorgung ausge-
wiesen (Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Ener-
gie, Verkehr und Wohnen 2019). Landesplanerisch 
betrachtet können funktionsfähige zentrale Orte ganz 
wesentlich zu einer flächendeckenden Versorgung mit 
sozialen Einrichtungen sowie anderen Dienstleistungs- 
und Verwaltungsfunktionen und damit zur Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse beitragen. Dies be-
deutet, dass vor allem die ländlichen Räume mit ge-
ringer Bevölkerungsdichte und kleinteiliger Siedlungs-
struktur von einem Zentrale-Orte-System, das sich an 
dem Ziel einer gleichwertigen Ausstattung orientiert, 
profitieren können. 

Gleichwohl wird am Konzept der zentralen Orte Kri-
tik formuliert. Der Dorfforscher Gerhard Henkel (2018: 
242) verweist darauf, dass es bereits als Begründung 
für die Schließung von Schulen, medizinischen Ein-
richtungen oder auch Kirchen in ländlichen Räumen 
herhalten musste und um eine «Umverteilung der 
Ressourcen zugunsten der Zentralorte» zu rechtferti-
gen. Es diene, so sein Schluss, «vorranging den Herr-
schaftsinteressen der staatlichen Administration» und 
schade «der großen Masse der deutschen Dörfer» 
(ebd.: 196; mit Verweis auf Stiens 1990). Auch wenn 
die von ihm genannten Beispiele tatsächlich eine Aus-
dünnung der Daseinsvorsorge in ländlichen Räumen 
belegen, so sollte dies nicht vorrangig dem Zentrale-
Orte-Konzept angelastet werden. Vielmehr könnte 
hervorgehoben werden, dass im Zuge des neolibera-
len Umbaus des Staates die jeweiligen Schwellenwer-
te etwa für den Erhalt von Dorfschulen gezielt so ver-
ändert wurden, dass Leistungen der Daseinsvorsorge 
auf dem Land abgebaut werden konnten. Anstatt das 
grundsätzlich sinnvolle Konzept der zentralen Orte vor-
schnell zu verwerfen, sollte die inhaltliche (und das 
heißt stets: finanzielle) Ausstattung von Programmen, 
die sich darauf beziehen, einer Kritik unterzogen wer-
den.

So sind ländliche Räume häufig nur noch durch zen-
trale Orte der untersten Stufe (Grundzentren) versorgt, 

was bedeutet, ihre Ausstattung mit Daseinsvorsorge
infrastrukturen ist zunehmend unzureichend. Unter 
den gegenwärtigen gesellschaftlichen Verhältnissen 
sind wenig besiedelte Räume zudem von der Ausdün-
nung zentraler Orte oder gar ihrem Wegfall bedroht 
(Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung 2010: 58; Gawron 2008). Hinzu kommt noch 
die Konkurrenz zentraler Orte untereinander, die sich 
in ausgeprägtem Streben nach Statuserhalt und der 
damit verbundenen Vorteile ausdrückt (Dudek/Kallert 
2017: 30; Kühn/Milstrey 2015: 187). Problematisch ist 
zudem, dass von staatlicher Seite zu wenig unternom-
men wird, um die derzeitigen bereits vergleichsweise 
niedrigen Standards in Bezug auf die Ausstattung mit 
Einrichtungen und Leistungen der Daseinsvorsorge 
verbindlich durchzusetzen.

1.1.4  Zwischenfazit
Mit den raumordnerischen Konzepten Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse, Daseinsvorsorge und zentrale 
Orte werden grundsätzlich sinnvolle Instrumente be-
nannt, die für eine flächendeckende Versorgung ländli-
cher Räume genutzt werden können. Zugleich sind alle 
drei Begriffe inhaltlich so vage bestimmt und ihre kon-
krete Ausgestaltung Gegenstand politischer Auseinan-
dersetzungen, dass es in ihrem Namen in den vergan-
genen Jahrzehnten zu einem weiteren «Abhängen» 
ländlicher Räume kam. Hintergrund dafür war der neo-
liberale Umbau des fordistischen Wohlfahrtsstaates 
in Richtung eines «nationalen Wettbewerbsstaates» 
mit seiner «alle sozialen Sphären umgreifenden Aus-
richtung der Gesellschaft auf das Ziel globaler Wettbe-
werbsfähigkeit» (Hirsch 1996: 109).

1.2 NEOLIBERALISIERUNG, AUSTERITÄT 
UND RÄUMLICHE DISPARITÄTEN
Wie sich die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse, 
die Daseinsvorsorge und zentrale Orte im Rahmen der 
Neoliberalisierung von Staat und Gesellschaft verän-
dert haben und welche Konsequenzen das für ländli-
che Räume hatte, skizzieren wir im Folgenden anhand 
der Begriffe Neoliberalisierung, Austerität und räumli-
che Disparitäten.

1.2.1  Neoliberale Restrukturierung 
der Daseinsvorsorge
Die Debatten um die Bereitstellung von bzw. die Aus-
stattung mit Infrastrukturen kreisten in den letzten 
Jahrzehnten zunehmend um Fragen von Wirtschaft-
lichkeit und Wettbewerb (Einig 2008; Schuppert 2005). 
Dies verweist auf die wirtschafts- und neoliberale Vor-
stellung, wonach der Staat nur diejenigen Leistungen 

5  Landesentwicklungspläne sind das zentrale, raumordnerische Instrument der 
räumlichen Planung, in dem unter anderem die jeweiligen Zentralitätsstufen für 
zentrale Orte festgelegt werden. Der LEP für Hessen wurde 2020 neu formuliert 
und angepasst, wobei eine der Änderungen die Typisierung von ländlichen Räu-
men betrifft: So soll es laut Planentwurf zukünftig statt vormals einer Klasse nun 
zwei Klassen ländlicher Räume – «ländliche Räume mit Verdichtungsansätzen» 
und «dünn besiedelte ländliche Räume» – geben (Hessisches Ministerium für Wirt-
schaft, Energie, Verkehr und Wohnen 2020: 18 ff.). 

https://de.wikipedia.org/wiki/Siedlung
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und Dienste selbst organisieren und bereitstellen soll, 
die vom Markt nicht (im ausreichenden Maße) erbracht 
werden können. Mehr Wettbewerb und die Zulassung 
von privaten Anbietern würden die Kosten sowie Risi-
ken der Daseinsvorsorge für die öffentliche Hand mini-
mieren und für eine effizientere Leistungserbringung 
sorgen (Rottmann u. a. 2019). Bei dieser neoliberalen 
Betrachtungsweise bleibt jedoch unberücksichtigt, 
dass private Unternehmen nur in potenziell gewinn-
bringende Sektoren investieren. Somit muss, der wirt-
schaftsliberalen Logik folgend, der Staat all jene Aufga-
ben und Bereiche der Daseinsvorsorge übernehmen, 
die aufgrund des schlechten Kosten-Einnahme-Ver-
hältnisses der Abgabenfinanzierung bedürfen und von 
privaten Trägern nicht lukrativ betrieben bzw. organi-
siert werden können. 

Gerade in Zeiten von niedrigen Profitraten und mi-
nimalen oder gar negativen Zinsen sucht das Kapital 
nach neuen Anlagemöglichkeiten (vgl. für das Beispiel 
Wohnungen als Ware: Belina 2018; Holm 2011; zum 
Thema kommunaler Boden: Heinz/Belina 2019), wes-
halb mittlerweile auch abseits der Metropolen Immobi-
lien für Investoren attraktiv werden (Fehlberg/Mießner 
2015). Hinzu kommt, dass neben Wohnungen auch 
andere Einrichtungen der Daseinsvorsorge wie Kran-
kenhäuser und Pflegeheime, die Wasserversorgung 
oder die Verkehrsinfrastruktur enorme Investitions-
möglichkeiten bieten, denen privates Kapital in der Re-
gel jedoch nur dann nachgeht, wenn die Profitaussich-
ten genügend Anreize bieten (Engartner 2017; Mattert 
u. a. 2017). Dies ist in besonderem Maße für ländlich-
periphere Regionen problematisch. Aufgrund niedri-
ger Nutzerzahlen sowie der häufig geringen Kaufkraft 
der lokalen Bevölkerung ist die Bereitschaft privater In-
vestoren, sich hier zu engagieren, äußerst gering. 

Nachdem der neoliberale Gewährleistungsstaat über 
eine lange Zeit Investoren neue Märkte erschlossen 
hat, statt Leistungen selbst zu erbringen, ist mit den 
Wahlerfolgen der AfD in «peripherisierten Räumen»6 
eine erneute Thematisierung der Daseinsvorsorge bei 
politischen Akteuren zu konstatieren. Das hat jedoch 
bislang noch nicht zu einer Verbesserung der Lage bei-
getragen. Viele ländliche Räume zeichnen sich schon 
seit Langem durch große Defizite bei den sozial-infra-
strukturellen Leistungen (Naumann/Reichert-Schick 
2012) aus, überall lässt sich eine «Toleranz neuer Un-
gleichheiten» (Kersten u. a. 2012: 69) beobachten. Ge-
rade in ländlich-peripheren Räumen setzen ein rück-
läufiges Nutzeraufkommen und eine sich verändernde 
Altersstruktur der Bewohner*innen Dynamiken in 
Gang, die die Prozesse des Leistungsabbaus verstär-
ken (Reichert-Schick 2015: 78) und teilweise drama-
tische Folgen haben: «In schrumpfenden Gemeinden 
und Städten ist eine flächendeckende und bezahlba-
re Daseinsvorsorge daher längst nicht mehr selbstver-
ständlich.» (Neu 2014: 117) Manche Neoliberale sind 
dazu übergegangen, den staatlichen Auftrag einer flä-
chendeckenden Daseinsvorsorge gänzlich infrage zu 
stellen: Wer in nachfrageschwachen Räumen wohne, 

habe auch die Folgen einer solchen Entscheidung zu 
tragen. So überlaste etwa eine Grundversorgung mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln die Allgemeinheit, es gel-
te: «Daseinsvorsorge ist keine Dortseinsvorsorge.» 
(Holz-Rau u. a. 2010: 502) 

Für ländliche Räume mit schrumpfender Bevöl-
kerung bedeutet dies häufig, dass sich der Staat aus 
vielen Bereichen der Daseinsvorsorge zurückgezo-
gen hat, während etliche private Anbieter ihren Auf-
gaben nur mangelhaft nachkommen. So leiden zum 
Beispiel vor allem ländliche Räume unter der 1994 er-
folgten Privatisierung der Deutschen Bundespost, die 
vielerorts mit einer Einschränkung der Versorgung im 
Bereich der Telekommunikation und Postdienste ein-
herging. Besonders in strukturschwachen Regionen 
gelegenen und unter Sparzwang stehenden Kommu-
nen fehlen oftmals die Haushaltsmittel, um eine gute 
Daseinsvorsorge sicherzustellen. Damit verlieren sie 
weiter an Attraktivität für Bewohner*innen und Unter-
nehmen. Diese «Abseitsfalle» (Fink u. a. 2019: 15) aus 
geringer Wirtschaftskraft, hoher Arbeitslosigkeit, Ver-
schuldung, Abwanderung und hohen Belastungen 
durch Sozialtransfers wird durch den zunehmenden, 
auch politisch forcierten7 Wettbewerb zwischen den 
Kommunen und auf den internationalen Märkten wei-
ter verstärkt. 

Die Kommunen sind in hohem Maße auf von der 
Wirtschaftsentwicklung abhängige Steuern (Gewer-
be-, Grund- und Einkommensteuern) angewiesen,8 
die – neben dem kommunalen Finanzausgleich – den 
Handlungsspielraum für Investitionen in Infrastruktur 
und Daseinsvorsorge abstecken (Bertelsmann Stiftung 
2019a; Sarcinelli/Stopper 2006). Hinzu kommt, dass 
im «nationalen Wettbewerbsstaat» auch auf kommu-
naler Ebene die Möglichkeit, Einnahmen über Steuern 
(insbesondere auf Kapital) zu generieren, systematisch 
und strukturell beschränkt wird: Niedrige Steuersätze 
(Gewerbesteuern) und günstige Rahmenbedingun-
gen sollen die begehrten Kapitalinvestitionen anlo-
cken und somit Arbeitsplätze schaffen (Belina 2013; 
Dudek/Kallert 2017; Kallert/Dudek 2019). Vielen Ge-
meinden bleibt angesichts ihrer wenig wettbewerbs-
fähigen Lage und Ausstattung oftmals nichts ande-

6  Siehe zum Begriff Peripherisierung die Erläuterungen in Kapitel 1.2.3.  7  Bei-
spielsweise betonen die «Leitbilder der Raumentwicklung» der Ministerkonferenz 
für Raumordnung die Wichtigkeit des Wettbewerbs zwischen Regionen. Im ersten 
Leitbild «Wettbewerbsfähigkeit stärken» heißt es etwa, dass «weitere Impulse zur 
Initiierung regionaler Wachstumsbündnisse» benötigt würden, «um Standortqua-
litäten zu erhöhen, die regionale Selbstorganisation (Regional Governance) zu ver-
bessern und Regionen und Teilräume hinsichtlich ihrer Entwicklungsziele deutlicher 
zu profilieren» (Ministerkonferenz für Raumordnung 2016: 4).  8  Die Hebesätze für 
die Realsteuern – Gewerbe- und Grundsteuern A & B – können die Kommunen im 
Rahmen bestimmter Vorgaben selbst bestimmen. Veränderungen dieser Hebe-
sätze wirken sich damit direkt auf ihr Steueraufkommen aus. Die Gewerbesteuer 
verbleibt abzüglich von Gewerbesteuerumlagen komplett bei den Kommunen, an 
der Einkommensteuer sind die Kommunen mit 15 Prozent des Aufkommens be-
teiligt. Die Erträge aus Gewerbe- und Einkommensteuer sind konjunkturabhängig: 
Steigen die Gewinne und Löhne, wachsen auch die Steuereinnahmen der Kommu-
nen – und umgekehrt. Der Anteil der Gewerbesteuer am Gesamtsteueraufkommen 
der Kommunen lag 2018 bei 41,7 Prozent, der Gemeindeanteil an der Einkommen-
steuer betrug 37,5 Prozent, während die Grundsteuern mit 12,6 Prozent zu Buche 
schlugen. Insgesamt tragen die Steuereinnahmen in den alten Ländern 44,4 Pro-
zent und in den neunen Ländern 32,5 Prozent zu den Gesamteinnahmen der Kom-
munen bei (Bundesministerium der Finanzen 2019a: 1 u. 9). 
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res übrig, als sich am race to the bottom zu beteiligen 
und ansiedlungswilligen Unternehmen sehr weit ent-
gegenzukommen. Da nützt auch die häufig geäußer-
te Forderung nach einer verstärkten interkommunalen 
Kooperation (vgl. ARL 2008; Bundesanstalt für Land-
wirtschaft und Ernährung 2012; Greiving u. a. 2008; 
Kersting 2006) wenig. Gerade in an Bevölkerung ver-
lierenden und «abgehängten» Regionen verschärfen 
«ausbleibende Wachstumsüberschüsse und zuneh-
mende Verteilungskonflikte» die «Konkurrenz um Ein-
wohner, Investoren und staatliche Mittel» (Kühn/Mil-
strey 2015: 200).

1.2.2  Daseinsvorsorge unter Bedingungen 
von Austerität
Austerität bezeichnet eine Strategie zur Verringerung 
der Staatsverschuldung, die ganz auf die Ausgabensei-
te und das Sparen fokussiert ist und gerade nicht an 
der Einnahmeseite (Steuern und Abgaben) ansetzt. 
Diese strenge Sparpolitik, die insbesondere in Krisen-
zeiten zur Anwendung kommt, trifft regelmäßig sozi-
al schwache Gruppen und Gegenden weit stärker als 
wohlhabende. Spätestens seit den 1980er Jahren ge-
hören Austeritätspolitiken zum neoliberalen Programm 
(Petzold 2018). Das Ideal eines ausgeglichenen Staats-
haushaltes soll «in erster Linie über ausgabenseitige 
Kürzungen und weniger über einnahmeseitige Maß-
nahmen» erreicht werden, weshalb «konkrete Auste-
ritätspolitiken mehrheitlich die Form von Einschnitten 
bei staatlichen (Sozial-)Leistungen und öffentlicher Be-
schäftigung an[nehmen]. Wenn auch private Vermö-
gen herangezogen werden, dann über die Erhöhung 
von Massensteuern, Beiträgen und Gebühren, die brei-
te Bevölkerungsschichten – und arme Haushalte über-
proportional – belasten.» (Wiegand u. a. 2016: 17)

Für die Daseinsvorsorge ist eine ausreichende kom-
munale Finanzausstattung von zentraler Bedeutung. 
Aufgrund hoher Steuereinnahmen und historisch nied-
riger Refinanzierungskosten für Kredite hatte sich die 
kommunale Haushaltslage in Deutschland in den letz-
ten Jahren deutlich verbessert. Doch trotz beachtlicher 
Überschüsse (2018: 8,7 Mrd. Euro; 2017: 9,7 Mrd. Eu-
ro; Bundesministerium der Finanzen 2019b: 17) nimmt 
die Spreizung in der Finanzkraft weiter zu: Während 
prosperierende Kommunen Schulden abbauen und zu-
gleich investieren konnten, um weiter an Attraktivität 
zu gewinnen, sind viele Kommunen immer noch stark 
verschuldet und damit in ihrem Handlungsspielraum 
stark eingeschränkt (Bardt/Orth 2019). Selbst Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaften stellen fest, dass gera-
de finanzschwache Kommunen zu Steuererhöhungen 
als Mittel der Haushaltskonsolidierung greifen – mit 
der Folge: «Reiche und arme Kommunen driften in 
punkto Attraktivität weiter auseinander», weshalb die 
«Zwei-Klassen-Gesellschaft» längst Realität sei (EY 
2017). Auch die Bertelsmann Stiftung (2019a) kommt 
in ihrem «Kommunalen Finanzreport» zu dem Schluss, 
dass die Unterschiede bei der finanziellen Ausstat-
tung immer größer werden. Trotz des flächendecken-

den Wachstums des Steueraufkommens verschärfen 
sich die bestehenden regionalen Disparitäten weiter. 
Schwache Kommunen haben kaum noch eine Chan-
ce aufzuholen. Letztere zeichnen sich durch geringere 
Steuereinnahmen, höhere Sozialausgaben, langjährige 
Haushaltsdefizite, drastische Kassenkredite und weni-
ge Rücklagen aus. 

Seit einigen Jahren ist die Überschuldung von Kom-
munen als ein Grund für wachsende räumliche Dis-
paritäten Gegenstand von politischen Diskussionen. 
Entsprechende Programme zur kommunalen Entschul-
dung wurden in der Folge in mehreren Bundesländern 
aufgelegt: etwa der «Kommunale Schutzschirm» in 
Hessen (siehe Kapitel 3.4.1.2), der kommunale Ent-
schuldungsfonds Rheinland-Pfalz oder die Stabilisie-
rungshilfen in Bayern. Jedoch könnten gerade solche 
Finanzhilfen aufgrund ihrer restriktiven Bedingun-
gen wiederum Nachteile für finanzschwache Kom-
munen, die ortsansässigen Unternehmen sowie die 
Bewohner*innen nach sich ziehen. Eine erste Unter-
suchung der Auswirkungen von solchen konditionalen 
Konsolidierungsprogrammen stammt von Boettcher 
u. a. (2018). Die Autor*innen haben einen positiven Ef-
fekt der Konsolidierungsprogramme auf die Kassen-
kredite und Haushaltsdefizite der in die Programme 
einbezogenen Kommunen nachgewiesen. Allerdings 
gehe dies auf Kosten der Sachinvestitionen, die hinter 
denen der nicht unterstützten Kommunen deutlich zu-
rückgeblieben seien. Die Studie warnt davor: Am Ende 
könnten die Konsolidierungsmaßnahmen der Wettbe-
werbsfähigkeit der staatlich unterstützten Kommunen 
schaden. Ähnliches konstatieren die Autor*innen für 
die kommunalen Steuern: Bei den Grund- wie auch bei 
den Gewerbesteuern würden die Sätze zwischen den 
wirtschaftsschwachen und wirtschaftsstarken Kom-
munen immer mehr auseinanderdriften. Die Belastun-
gen in den unterstützten Kommunen seien deutlich 
höher, wohingegen die Pro-Kopf-Einnahmen bei den 
wirtschaftsstarken Kommunen im Untersuchungszeit-
raum stärker gewachsen seien. Selbst wenn bei den 
Ersteren eine Erhöhung der Gewerbesteuern für kurz-
fristige Einnahmensteigerungen sorgen sollte, «wer-
den diese Kommunen mit höheren Steuersätzen (und 
niedrigeren Investitionen) zukünftig unattraktiv(er) 
für die Ansiedlung und Ausweitung von gewerblicher 
Aktivität» sein (ebd.: 598). Zudem konnte Eicker-Wolf 
(2015) in seiner Studie zum hessischen Entschul-
dungsprogramm zeigen, dass neben dem Gewerbe 
vor allem untere Einkommensschichten weit überpro-
portional von Leistungskürzungen und Gebührener-
höhungen betroffen sind: Höhere Gebühren für Kitas, 
die Friedhofsnutzung, den Zugang zu Bädern sowie 
Kürzungen und Streichungen bei Bibliotheken, Haus-
aufgabenhilfen oder Mittagsbetreuungen würden ein-
kommensschwache Bewohner*innen besonders stark 
belasten.

Arme Kommunen werden zwar durch die Verlage-
rung eines Teils ihrer Schulden auf die Landesebene 
entlastet, aber zugleich leiden unter den strikten Aufla-
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gen zur Haushaltskonsolidierung ihre Investitionstätig-
keiten und Versorgungsleistungen sowie ihre Wettbe-
werbsfähigkeit. Mit einem Schuldenschnitt dagegen 
hätte man auch die Gläubiger, das heißt in erster Li-
nie Banken und institutionelle Investoren, an den Kos-
ten beteiligt. In einem solchen disziplinierenden An-
satz zeigt sich die Machtverschiebung zugunsten des 
Finanzkapitals: «Sparen ist Herrschen». (Esser/Fach 
1983: 434) Diese autoritäre und kontraproduktive Form 
des Sparens weist «erzieherische Momente» (Schel-
ler 2017: 46) gegenüber stark verschuldeten Kommu-
nen auf. Die mittlerweile verfassungsrechtlich institu-
tionalisierte Schuldenbremse in Bund und Ländern ist 
das dazugehörige, wenn auch mittlerweile politisch 
stark umstrittene Projekt (Eicker-Wolf/Himpele 2011; 
Stützle 2013), mit dem «Austerität qua Recht norma-
lisiert» wird (Petzold 2018: 271). Diese Politik blockiert 
dringend notwendige Investitionen in Infrastruktu-
ren, erschwert die Erbringung freiwilliger kommunaler 
Leistungen sowie eine Senkung von Steuern und Ge-
bühren und nimmt wachsende räumliche Disparitäten 
billigend in Kauf.

1.2.3  Zunehmende Disparitäten und 
die Peripherisierung ländlicher Räume
Sich wechselseitig verstärkende Entwicklungstenden-
zen wie Abwanderung vor allem junger und qualifizier-
ter Menschen, der Abbau von Infrastrukturen, fehlen-
de Arbeitsplätze und leere Kommunalkassen werden 
als Peripherisierung bezeichnet. Darunter versteht 
Keim (2006: 3) die «graduelle Schwächung und/oder 
Abkopplung sozial-räumlicher Entwicklungen gegen-
über den dominanten Zentralisierungsvorgängen», die 
sich nicht allein auf ländliche Regionen beschränkt, 
sondern auch städtische Räume erfassen kann. Damit 
einher gehen Funktions- und Machtverluste für die be-
troffenen Räume, worunter die Handlungsfähigkeit lo-
kaler Akteure leidet (Neu 2009b: 82). Die Folge ist eine 
«dauerhafte Verfestigung von Strukturdefiziten» (Beetz 
2008: 11) mit entsprechenden Auswirkungen für die 
lokale Bevölkerung, die zusätzlich durch eine Etikettie-
rung bzw. Stigmatisierung von außen verstärkt werden 
können (Kühn 2016). Peripherisierung kann dabei auf 
unterschiedlichen räumlichen Maßstabsebenen erfol-
gen und umfasst auch diskursive Elemente der Fremd- 
und Selbstzuschreibung als Peripherie (Fischer-Tahir/
Naumann 2013).

Peripherisierung steht für eine Zunahme regionaler 
Disparitäten zwischen «Gewinner- und Verliererregio-
nen», die sich ohne Maßnahmen einer ausgleichenden 
Strukturpolitik in der Regel noch vertiefen. Austeritäts-
politiken wirken zusätzlich als Treiber dieser Entwick-
lungen. Das «wohlfahrtsstaatliche Partizipationsver-
sprechen» ist unter solchen Vorzeichen nicht mehr in 
allen Regionen einlösbar. Dies verdeutlichen auch ak-
tuelle Studien zur Gleichwertigkeit der Lebensverhält-
nisse in Deutschland: Zwar hatten sich während der 
relativ guten Wirtschaftsentwicklung nach der Finanz- 
und Wirtschaftskrise 2008/09 die regionalen Dispari-

täten zunächst abgeschwächt, weil die Krise die pro-
sperierenden Regionen zuerst erfasst hatte. Mit dem 
wiedereinsetzenden Wirtschaftswachstum zeichne-
ten sich die regionalen Unterschiede jedoch erneut in 
aller Deutlichkeit ab, haben sich sogar zum Teil noch 
intensiviert (Mießner 2015b). Der aktuelle sozioöko-
nomische Disparitätenbericht der Friedrich-Ebert-Stif-
tung (Fink u. a. 2019) kommt zu dem Ergebnis, dass 
rund 13,5 Millionen Menschen in der Bundesrepublik 
in Regionen mit erheblichen Strukturproblemen leben. 
Diese Regionen sind gekennzeichnet durch eine hohe 
kommunale Verschuldung, schwerwiegende Defizi-
te bei der örtlichen Infrastruktur, schlechte Beschäfti-
gungs- und Einkommensperspektiven und eine hohe 
Armutsgefährdung. War unter den Bedingungen for-
distischen Wachstums in den 1960er Jahren und dem 
damit verbundenen räumlichen Expansionszwang des 
Kapitals noch eine räumliche Angleichung möglich 
(Brenner 2004; Mießner 2015a u. 2017), sind heute im 
Kontext von Neoliberalisierung und Finanzialisierung9 
die Voraussetzungen dafür kaum mehr gegeben. So 
konstatiert die Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung in ih-
rem Fazit, dass gleichwertige Lebensverhältnisse allein 
mithilfe von Wirtschaftswachstum und den üblichen 
Instrumenten des räumlichen Ausgleichs nicht länger 
zu erreichen seien (Fink u. a. 2019: 14). 

Eine Studie im Auftrag des Instituts der deutschen 
Wirtschaft (IW) kommt ebenfalls zu dem Schluss, dass 
sich die Regionen in Deutschland gegensätzlich entwi-
ckeln: Während viele Großstädte stark wachsen, ver-
lassen gerade junge und gut ausgebildete Menschen 
ländlich geprägte oder strukturschwache Regionen. 
Zugleich ist die Arbeitslosigkeit dank der guten Kon-
junktur vielerorts deutlich zurückgegangen, wobei es 
anderswo kaum nennenswerte Verbesserungen gege-
ben hat (Hüther u. a. 2019). Als «gefährdete Regionen» 
mit besonders großen Problemen in den Bereichen 
Wirtschaft, Demographie und Infrastruktur gelten 19 
von 96 Raumordnungsregionen. Diese befinden sich 
mehrheitlich in Ostdeutschland, im Ruhrgebiet und im 
Saarland, in der Westpfalz, rund um Bremerhaven und 
in Schleswig-Holstein (Oberst u. a. 2019: 107 f.). Eine 
weitere aktuelle Studie im Auftrag des IW konzentriert 
sich auf die wirtschaftliche Entwicklung und identifi-
ziert die stärksten ländlichen Regionen in Branden-
burg (Landkreis Dahme-Spreewald, Teltow-Fläming), 
Baden-Württemberg (Landkreis Biberach) und vor al-
lem Bayern (Landkreis Eichstätt, Miesbach, Dingolfi-
ng-Landau), während die schwächsten Regionen bis 
auf die niedersächsischen Landkreise Holzminden 
und Goslar in den übrigen ostdeutschen Bundeslän-
dern verortet werden (Hünnemeyer/Kempermann 
2020). Der Raumordnungsbericht des BBSR (2017) 
listet enorme Einschränkungen bei der Verfügbarkeit 

9  Unter Finanzialisierung wird eine Verschiebung der Bedeutung von Einkommen 
aus Produktion und Lohnarbeit hin zu Einkommen aus Finanzgeschäften verstan-
den. Damit einher geht eine Machtverschiebung innerhalb der Wirtschaft hin zu 
Unternehmen aus der Finanzindustrie. 
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von Daseinsvorsorgeleistungen vor allem in dünn be-
siedelten und peripheren Teilräumen auf: So gibt es et-
wa bei der Erreichbarkeit von (Grund-)Schulen, bei der 
Versorgung mit Breitband, bei der Versorgung mit und 
der Erreichbarkeit von Hausärzt*innen oder bei der Er-
reichbarkeit von Krankenhäusern (medizinische Grund-
versorgung) erhebliche Differenzen. Die erzwungene 
Sparpolitik wirkt sich negativ auf die Leistungsfähig-
keit vieler struktur- und finanzschwacher Kommunen 
aus. Darunter leidet die allgemeine Daseinsvorsorge. 
Ohne wirkungsvolle politische Gegenmaßnahmen ist 
daher eine Verstärkung räumlicher Ungleichheiten zu 
befürchten.

1.3 ZWISCHENFAZIT
Wenn auch nicht alle ländlichen Regionen auf die glei-
che Art und Weise von Peripherisierung betroffen sind, 
so haben die bisherigen Ausführungen doch gezeigt, 

dass die regionale Entwicklung Deutschlands durch er-
hebliche Disparitäten gekennzeichnet ist. Die Lebens-
verhältnisse sind hier alles andere als gleichwertig. Die 
Raumordnungspolitik verfügt zur Bearbeitung dieses 
Problems über die Konzepte Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse, Daseinsvorsorge und zentrale Orte, 
an denen sich orientiert werden kann. Sie alle liefern 
Anhaltspunkte, die für die Bekämpfung von Ungleich-
verhältnissen genutzt werden können. Sie sind bisher 
jedoch so vage gehalten und definiert, dass in ihrem 
Namen in den letzten vier Jahrzehnten soziale Dienste 
und wichtige Infrastrukturen abgebaut werden konn-
ten und Versorgungsprobleme sich verschärft haben. 
Diese Tendenz wurde regional- und strukturpolitisch 
insbesondere mithilfe von Austeritätspolitiken voran-
getrieben. Die sozialen und räumlichen Auswirkungen 
dieser Politik im Bundesland Hessen sind Gegenstand 
des folgenden Kapitels.
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2 LÄNDLICHE RÄUME UND RÄUMLICHE DISPARITÄTEN 
IN HESSEN

Dieses Kapitel behandelt die Entwicklung ländlicher 
Räume in Hessen und zeigt bestehende Disparitäten 
in Bezug auf die Einkommens- und Wohlstandsvertei-
lung, Bildung und die Erreichbarkeit von Gesundheits-
einrichtungen auf. In einem ersten Schritt befassen 
wir uns mit der Frage, wie das Konzept Ländlichkeit 
und die sozioökonomische Lage am besten opera-
tionalisiert (das heißt in empirisch messbare Merk-
male überführt) werden können (Kapitel 2.1). Im An-
schluss betrachten wir vier Typologisierungsversuche 
ländlicher Räume in Hessen und präsentieren jeweils 
kartographische Darstellungen der verschiedenen Ty-
pen. Wir zeigen: Welche Regionen Hessens zum länd-
lichen Raum gezählt werden, hängt sehr stark von 
der jeweiligen Operationalisierung ab (Kapitel 2.2). Im 
nächsten Schritt wenden wir uns der sozioökonomi-
schen Lage in den ländlichen Teilräumen Hessens un-
ter Heranziehung drei unterschiedlicher Konzepte von 
gleichwertigen Lebensverhältnissen zu. Eine kritische 
Auseinandersetzung mit der Erstellung des Gleichwer-
tigkeitsindex des BBSR lässt erkennen, mit welchen 
methodischen «Tricks» in Hessen existierende Dispa-
ritäten ausgeblendet oder verharmlost werden kön-
nen (Kapitel 2.3). Abschließend fassen wir die Ergeb-
nisse der quantitativen Kartierung ländlicher Räume 
in Hessen zusammen: Sowohl bei der Ländlichkeit als 
auch bei der sozioökonomischen Lage der Kommunen 
wird deutlich: Hessen ist von einem grundlegenden 
Kontrast geprägt: zwischen der wohlhabenden urba-
nisierten Rhein-Main-Region und dem ländlichen Teil 
Hessens, der (mit nur wenigen Ausnahmen) als peri-
pherisiert bezeichnet werden kann (siehe Kapitel 2.4).

2.1 ZUR OPERATIONALISIERUNG 
LÄNDLICHER RÄUME
Ländliche Räume in der Bundesrepublik Deutschland 
zeichnen sich durch eine sozioökonomische Heteroge-
nität aus. In diesem und den folgenden Unterkapiteln 
stellen wir unterschiedliche Bestimmungen ländlicher 
Räume in Hessen und deren sozioökonomischer Lage 
vor. Damit verfolgen wir zwei Ziele: Erstens soll daran 
erinnert werden, dass methodische Herangehenswei-
sen Einfluss auf die Untersuchungsergebnisse neh-
men und dass es daher notwendig ist, die «Black Box» 
der Berechnungen immer wieder zu öffnen, um zu ver-
stehen, was genau sie überhaupt abbilden. Zweitens 
geht es uns darum, anhand der Darstellung der aktuel-
len Entwicklung ländlicher Räume in Hessen die Auf-
merksamkeit auf die wachsenden sozioökonomischen 
Disparitäten zu richten, die zwischen wohlhabenden 
und gut versorgten städtischen Regionen in Südhes-
sen und eher ländlich geprägten, weniger gut versorg-
ten Räumen in Mittel- und Nordhessen bestehen. 

Die Ansätze zur Bestimmung ländlicher Räume, die 
wir in dieser Studie berücksichtigen, lassen sich grob 

in zwei Gruppen einteilen: solche der Abgrenzung, die 
ländliche Räume im Wesentlichen über Unterschiede 
zu städtischen Räumen bestimmen, und solche, die 
anhand der sozioökonomischen Lage ländliche Räu-
me erfassen. Als ländlich gelten nach der ersten De-
finition alle Räume, die weder Stadt noch Ballungs-
zentren sind: «Ländliche Räume werden also mittels 
einer Negativdefinition abgegrenzt und stellen eine 
Restkategorie dar.» (Born/Steinführer 2018: 18) Aus-
gangspunkt der Bestimmung sind damit nicht die Ei-
genschaften ländlicher Räume, sondern das Fehlen 
bestimmter Merkmale. Dabei werden üblicherweise 
zwei Kriterien herangezogen: Verstädterung und Zen-
tralität. 

Unter Verstädterung wird die Konzentration von 
Bevölkerung und ökonomischen Aktivitäten verstan-
den. Verstädterung wird operationalisiert, indem man 
die Siedlungsgröße und -dichte misst, mitunter auch 
die Arbeitsplatzdichte oder den Anteil an Beschäftig-
ten in der Landwirtschaft. Die Unterscheidung zwi-
schen dicht besiedelter Großstadt und dünn besiedel-
tem Dorf (mit diversen Zwischenkategorien) galt lange 
Zeit als ausreichend, um verschiedene Raumtypen zu 
beschreiben. Mit der zunehmenden räumlichen Mo-
bilität von Menschen und Kapital und den damit ein-
hergehenden räumlichen Verflechtungen entlang von 
Produktionsketten und Pendlerströmen wurde in den 
Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg die Diffe-
renzierung nach Zentralität immer wichtiger. Siedlun-
gen wurden zunehmend danach unterschieden, wie 
weit entfernt sie von Einrichtungen/Institutionen mit 
bestimmten Funktionen liegen, die es nicht überall, 
sondern tendenziell nur in städtischen Zentren gibt. 
Man ordnet Siedlungen je nach ihrer Entfernung zu 
solchen Einrichtungen den Kategorien zentral oder 
peripher zu. Die Bedeutung der geographischen La-
ge wurde noch dadurch verstärkt, dass in der räumli-
chen Planung, dem Zentrale-Orte-Konzept (siehe Kapi-
tel 1.1.3) folgend, Verwaltungs-, Bildungs- und andere 
Daseinsfunktionen systematisch in Städten verschie-
dener Zentralität (Ober-, Mittel- und Unterzentrum) 
angesiedelt wurden, damit von ihnen aus die Versor-
gung des Umlandes gewährleistet ist. Während das 
Kriterium der Verstädterung von der Siedlung selbst 
ausgeht, bezieht sich das Kriterium Zentralität auf die 
Lage der Siedlung im Raum. Operationalisiert wird 
Zentralität meist mit der (Reise-)Distanz zu wichtigen 
Infrastruktureinrichtungen wie Flughäfen, Hochschu-
len, Arztpraxen oder zu Verkehrsachsen oder auch mit 
dem Zugang von Haushalten zu einem Breitbandan-
schluss. Dörfer können sowohl in zentralen als auch in 
peripheren Regionen liegen. Dasselbe gilt für Städte, 
wobei sich in peripheren Regionen tendenziell nur Mit-
tel- und Kleinstädte und keine Großstädte finden (siehe 
Karte 2). 
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Neben der Abgrenzung ländlicher von städtischen 
Räumen interessiert uns die weitere Differenzierung 
ländlicher Räume anhand sozioökonomischer Kri-
terien. Diese können sich stärker auf die lokale Be-
völkerungsentwicklung, die finanzielle Lage von 
Individuen, Haushalten oder von Kommunen bezie-
hen. Zur Berechnung der sozioökonomischen Lage 
wird eine Vielzahl unterschiedlicher Indikatoren he-

rangezogen (siehe Kapitel 2.3). Die Verbindung bei-
der Aspekte, also von Ländlichkeit und schlechter 
sozioökonomischer Lage, wird mit dem Begriff der 
Peripherisierung gefasst (siehe Kapitel 1.2.3). Dies 
haben wir in Abbildung 1 versucht, schematisch da-
zustellen. In der Abbildung deutet dabei die Grau-
schattierung den zu erwartenden Grad der Periphe-
risierung an. 

Abbildung 1: Zwei Achsen der Ländlichkeit: Verstädterung und Zentralität

Zentralität

zentral: in der Nähe von Einrichtungen 
mit Funktionen, die es nur selten gibt

peripher: weit entfernt von Einrichtungen 
mit Funktionen, die es nur selten gibt

Verstädterung

städtisch:  
hohe Größe und Dichte

Groß-, Mittel- und Kleinstädte in Metro-
polregionen

Mittel- und Kleinstädte 
in ländlicher Region

dörflich:  
geringe Größe und Dichte

Dörfer in Metropolregionen Dörfer in ländlicher Region

Quelle: eigene Darstellung; je dunkler der Grauton, desto (potenziell) peripherisierter ist die Region

Im Folgenden greifen wir aus den zahlreichen vorlie-
genden Berechnungen und Klassifizierungen länd-
licher Räume (vgl. Milbert 2019) vier heraus, die wir 
für unsere Operationalisierung ländlicher Räume und 
räumlicher Disparitäten in Hessen für besonders rele-
vant halten. Dabei handelt es sich um die Arbeiten:
1.	�des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumfor

schung (BBSR) am Bundesministerium des Innern, 
für Bau und Heimat,

2.	�den Landesentwicklungsplan (LEP) der Hessischen 
Landesregierung,

3.	�die Berechnungen des Johann Heinrich von Thünen-
Instituts, Bundesforschungsinstitut für Ländliche 
Räume, Wald und Fischerei (Thünen-Institut), sowie 

4.	�den im Auftrag der Friedrich-Ebert-Stiftung erstellten 
sozioökonomischen Disparitätenbericht.

2.2 LÄNDLICHKEIT IN HESSEN 
Von den aufgelisteten vier Forschungsansätzen und 
Arbeiten zu ländlichen Räumen bezeichnen drei 
(BBSR, LEP und Thünen-Institut) jeweils unterschied-
liche Teilräume Hessens explizit als ländlich. Bei der 
Klassifizierung kommt dabei entweder die eingangs 
beschriebene Abgrenzung ländlicher Räume von städ-
tischen Räumen zur Anwendung oder es wird nach 
dem Grad der Zentralität differenziert oder wir haben 
es mit einer Kombination aus beiden Ansätzen zu tun.

Das BBSR schlägt verschiedene Differenzierun-
gen zwischen städtischen und ländlichen Räumen 
vor. Erstens wird basierend auf dem Bevölkerungs-
anteil in Groß- und Mittelstädten und der Einwohner-
dichte, also anhand der Verstädterung, zwischen zwei 
städtischen und zwei ländlichen «siedlungsstrukturel-
len Kreistypen» unterschieden (BBSR 2020; Milbert 
2015).10 Als ländlich werden in Hessen anhand der 
Daten von 2017 nur sieben Kreise klassifiziert. Unter 
die Kategorie «ländlicher Kreis mit Verdichtungsansät-
zen» fallen die Landkreise Fulda, Marburg-Biedenkopf 

und der Schwalm-Eder-Kreis und unter die Katego-
rie «dünn besiedelter ländlicher Kreis» die Landkreise 
Hersfeld-Rotenburg, Waldeck-Frankenberg, Werra-
Meißner-Kreis und der Vogelsbergkreis. Im südlichen 
Teil Hessens gibt es demnach keine ländlichen Kreise, 
während der nördliche Teil des Bundeslandes – bis auf 
die Stadt und den Landkreis Kassel – ausschließlich 
aus ländlichen Kreisen besteht.

Zweitens kombiniert das BBSR zur Bestimmung 
von «regionalstatistischen Raumtypen für die Mobili-
täts- und Verkehrsforschung» die Indikatoren Verstäd-
terung und Zentralität anhand von Daten zur Bevölke-
rungsdichte und zur Erreichbarkeit von Einrichtungen/
Infrastrukturen auf Kreis- und auf Gemeindeebene. 
Während die Bevölkerungsdichte für den Unterschied 
zwischen Stadt und Dorf steht, ist mit der Erreichbar-
keit der Unterschied zwischen Zentrum und Periphe-
rie erfasst. Diese Darstellung erlaubt zum einen durch 
den Einbezug der Gemeindeebene einen detaillierteren 
Blick auf die Lebensverhältnisse und zum anderen eine 
Differenzierung ländlicher Räume nach ihrer Verflech-
tung mit großen Städten (vgl. Karte 2).

10  «Kreisfreie Großstädte» (mit mindestens 100.000 Einwohner*innen), «städtische 
Kreise» mit einem Bevölkerungsanteil in Groß- und Mittelstädten von mindestens 
50 Prozent und einer Einwohnerdichte von mindestens 150 Einwohner*innen pro 
Kilometer sowie Kreise mit einer Einwohnerdichte ohne Groß- und Mittelstädte von 
mindestens 150 Einwohner*innen pro Kilometer, «ländliche Kreise mit Verdich-
tungsansätzen» mit einem Bevölkerungsanteil in Groß- und Mittelstädten von min-
destens 50 Prozent, aber einer Einwohnerdichte unter 150 Einwohner*innen pro 
Kilometer sowie Kreise mit einem Bevölkerungsanteil in Groß- und Mittelstädten 
unter 50 Prozent mit einer Einwohnerdichte ohne Groß- und Mittelstädte von min-
destens 100 Einwohner*innen pro Kilometer, «dünn besiedelte ländliche Kreise» 
mit einem Bevölkerungsanteil in Groß- und Mittelstädten unter 50 Prozent und ei-
ner Einwohnerdichte ohne Groß- und Mittelstädte von unter 100 Einwohner*innen 
pro Kilometer (vgl. BBSR 2020). 
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Karte 1: Siedlungsstrukturelle Kreistypen Hessens nach BBSR
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Karte 2: Regionalstatistische Raumtypen für die Mobilitäts- und Verkehrsforschung des BBSR 
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In dieser Klassifizierung gelten die Kreise und Ge-
meinden des Rhein-Main-Gebiets, die Stadt Kassel mit 
Umland sowie drei Gemeinden Westhessens im Um-
land des nordrhein-westfälischen Siegen als städtische 
Regionen (unterteilt nach Metropole mit internationa-
ler und Regiopole mit regionaler Relevanz) und alle üb-
rigen Teile Hessens als ländlich. Auffällig ist an dieser 
differenzierteren Darstellung, dass der größere Teil der 
ländlichen Regionen (grüne und blaue Farbtöne) den 
peripheren ländlichen Regionen (grüne Farbtöne) zu-
gerechnet wird. Demnach sind auch die zentralen Orte 
Marburg und Fulda peripher. Prägend für die periphe-
ren ländlichen Regionen ist jedoch der kleinstädtische, 
dörfliche Raum (hellgrün), der sich in einem breiten 
Band von Nordwesthessen über Mittelhessen nach 
Osthessen erstreckt.

Das Land Hessen differenziert ebenfalls «verschie-
dene Typen ländlicher Räume mit unterschiedlichen 
Strukturen», unterscheidet aber hauptsächlich zwi-
schen zwei wesentlichen Abgrenzungen. Zum einen 
definiert es im «Entwicklungsplan für den ländlichen 
Raum des Landes Hessens» ländliche Räume als «För-
derkulisse mit ländlicher Siedlungsstruktur sowie ver-
gleichbaren wirtschaftlichen, naturräumlichen und 
kulturhistorischen Gegebenheiten auf Ebene kom-
munaler Gebietsabgrenzungen» (Hessisches Minis-
terium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz 2016: 30). Nach dieser Herange-
hensweise gehören lediglich das Rhein-Main-Neckar-
Gebiet sowie einzelne Teile Nord- und Mittelhessens 
nicht zu den ländlichen Räumen und sind daher von 
den spezifischen Förderprogrammen des Landes 
Hessen für ländliche Räume ausgeschlossen. Circa 
85 Prozent der Landesfläche mit rund 50 Prozent der 
Gesamtbevölkerung sind demnach ländliche Räume. 
Zum anderen geht der Entwurf des neuen Landesent-
wicklungsplans (LEP 2020) nun von zwei verschiede-
nen Kategorien ländlichen Strukturraums aus: «länd-
liche Räume mit Verdichtungsansätzen» und «dünn 
besiedelte ländliche Räume» (Hessisches Ministerium 
für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen 2020: 
19). Dem modifizierten LEP 2020 zufolge sind rund 
zwei Drittel des Bundeslandes (mit einem Anteil von 
etwa einem Viertel der Gesamtbevölkerung) ländlicher 
Strukturraum (vgl. Karte 3). Der Landesentwicklungs-
plan erfasst mit der «Einwohner-Arbeitsplatz-Dichte» 
sowie der «Ausprägung der Siedlungsstruktur» die 
Differenz zwischen Großstadt und Dorf sowie mit der 
«Lage an überregionalen Entwicklungsachsen» die 
Differenz zwischen Zentrum und Peripherie, die «zu 
erwartende Bevölkerungsentwicklung» sagt zudem 
etwas über den Grad der Peripherisierung aus (Hes-
sisches Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr 
und Wohnen 2020: 24).
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Karte 3: Strukturräume und zentrale Orte in Hessen nach dem Landesentwicklungsplan
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Hier werden neben einigen Gemeinden im Oden-
waldkreis im Südosten Hessens die zahlreichen Ge-
meinden außerhalb der (und abseits der Verkehrsach-
sen rund um die) Rhein-Main-Region um Frankfurt, 
Wiesbaden und Darmstadt sowie jenseits der Ober-
zentren Kassel, Marburg, Fulda und Gießen/Wetzlar 
zum ländlichen Raum gezählt. Diese Darstellung er-
laubt darüber hinaus eine Differenzierung innerhalb 
der ländlichen Räume nach dünn besiedelten Räumen 
(dunkelgrün) und solchen mit Verdichtungsansätzen 
(hellgrün). Dabei zeigt sich, dass sich an die (hoch) ver-
dichteten Räume häufig ländlicher Raum mit Verdich-
tungsansätzen anschließt. Weite Teile Mittel-, Ost- und 
Nordwesthessens gelten dagegen als dünn besiedel-
ter ländlicher Raum, mit nur wenigen Ausnahmen wie 
zum Beispiel Alsfeld im Vogelsbergkreis. 

Auf Grundlage dieser Kategorisierung legt der Lan-
desentwicklungsplan die anzustrebende Struktur zen-
traler Orte mit ihren entsprechenden Funktionen fest 
und gibt Förderempfehlungen ab, um eine flächen-
deckende Versorgung der Bevölkerung sicherzustel-
len. Neben der Rhein-Main-Region mit der Metropo-
le Frankfurt und weiteren Ober- und Mittelzentren 
(Wiesbaden, Darmstadt, Offenbach, Hanau) sowie 
dem Oberzentrum Kassel mit zwei benachbarten Mit-
telzentren finden sich auch im ländlichen Raum Ober-
zentren (Marburg, Fulda, Gießen, Wetzlar) und Mittel-
zentren. In Karte 3 sind alle Mittelzentren eingetragen, 
die im Landesentwicklungsplan je nach Lage und Aus-
stattung mit Funktionen in sechs Kategorien eingeteilt 
sind. Unter Mittelzentren werden «übergemeindliche 
Versorgungs-, Arbeitsmarkt- und Wohnschwerpunk-
te» verstanden mit «städtischem Charakter und in der 
Regel nicht unter 10.000 Einwohnern» (Hessisches Mi-
nisterium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen 
2020: 39). Im ländlichen Raum liegt die Bevölkerungs-
zahl mitunter auch darunter. Diese Zentren sind mit be-
stimmten Bildungs- und Gesundheitseinrichtungen 
und anderen sozialen Einrichtungen, Behörden und 
zum Beispiel einem Verwaltungsgericht ausgestattet 
(ebd.). Drei der Mittelzentren der unteren Kategorie lie-
gen im als peripher geltenden ländlichen Raum, das 

heißt in großer Distanz zum nächsten größeren Mittel- 
oder Oberzentrum. Nur Mittelzentren, denen «Koope-
rationsfunktionen» im ländlichen Raum zugeschrieben 
werden, liegen in relativer Nähe zu anderen Mittelzen-
tren. Der Landesentwicklungsplan fordert diese Kom-
munen auf, die «Möglichkeiten der interkommunalen 
Aufgabenteilung bzw. des Verbundgedankens zu nut-
zen und formalisierte Kooperationsvereinbarungen zu 
schließen» (ebd.: 40). 

Das Thünen-Institut hat die Ländlichkeit von Kreisre-
gionen (in Hessen identisch mit den kreisfreien Städ-
ten und Kreisen)11 berechnet (Küpper 2016). Die dar-
aus resultierenden Typen ländlicher Kreise werden im 
folgenden Kapitel (2.3) zur sozioökonomischen Lage 
in Karte 8 dargestellt. Auf Grundlage dieser Berech-
nungen wurde für diese Studie die Ländlichkeit der 
Gemeinden in Hessen ermittelt. Das Thünen-Institut 
misst Ländlichkeit als Abweichung verschiedener 
Merkmale einer Gemeinde vom Bundesdurchschnitt 
(ebd.). Die Ländlichkeit ist demnach umso ausgepräg-
ter, je geringer die Siedlungsdichte, je höher der Anteil 
land- und forstwirtschaftlicher Fläche, je höher der An-
teil der Ein- und Zweifamilienhäuser, je geringer das 
Bevölkerungspotenzial12 und je schlechter die Erreich-
barkeit großer Zentren ist. Für den Online-Landatlas13 
hat man diese Berechnung zusätzlich auf Gemein-
deebene vorgenommen. Leider ist nicht ersichtlich, 
welche Grenzwerte den dort verwendeten sieben Ka-
tegorien von «kaum ländlich» bis «äußerst ländlich» 
zugrunde liegen. Deshalb haben wir in den folgenden 
Karten 4 und 5 die Ergebnisse dieser Berechnung in 
eigenen Klassifizierungen dargestellt: Für Karte 4 wur-
den die Spanne der «Ländlichkeitswerte» der hessi-
schen Gemeinden, die von -5,15 für das besonders 
«unländliche» Frankfurt am Main bis 1,15 für die länd-
lichste Gemeinde Hessens reicht, in fünf gleichgroße 
Klassen unterteilt. In dieser Klassifizierung gehört ne-
ben Frankfurt am Main nur noch Offenbach zur «un-
ländlichsten» Klasse, während 266 Gemeinden der 
«ländlichsten» Klasse zugeordnet sind (vgl. Abbil-
dung 2). Für Karte 5 wurden fünf Klassen mit gleich 
vielen Gemeinden gebildet.

11  Bei Kreisregionen werden kreisfreie Städte mit unter 100.000 Einwohner*innen 
mit ihren Umlandkreisen zusammen betrachtet, um Größenunterschiede zwischen 
Kreisen auszugleichen (Küpper 2016: 3). In Hessen haben alle kreisfreien Städte 
über 100.000 Einwohner*innen (Hanau mit gut 93.000 Einwohner*innen strebt die 
Kreisunabhängigkeit an), weshalb hier gilt, dass die Kreisregionen identisch mit den 
kreisfreien Städten und Landkreisen sind.  12  Das berechnete Bevölkerungspoten-
zial «drückt für jede betrachtete Raumeinheit die Summe aller theoretisch mögli-
chen Interaktionsbeziehungen innerhalb eines Landes oder einer definierten Re-
gion aus» (Breßler 2001: 40).  13  Vgl. www.landatlas.de/laendlich/laendlich.html. 

http://www.landatlas.de/laendlich/laendlich.html
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Karte 4: Ländlichkeit auf Gemeindeebene nach Berechnung des Thünen-Instituts in fünf Klassen 
gleichgroßer Wertspanne
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Karte 5: Ländlichkeit auf Gemeindeebene nach Berechnung des Thünen-Instituts in fünf Klassen 
mit gleich vielen Gemeinden
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Je nach Klasseneinteilung lassen sich leicht unter-
schiedliche, einander aber ergänzende Schlüsse zie-
hen. Karte 4 zeigt, von ganz wenigen Ausnahmen ab-
gesehen (vor allem Kassel), ein eindeutiges Bild, in 
dem sich an Frankfurt am Main fast schon in Ringen 
die jeweils weniger städtischen Städte und Gemeinden 
anschließen und einen zusammenhängenden metro-
politanen Raum bilden. 266 der 426 hessischen Ge-
meinden, mithin über 62 Prozent, sind der ländlichs-
ten Klasse zugerechnet, die in fast ganz Mittel- und 
Nordhessen dominant ist sowie im Odenwaldkreis im 
Südosten und in einigen angrenzenden Gemeinden in 
Nachbarlandkreisen zu finden ist. In dieser Darstellung 
ist Hessen jenseits von Frankfurt-Rhein-Main sowie 
Kassel ländlich. Definiert man die Klassengrenzen an-
ders und unterteilt die 426 Gemeinden in gleichgroße 
Klassen, ist die Verteilung (dargestellt in Karte 5) etwas 
differenzierter: Dann reicht der metropolitane Raum 
weiter nach Norden und die ländlichsten Gemeinden 
finden sich im nördlichen Ost- und Westhessen. Das 
südliche Drittel Hessens mit nur wenigen Kommunen 
im südöstlichen Odenwaldkreis und im Rheingau-Tau-
nus-Kreis ist in dieser Darstellung überwiegend städ-
tisch geprägt.

Da das Thünen-Institut bei der Messung von Länd-
lichkeit am differenziertesten vorgeht und hier Werte 
für die einzelnen Gemeinden vorliegen, werden wir im 
folgenden Kapitel Daten zur sozioökonomischen La-
ge von Teilräumen Hessens auf die vom Thünen-Ins-
titut als ländlich identifizierten Kreise beziehen. Ein 
Vergleich der Karten 3 und 5 zeigt, dass diese Eintei-
lung sich in weiten Teilen mit jener des Landesentwick-
lungsplans deckt.

2.3 SOZIOÖKONOMISCHE LAGE 
IN DEN TEILRÄUMEN HESSENS
Um die sozioökonomische Lage ländlicher Räume in 
Hessen zu skizzieren, stellen wir zunächst drei Model-
le zur Berechnung sozioökonomischer Unterschiede 
(Disparitätenbericht, Thünen-Institut und BBSR) vor. 
Uns interessiert neben den Ergebnissen der einzelnen 
Studien, was passiert, wenn man verschiedene Be-
rechnungsmodelle kombiniert und darüber hinaus die 
Finanzsituation der Kommunen berücksichtigt.

Der Disparitätenbericht «Ungleiches Deutschland» 
(Fink u. a. 2019), erstellt im Auftrag der Friedrich-Ebert-
Stiftung, untersucht in zwei Clusteranalysen14 die kreis-
freien Städte und Landkreise Deutschlands zum einen 
nach Raumtypen und zum anderen nach «Wohlstand 
und Armut». In die fünf in Tabelle 1 und Karte 6 darge-
stellten Typen dieser Analysen sind Daten zu folgenden 
Faktoren eingeflossen:
–	� der Anteil hochqualifizierter Beschäftigter (für den 

Bereich «Wirtschaft, Beschäftigung und Arbeits-
markt»),

–	� Alters- und Kinderarmut (für «Bildungs- und Lebens-
chancen»),

–	� die Lebenserwartung, die Erreichbarkeit von 
Hausärzt*innen und die Bruttogehälter (für «Wohl-
stand und Gesundheit»),

–	� Höhe der kommunalen Schulden, Wahlbeteiligung 
und Breitbandanschluss (für «staatliches Handeln 
und Partizipation») und

14  Unter Clusteranalysen versteht man Verfahren zur Entdeckung von Ähnlich-
keitsstrukturen in Datenbeständen. Die so gefundenen Gruppen von «ähnlichen» 
Objekten werden in Clustern oder Klassen zusammengefasst. 

Abbildung 2: Anzahl der hessischen Gemeinden in Klassen gleicher Ländlichkeit nach Berechnung 
des Thünen-Instituts bei gleichgroßen Wertespannen (wie in Karte 4)

Quelle: eigene Darstellung
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–	� das Gesamtwanderungssaldo (für «Binnenwande-
rungen»). 

Als Ergebnis der ersten Clusteranalyse werden für 
Deutschland fünf Raumtypen identifiziert, die sich 
durch eine unterschiedliche Kombination von Werten 
auszeichnen: 
–	� «dynamische Groß- und Mittelstädte mit Exklusions

gefahr» (78 Kreise mit 22,7 Mio. Einwohner*innen),
–	� «starkes (Um-)Land» (62 Kreise mit 13,7 Mio. 

Einwohner*innen),

–	� «Deutschlands solide Mitte» (187 Kreise mit 
32,8 Mio. Einwohner*innen),

–	� «ländlich geprägte Räume in der dauerhaften Struk-
turkrise» (53 Kreise mit 8,1 Mio. Einwohner*innen) 
und 

–	� «städtisch geprägte Regionen im andauernden 
Strukturwandel» (22 Kreise mit 5,4 Mio. 
Einwohner*innen). 

Die hessischen kreisfreien Städte und Landkreise ver-
teilen sich folgendermaßen (vgl. auch Karte 6).

Tabelle 1:  
Klassifizierung der 26 hessischen kreisfreien Städte und Kreise nach Typen nach Fink u. a. 2019

Typus

«dynamische Groß- und Mittelstädte mit Exklusionsgefahr» Darmstadt
Frankfurt am Main
Wiesbaden
Landkreis Gießen*
Kassel

«starkes (Um-)Land» Landkreis Darmstadt-Dieburg*
Hochtaunuskreis
Main-Taunus-Kreis

«Deutschlands solide Mitte» Landkreis Bergstraße*
Landkreis Groß-Gerau
Main-Kinzig-Kreis*
Odenwaldkreis**
Landkreis Offenbach
Rheingau-Taunus-Kreis*
Wetteraukreis*
Lahn-Dill-Kreis**
Landkreis Limburg-Weilburg**
Landkreis Marburg-Biedenkopf**
Vogelsbergkreis**
Landkreis Fulda**
Landkreis Hersfeld-Rotenburg**
Landkreis Kassel**
Schwalm-Eder-Kreis**
Landkreis Waldeck-Frankenberg**
Werra-Meißner-Kreis**

«ländlich geprägte Räume in der dauerhaften Strukturkrise» -

«städtisch geprägte Regionen im andauernden Strukturwandel» Offenbach

Zusätzlich sind die vom Thünen-Institut als «ländlich» klassifizierten Kreise gekennzeichnet:  
* = eher ländlich nach Küpper 2016, ** = sehr ländlich nach Küpper 2016

Quelle: eigene Darstellung nach Fink u. a. 2019

Verbindet man diese Klassifizierung mit der des Thü-
nen-Instituts (Küpper 2016) zu Ländlichkeit (in Tabelle 1 
durch * bzw. ** gekennzeichnet), finden sich die hessi-
schen kreisfreien Städte und Landkreise weit überwie-
gend im Cluster «solide Mitte», dem «Durchschnitts-
cluster Deutschlands ohne besondere Abweichungen 
vom Bundesmittel, mit einer Ausnahme: Der Anteil der 
hochqualifizierten Beschäftigten ist hier im Bundesver-
gleich am geringsten» (Fink u. a. 2019: 10). Lediglich 
die beiden Landkreise Gießen und Darmstadt-Dieburg 
sind als «eher ländlich» klassifizierte Kreise den Clus-
tern «dynamische Groß- und Mittelstädte mit Explosi-
onsgefahr» zugordnet bzw. gelten als «starkes (Um-)

Land». Im Cluster «ländlich geprägte Räume in der 
dauerhaften Strukturkrise» der Studie der Friedrich-
Ebert-Stiftung finden sich ausschließlich ostdeutsche 
Kreise.

In der zweiten Clusteranalyse zum Thema «Wohl-
stand und Armut» sind «die Armutsquoten für ältere 
Menschen und Kinder, die Bruttogehälter am Arbeits-
ort, das verfügbare Haushaltseinkommen (das heißt 
alle Einnahmen eines Haushaltes unter Berücksichti-
gung von Transferleistungen und Abzügen) sowie die 
Mietpreisentwicklung als Indikator für die Entwicklung 
der Lebenshaltungskosten» berücksichtigt (Fink u. a. 
2019: 12).
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Karte 6: Raumtypisierung hessischer Städte und Landkreise nach Fink u. a. 2019
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Karte 7: Wohlstand und Armut hessischer Städte und Landkreise nach Fink u. a. 2019
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Auch in dieser Clusteranalyse nach Fink u. a. (2019) 
finden sich die meisten der Kreise, die nach dem Mo-
dell des Thünen-Instituts (in Tabelle 1 erneut mit * bzw. 
** gekennzeichnet) zu den ländlichen Kreisen zählen, 
in der mittleren Kategorie mit jeweils durchschnittli-
chen Ausprägungen bei Altersarmut, Bruttogehältern, 
Haushaltseinkommen und Lebenshaltungskosten und 
eher geringer Belastung durch Kinderarmut. Ländliche 
Kreise mit dem Merkmal (stark) unterdurchschnittliche 
sozioökonomische Lage finden sich im Disparitäten-
bericht der Friedrich-Ebert-Stiftung nur in Ostdeutsch-
land. Für Hessen ist festzuhalten, dass die ländlichen 
Kreise sozioökonomisch schlechter dastehen als die 
städtischen. Von den acht (stark) überdurchschnittlich 
wohlhabenden sind nur zwei ländlich: Gießen (eher 
ländlich) und Fulda (sehr ländlich). Allerdings sind mit 
Kassel und Offenbach zwei kreisfreie Städte als «eher 
unterdurchschnittlich» wohlhabend und damit noch 
schlechter klassifiziert als das Gros der ländlichen Krei-
se. Insgesamt sind die ländlichen Kreise innerhalb Hes-
sens laut Disparitätenbericht weniger wohlhabend als 
die meisten städtischen.

Das Thünen-Institut verbindet die im vorherigen Un-
terkapitel vorgestellte Berechnung von Ländlichkeit 
mit der sozioökonomischen Entwicklung. Für diese 
Analyse werden die folgenden neun Indikatoren ge-
nutzt (Küpper 2016: 14): 
–	� Entwicklung der Arbeitslosenquote von 2011 bis 

2013, 

–	� Entwicklung der durchschnittlichen Bruttolöhne und 
-gehälter sozialversicherungspflichtig Beschäftigter 
am Arbeitsort von 2010 bis 2012, 

–	� Medianeinkommen 2010, 
–	� Entwicklung der kommunalen Steuerkraft von 2011 

bis 2013, 
–	� Entwicklung des Wanderungssaldos der 18- bis 

29-Jährigen von 2011 bis 2013, 
–	� Wohnungsleerstand 2011, 
–	� Entwicklung der Lebenserwartung von Frauen von 

2011 bis 2013, 
–	� Entwicklung der Lebenserwartung von Männern 

von 2011 bis 2013, 
–	� Entwicklung der Schulabbrecherquote von 2011 bis 

2013. 
Wie aus der Aufzählung deutlich wird, sind die verwen-
deten Daten nicht mehr ganz aktuell. Als Momentauf-
nahme für Mitte des Jahrzehnts scheinen sie uns aber 
nach wie vor geeignet. Die Werte einzelner Stadt- und 
Landkreise geben auch hier an, wie weit sie vom Bun-
desdurchschnitt abweichen. Küpper (2016) schlägt für 
die Kreise drei Klassen von Ländlichkeit («nicht länd-
lich», «eher ländlich» und «sehr ländlich»)15 vor und teilt 
die ländlichen Kreise hinsichtlich ihrer sozioökonomi-
schen Situation in zwei Kategorien ein («weniger gut» 
und «gut»). Auf Basis der Kombination dieser Klassen 
ergeben sich vier Typen ländlicher Kreise. Für Hessen 
ergibt sich folgendes Bild (vgl. hierzu auch Karte 8).

Tabelle. 2: Klassifizierung der 26 hessischen kreisfreien Städte und Kreise nach Ländlichkeit und 
sozioökonomischer Lage 

nicht ländlich* eher ländlich sehr ländlich

gute sozioökonomische Lage
Darmstadt
Frankfurt am Main
Offenbach
Wiesbaden
Landkreis Groß-Gerau
Hochtaunuskreis
Main-Taunus-Kreis
Landkreis Offenbach
Kassel

Landkreis Bergstraße
Landkreis Darmstadt-Dieburg
Main-Kinzig-Kreis
Rheingau-Taunus-Kreis
Wetteraukreis 
Landkreis Gießen

Lahn-Dill-Kreis
Landkreis Marburg-Biedenkopf
Landkreis Fulda
Landkreis Hersfeld-Rotenburg
Landkreis Kassel

weniger gute �
sozioökonomische Lage

Odenwaldkreis 
Landkreis Limburg-Weilburg
Vogelsbergkreis
Schwalm-Eder-Kreis
Landkreis Waldeck-Frankenberg
Werra-Meißner-Kreis

* Die sozioökonomische Lage wird in der Studie des Thünen-Instituts nur für die ländlichen Kreise berechnet.

Quelle: eigene Darstellung nach Küpper 2016

15  Anders als auf Gemeindeebene sind für die Kreisregionen die Schwellenwerte 
der drei Kategorien, die Küpper (2016: 10) bildet, angegeben. Sie unterscheiden 
sich von jenen, die wir in den Karten 4 und 5 auf Gemeindeebene nutzen. 
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Karte 8: Typen ländlicher Kreise in Hessen nach Klassifizierung des Thünen-Instituts
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Laut den Berechnungen des Thünen-Instituts ist die 
sozioökonomische Lage der als «sehr ländlich» einge-
stuften Kreise «weniger gut». Zum Vergleich: Im Bun-
desgebiet «werden 155 der 267 ländlichen Kreisregio-
nen in die Kategorie ‹weniger gute sozioökonomische 
Lage› eingeordnet, während 112 Kreisregionen ei-
ne ‹gute sozioökonomische Lage› zugewiesen wird» 
(Küpper 2016: 21). Es fällt auf, dass in der Mehrheit der 
sehr ländlichen Kreise in Hessen eine weniger gute so-
zioökonomische Lage vorliegt (Werra-Meißner-Kreis, 
Schwalm-Eder-Kreis, Odenwaldkreis, Landkreis Wal-
deck-Frankenberg, Vogelsbergkreis, Landkreis Lim-
burg-Weilburg), während alle eher ländlichen Kreise 
eine gute sozioökonomische Lage auszeichnet. Auf 
Kreisebene gilt damit für die ländlichen Kreise tenden-
ziell: je ländlicher, desto schlechter die sozioökonomi-
sche Lage.

Kombiniert man die Ländlichkeitswerte der kreisfrei-
en Städte und Landkreise des Thünen-Instituts nach 
Küpper (2016) mit den Wohlstandswerten aus dem 
Disparitätenbericht der Friedrich-Ebert-Stiftung (Fink 
u. a. 2019), ergibt sich folgende Verteilung:

Abbildung 3: Kreisfreie Städte und Landkreise 
nach Ländlichkeit und Wohlstand 

nicht
ländlich

eher
ländlich

sehr
ländlich

stark überdurchschnittlich 2 1 0

etwas überdurchschnittlich 5 1 1

durchschnittlich 0 4 10

etwas unterdurchschnittlich 2 0 0

stark unterdurchschnittlich 0 0 0

Insgesamt 9 6 11

Quelle: eigene Darstellung nach Küpper 2016 und Fink u. a. 2019

Zum einen fällt auf, dass die «sehr ländlichen Kreise» 
mit 89 Prozent fast alle (zehn von elf) nur einen durch-
schnittlichen Wohlstand aufweisen, während bei den 
eher ländlichen Kreisen ein Drittel durch einen über-
durchschnittlichen Wohlstand geprägt ist. Zum ande-
ren zeigt sich hier, dass die beim Thünen-Institut nicht 
weiter differenzierten nicht-ländlichen Städte und Krei-
se beim Wohlstand eine stärkere Streuung aufweisen 
als die ländlichen. Für die ländlichen Räume gilt in die-
sen Berechnungen tendenziell, dass aus einem Man-
gel an Verstädterung und Zentralität auch eine schlech-
tere sozioökonomische Lage bzw. ein niedrigerer 
Wohlstand folgt.

Das BBSR hat zunächst für den Raumordnungsbe-
richt 2011 (BBSR 2012) und dann aktualisiert auf ei-
ne Kleine Anfrage von Bündnis 90/Die Grünen an die 
Bundesregierung 2017 (Deutscher Bundestag 2017) 
die Ungleichheit der Lebensverhältnisse auf Ebene 
der Kreisregionen berechnet. Diese Berechnung wur-
de zuletzt 2018 auf Basis von Daten aus den Jahren 
2015 bis 2018 durchgeführt, die uns zusammen mit 
den Ergebnissen vom BBSR freundlicherweise zur Ver-
fügung gestellt wurden. Das in Karte 9 für die hessi-
schen Kreisregionen dargestellte Ergebnis basiert auf 
der Kombination der sechs Dimensionen «Demogra-
phie», «Wirtschaft», «Arbeitsmarkt», «Wohlstand», «In-
frastruktur» sowie «Wohnungsmarkt», die jeweils als 
Index auf Basis verschiedener Indikatoren16 berechnet 
wurden, die sich auf Verstädterung, Zentralität und Pe-
ripherisierung beziehen.17 

16  Demographie (Bevölkerungsentwicklung 2006 bis 2016, Lebenserwartung 
Männer geb. 2016, Anteil der unter 15-Jährigen 2016, Anteil der über 75-Jähri-
gen 2016); Wirtschaft (BIP je Erwerbstätige 2015, Beschäftigte in wissensinten-
siven Dienstleistungen 2017, Beschäftigte in wissens- und forschungsintensiven 
Industrien 2017); Arbeitsmarkt (Arbeitslosenquote 2017, Pendeldistanzen 2016, 
Erwerbsbeteiligung der 15- bis unter 65-Jährigen 2016, Ausbildungsplatzquote 
2017); Wohlstand (verschuldete erwachsene Privatpersonen 2017, unter 15-Jäh-
rige in Bedarfsgemeinschaften 2017, verfügbares Pro-Kopf-Einkommen 2015); In-
frastruktur (Einwohnerdichte 2016, Pkw-Reisezeit zum nächsten Ober- und Mit-
telzentrum 2018, Anteil der unter Dreijährigen in Kindertagesstätten 2017, Ärzte je 
100.000 Einwohner 2015, Betten für stationäre Pflege für Einwohner von 65 Jah-
ren und älter 2015, Grundschulnetzdichte 2016, Erreichbarkeit von Autobahnen, 
IC/ICE-Anschlüssen, Flughäfen 2017/18, Versorgungsgrad Hausärzte 2017) sowie 
Wohnungsmarkt (Angebotsmieten).  17  Die Kreisregionen werden für jeden Index 
in fünf Gruppen eingeteilt, deren Schwellenwerte liegen bei: mehr als eine Stan-
dardabweichung unter Mittelwert für «stark unterdurchschnittlich», eine bis 0,7 
Standardabweichungen unter Mittelwert für «unterdurchschnittlich», zwischen +/- 
0,7 der Standardabweichung um Mittelwert für «durchschnittlich», zwischen 0,7 
und eine Standardabweichungen über Mittelwert für «überdurchschnittlich» und 
über eine Standardabweichung über Mittelwert für «stark überdurchschnittlich». 
Dann wird für jede Kreisregion «ausgezählt, wie oft sie in den Einzeldimensionen 
der Gruppe ‹stark unterdurchschnittlich› bzw. ‹stark überdurchschnittlich› zuge-
ordnet wird: sehr stark unterdurchschnittlich: vier und mehr Einzeldimensionen 
stark unterdurchschnittlich; stark unterdurchschnittlich: drei Einzeldimensionen 
stark unterdurchschnittlich bei maximal zwei Einzeldimensionen stark überdurch-
schnittlich; stark überdurchschnittlich: drei Einzeldimensionen stark überdurch-
schnittlich bei maximal zwei Einzeldimensionen stark unterdurchschnittlich; sehr 
stark überdurchschnittlich: vier und mehr Einzeldimensionen stark überdurch-
schnittlich. Alle anderen Konstellationen indizieren ausgeglichene Lebensverhält-
nisse» (BBSR 2020). 
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Karte 9: Lebensverhältnisse in hessischen Kreisen nach BBSR
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Auffällig ist an dieser Darstellung der Lebensver-
hältnisse, dass in Hessen außer den urbanen Zentren 
Frankfurt am Main, Wiesbaden und Darmstadt sowie 
den in allen Berechnungen als wohlhabend charakte-
risierten Umlandkreisen Main-Taunus-Kreis und Hoch-
taunus-Kreis alle Kreise als «ausgeglichen» gelten – im 
Unterschied etwa zur Thünen-Typologie, in der sechs 
hessischen Kreisen eine «weniger gute sozioökono-
mische Lage» attestiert wird. Dieser Ausgleich in der 
BBSR-Darstellung, der die ländlichen Räume Hes-
sens als problemlos erscheinen lässt, resultiert, so un-
sere Kritik im Folgenden, aus der Berechnungsart. Zu 
Recht führt die Autorin zu dieser Berechnung an an-
derer Stelle aus: «Alle Messkonzepte unterliegen da-
her der Kritik, nicht vollständig, nicht zielgerichtet oder 
nicht demokratisch legitimiert zu sein, oder alles zu-
sammen.» (Milbert 2019: 25) Zudem befasst sie sich 
mit vier Mängeln, die dieser Berechnung vorgeworfen 
werden: Auswahl der Dimensionen, Maßstäblichkeit 
am Bundesmittel, Auswahl der Kreise oder Kreisregi-
onen als räumliche Maßstabsebene sowie Auszählung 
der Dimensionen im unter- und im überdurchschnitt-
lichen Bereich (ebd.: 29 ff.). Diesen vier Kritikpunkten 
fügen wir einen weiteren Punkt hinzu. Es kann sich des 
Eindrucks nicht erwehrt werden, als würden durch die 
Wahl der sechs Einzeldimensionen die Unterschiede 
nivelliert, die zwischen mehr oder weniger verstädter-
ten, zentralen und wohlhabenden Teilräumen beste-
hen. Dies wird deutlich, betrachtet man die Korrelati-

on (also den statistischen Zusammenhang) zwischen 
den Indizes der sechs Einzeldimensionen in den hessi-
schen Kreisen mit dem Index von Ländlichkeit, wie ihn 
das Thünen-Institut berechnet.

Je ländlicher ein Kreis, desto schlechter steht es in 
ihm in Bezug auf die Bereiche «Demographie», «Wirt-
schaft», «Arbeitsmarkt» und «Infrastruktur», aber des-
to besser steht er da in Bezug auf «Wohlstand» und 
«Wohnungsmarkt». Insbesondere der entspanntere 
Wohnungsmarkt auf dem Land gleicht in der BBSR-
Berechnung die dortigen Mängel bei der Infrastruktur-
ausstattung aus. Da der Infrastruktur-Index unter an-
derem aus dem Versorgungsgrad mit Hausärzt*innen, 
Grundschulnetzdichte, Betten für stationäre Pflege, 
Anteil der unter Dreijährigen in Kitas und der Erreich-
barkeit von Autobahnen oder Fernverkehrsbahnhö-
fen gebildet wird, kann ein Mangel an diesen ele-
mentaren Daseinsvorsorgeleistungen durch einen 
positiven Wohnungsmarkt-Index ausgeglichen wer-
den. Erschwerend kommt hinzu, dass «Wohnungs-
markt» ausschließlich auf dem Indikator «Angebots-
miete je m²» basiert, die auf dem Land aufgrund der 
deutlich niedrigeren Nachfrage nach Wohnraum und 
daraus resultierenden Bodenpreisen weit niedriger ist 
als in der Stadt (vgl. für Hessen: Belina 2020b). Nicht 
zuletzt «verbessert» der Wegzug die Werte des Indika-
tors «Wohnungsmarkt», Abwanderung wird so zu ei-
nem «Vorteil» ländlicher Räume. Die Berücksichtigung 
anderer Indikatoren zur Bestimmung der Wohnsitua-
tion hätte möglicherweise ein anderes Bild ergeben. 
So wäre die Einbeziehung etwa des Wohnungsleer-
stands, der auf dem Land höher ist als in der Stadt und 
die Wohnqualität im Umfeld mindert (vgl. Henkel 2018: 
17 ff.), der Haushaltsgröße, die auf dem Land größer ist 
als in der Stadt, der Anteil an Wohneigentum, der auf 
dem Land höher ist als in der Stadt, oder der Qualität 
des Wohnraums, die auf dem Land im Hinblick auf Al-
ter und Ausstattung der Gebäude niedriger sein kann, 
durchaus auch plausibel für einen Index zu Wohnen. 
Jenseits der Frage der Operationalisierung der Wohn-
situation ist aber vor allem fraglich, ob der tatsächliche 
Vorteil niedrigerer Mieten auf dem Land wirklich die 
Ausdünnung der Daseinsvorsorge auszugleichen ver-
mag.

Dasselbe gilt für die unter «Wohlstand» zusammen-
gefassten Indikatoren. Ein Vergleich zwischen dem 
Index «Wohlstand» des BBSR und dem zur sozioöko-
nomischen Lage des Thünen-Instituts für die vom Thü-
nen-Institut als «ländlich» klassifizierten Kreise zeigt, 
dass die Werte teils ähnlich sind, sich teils stark unter-
scheiden.

Besonders stark weichen die Ergebnisse beider Be-
rechnungen für die Kreise Gießen und Marburg-Bie-
denkopf voneinander ab. In die jeweiligen Indikatoren 
gehen, obwohl sie ähnlich heißen, sehr unterschiedli-
che Indikatoren ein, und manche Indikatoren, die der 
Thünen-Index nutzt, werden vom BBSR für andere 
Einzelindikatoren verwendet. Zu vergleichen sind die 
beiden Indizes also nicht unmittelbar. Vielmehr soll an-

Abbildung 4: Korrelation zwischen Einzeldimen-
sionen, die in die Berechnung der Lebensverhält-
nisse in hessischen Kreisen nach BBSR 
eingehen, und der Ländlichkeit, wie ihn das 
Thünen-Institut berechnet

Quelle: eigene Darstellung
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hand der Gegenüberstellung verdeutlicht werden, dass 
«Wohlstand» bzw. «sozioökonomische Lage» sehr un-
terschiedlich bestimmt werden können. Vergleicht 
man die Indikatoren von BBSR und Thünen insgesamt, 
so fällt auf, dass jene des BBSR tendenziell stärker die 
individuelle Lage der Bewohner*innen berücksichti-
gen, jene des Thünen-Instituts hingegen tendenziell 
stärker die strukturellen Eigenschaften der Kreise. Die 
kommunale Steuerkraft etwa, die wir als grundlegend 
für die Lage in ländlichen Räumen ansehen (siehe Kapi-
tel 4.2.1), wird vom BBSR nicht berücksichtigt, wohin-
gegen sie in den Index des Thünen-Instituts eingeht.

Betrachtet man nur ausgewählte Indikatoren, die 
das BBSR nutzt, werden die strukturellen Problemla-
gen ländlicher Räume noch deutlicher (vgl. Abbildung 
6): Die Grundschul- und die Ärztedichte hängen deut-
lich negativ mit der Ländlichkeit zusammen. Das heißt, 
je ländlicher eine Region ist, desto weniger Ärzt*innen 
bzw. Grundschulen hat sie. Andere Indikatoren wie die 
Pendeldistanzen zum Arbeitsplatz, die Erreichbarkeit 
des nächsten Ober- bzw. Mittelzentrums per Pkw so-
wie von Autobahnen, Flughäfen und Fernbahnhöfen 
hängen statistisch gesehen deutlich positiv mit der 
Ländlichkeit zusammen. Das heißt, je ländlicher eine 
Region ist, desto länger sind die Fahrtzeiten.

Die Darstellung ausgewählter Indikatoren des BBSR 
in den Karten verdeutlicht die strukturellen Nachteile 
des ländlichen Raumes (siehe Abbildung 3). Zu beach-
ten ist, dass in den Karten stets fünf Klassen gebildet 
wurden, die gleich viele Fälle beinhalten, weshalb die 
Werte innerhalb einer Klasse weit streuen können. Für 
die ländlichen Kreise sind deshalb zusätzlich die einzel-
nen Werte angegeben.

Abbildung 6: Korrelation zwischen ausgewählten 
Indikatoren, die in die Berechnung der Lebens-
verhältnisse in hessischen Kreisen nach BBSR 
eingehen, und der Ländlichkeit, wie ihn das 
Thünen-Institut berechnet

Quelle: eigene Darstellung
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Abbildung 5: Die hessischen Kreise im Vergleich der Ausprägung der Indizes «Wohlstand» (BBSR) und 
«sozioökonomische Lage» (Thünen-Institut)

Quelle: eigene Darstellung
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Karte 10: Durchschnittliche Pendeldistanz
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 9,49 bis unter 15,9 (5)

Die Zahl in den Klammern gibt die Anzahl 
der Objekte in der Werteklasse an.  

Ländlichkeit nach Thünen-Institut

sehr ländlich

ländlich

Pendeldistanz zum Arbeitsplatz 2016
Hessen – Landkreise und kreisfreie Städte

Die Daten wurden freundlicherweise vom BBSR
zur Verfügung gestellt.
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Karte 11: Ärztedichte
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Die Zahl in den Klammern gibt die Anzahl 
der Objekte in der Werteklasse an.  

Ländlichkeit nach Thünen-Institut

sehr ländlich

ländlich
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Karte 12: Grundschuldichte

  
 
 

0,08

0,04

 
 

0,03

 
 
 

0,02

 
 

0,03

 
 

0,02

 
0,05

 
0,07

 
0,06  

0,05

 
0,05  

0,05

0,06

 
0,04

 
0,05

 
0,01

00,4 WI

DA

F

KS

OF

    Lkr. 
Darmstadt-
   Dieburg

Hoch-

Lkr. Kassel

Vogelsbergkreis

Schwalm-Eder-
Kreis

Werra-
Meißner-

Kreis

Lkr. Hersfeld-
Rotenburg

Lkr. Waldeck-
Frankenberg

Lkr. Limburg-

Lkr. Marburg-Biedenkopf

Lahn-
Dill-

Lkr. Bergstraße

Lkr. Fulda

kreis

Taunus-

Kreis

Rheingau-

taunus-
kreis

Lkr. Offenbach
Lkr. Groß-

Gerau

Lkr. Gießen

Main-Kinzig-Kreis

MTK

Kreis

Weilburg
Wetteraukreis

Odenwald-

Anzahl der Schulen je km2

 0,04 bis unter 0,06 (7)

 0,06 bis unter 0,08 (4)

 0,08 bis unter 0,17 (5)

 0,17 bis  0,36 (5)

 0,01 bis unter 0,04 (5)

Die Zahl in den Klammern gibt die Anzahl 
der Objekte in der Werteklasse an.  

Ländlichkeit nach Thünen-Institut

sehr ländlich

ländlich

Grundschuldichte 2016
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Karte 13: Erreichbarkeit von Autobahnen, Flughäfen und Fernbahnhöfen
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 11,0 bis unter 22,0 (5)

 22,0 bis unter 25,0 (6)

 25,0 bis unter 35,0 (5)

 35,0 bis  41,44 (5)

 7,14 bis unter 11,0 (5)

Die Zahl in den Klammern gibt die Anzahl 
der Objekte in der Werteklasse an.  

Ländlichkeit nach Thünen-Institut

sehr ländlich

ländlich
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Aus Karte 10 zur durchschnittlichen Pendeldistanz 
wird deutlich, dass die ländlichen bzw. sehr ländlichen 
Kreise in Hessen mittlere bis hohe Pendeldistanzen 
aufweisen – lediglich der Landkreis Kassel bildet eine 
Ausnahme. Für die Anzahl der Ärzt*innen pro 100.000 
Einwohner*innen (Karte 11) zeigt sich ein etwas diffe-
renziertes Bild: Frankfurt am Main, Wiesbaden, Darm-
stadt, Offenbach und Kassel warten mit den höchs-
ten Dichten von über 200 Ärzt*innen pro 100.000 
Einwohner*innen auf, wohingegen die sehr ländli-
chen Landkreise Schwalm-Eder-Kreis, Odenwaldkreis 
und Vogelsbergkreis sowie die ländlichen Main-Kin-
zig- und Darmstadt-Dieburg-Kreise am schlechtesten 
versorgt sind. Dort gibt es weniger als 118 Ärzt*innen 
pro 100.000 Einwohner*innen. Allerdings weisen auch 
sehr ländliche Kreise wie Marburg-Biedenkopf (186), 
Waldeck-Frankenberg (143) oder Fulda (140) eine et-
was bessere Versorgung auf.

Auch bei der Grundschuldichte (Karte 12) wird die 
ungleiche Verteilung sehr deutlich: Das Rhein-Main-
Gebiet sowie Kassel sind hierbei in der obersten Klasse, 
während sämtliche der sehr ländlichen Landkreise (au-
ßer der Lahn-Dill-Kreis) den beiden schlechtesten Ka-
tegorien zugerechnet werden. Kinder haben dort also 
weitere Wege zur nächsten Grundschule zurückzule-
gen. Bei der Erreichbarkeit von Autobahnen, Flughäfen 
und Fernbahnhöfen ist die Benachteiligung der ländli-
chen Räume aufgrund ihrer peripheren Lage ebenfalls 
offensichtlich (Karte 13): Während die südliche Hälfte 
Hessens, abgesehen vom Odenwaldkreis, eine rela-
tiv gute Erreichbarkeit mittels Pkw aufweist (aufgrund 
eines unzureichenden öffentlichen Personennahver-
kehrssystems ist der Pkw weiterhin das primäre Ver-
kehrsmittel im ländlichen Raum), sind die mittel- und 

nordhessischen Gebiete allgemein stark abgekoppelt 
von diesen Verkehrswegen und -mitteln. 

2.4 ZWISCHENFAZIT
Eine Zusammenschau der unterschiedlichen Berech-
nungen sowohl der Ländlichkeit als auch der sozioöko-
nomischen Lage der Kommunen zeigt deutlich, dass 
Hessen von einem fundamentalen Unterschied, ja Ge-
gensatz zwischen der Rhein-Main-Region einerseits 
und dem tendenziell peripherisierten ländlichen «Rest» 
andererseits gekennzeichnet ist. Nur wenige Städte in 
Nordhessen (Kassel) und Mittelhessen (Marburg, Gie-
ßen, Fulda) bilden Ausnahmen von diesem räumlichen 
Muster. In diesem Muster zeigt sich, dass Verstädte-
rung und Zentralität sehr eng zusammenhängen. Teil-
räume, in denen beides schwach ausgeprägt ist, sind 
tendenziell peripherisiert. Einerseits stehen Dörfer und 
Kleinstädte in der Rhein-Main-Region sozioökono-
misch tendenziell deutlich besser da und sind besser 
mit Infrastruktur ausgestattet als kleine Siedlungen im 
Rest des Landes, andererseits sind Groß- und Mittel-
städte mit gewissen Zentralitätsfunktionen in den länd-
lichen Räumen sozioökonomisch schlechter gestellt als 
solche in der Rhein-Main-Region. Auch wenn die länd-
lichen und sozioökonomisch weniger gut dastehenden 
Teilräume Mittel- und Nordhessens sowie im Oden-
wald, die abseits des Wachstumspols Frankfurt-Rhein-
Main liegen, im Bundesvergleich zur «soliden Mitte» 
(Friedrich-Ebert-Stiftung) mit «ausgeglichenen Lebens-
verhältnissen» (BBSR) gezählt werden können, so sind 
sie innerhalb Hessens mit seiner sozialräumlichen Pola-
risierung doch die peripherisierten Orte, um die es bei 
einer Politik für ländliche Räume gehen muss, in denen 
sich Gefühle des «Abgehängtseins» herausbilden.
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3 DIE AKTUELLE HESSISCHE STRUKTUR- UND 
REGIONALPOLITIK

Dieses Kapitel widmet sich den aktuellen Ansätzen 
der Regional- und Strukturpolitik in Hessen. Ziel ist da-
bei zu ermitteln, wie die hessische Landesregierung 
mit den im vorangegangenen Kapitel beschriebenen 
räumlichen Disparitäten umgeht und wie die auch von 
ihr postulierte «Gleichwertigkeit der Lebensverhältnis-
se» in konkrete politische Maßnahmen übersetzt wird. 
Hierfür greift die Studie in einem ersten Schritt (Kapi-
tel 3.1) unter anderem auf den Ansatz der Kulturellen 
Politischen Ökonomie zurück. Mit seiner Hilfe wird 
beleuchtet, wer im ländlichen Raum Hessens welche 
Probleme und entsprechende Lösungswege identifi-
ziert (Kapitel 3.2). Daran anschließend wird erläutert, 
welche ökonomischen Vorstellungswelten sich in den 
Sichtweisen ländlicher Räume wiederfinden und damit 
den jeweiligen regionalpolitischen Strategien zugrun-
de liegen (Kapitel 3.3). In einem vierten Schritt (Kapi-
tel 3.4) erfolgt auf der Grundlage der vorhergehenden 
Analyse eine kritische Auseinandersetzung mit der 
hessischen Struktur- und Regionalpolitik für ländliche 
Räume, gefolgt von einer Zusammenfassung unse-
rer diesbezüglichen Untersuchungsergebnisse (Kapi-
tel 3.5).

3.1. ANALYSERAHMEN: KULTURELLE 
POLITISCHE ÖKONOMIE UND KRITISCHE 
DISKURSANALYSE
Um die Problemdeutungen und Lösungsansätze der 
verschiedenen Akteure zu ländlichen Räumen in Hes-
sen herauszuarbeiten, eignet sich der Analyserahmen 
der Kulturellen Politischen Ökonomie (KPÖ). Die KPÖ 
kann einerseits als Fortentwicklung der Regulations-
schule (Jessop/Sum 2006), andererseits auch als Kri-
tik ebenjener strukturalistischen, «gesetzesgläubi-
gen» (Scherrer 1995: 479 f.) Perspektive verstanden 
werden, die kulturelle Aspekte tendenziell vernachläs-
sigt. Entsprechend nehmen Jessop und Sum (2013: 
63) diese Kritik am «unvollständigen Charakter der Re-
gulation» in ihre Ausformulierung der KPÖ auf. Dem-
nach sind Akteure dazu gezwungen, «im Spannungs-
feld spezifischer Diskurse Entscheidungen zu treffen 
und Strategien auszuwählen». Die KPÖ ist dabei «ein 
postdisziplinärer Ansatz, der den Beitrag der kulturel-
len Wende […] zur Analyse der Artikulation zwischen 
Ökonomie und Politik und ihrer Einbettung in breitere 
Bereiche der sozialen Beziehungen hervorhebt» (Jes-
sop 2010: 336). Bisherige Anwendungen der KPÖ für 
ländliche Räume beschränken sich bislang auf eine 
Studie zur bayerischen Regionalpolitik (Dudek/Kallert 
2017).

Innerhalb der KPÖ spielen economic imaginaries, 
was am ehesten mit ökonomischen Vorstellungswel-
ten übersetzt werden kann, eine bedeutende Rolle: 

Diese ökonomischen Vorstellungswelten bieten indi-
viduellen und kollektiven Akteuren Orientierung bei 
der Entscheidungsfindung und Strategieentwick-
lung. Gerade in unstrukturierten und komplexen Situ-
ationen – etwa Krisen kommunaler Haushalte oder bei 
wachsenden räumlichen Disparitäten – bieten solche 
ökonomischen Vorstellungswelten einen wichtigen 
Orientierungsrahmen (Jessop/Sum 2013: 74). Eine 
KPÖ-inspirierte Analyse der ungleichen Entwicklung 
der Lebensverhältnisse fragt entsprechend nach den 
Problemen, die die Politik in ländlichen Räumen iden-
tifiziert, nach deren angenommenen Ursachen und 
möglichen Lösungsansätzen. Welche ökonomischen 
Vorstellungswelten liegen diesen Politiken ländlicher 
Entwicklung zugrunde? Welche Ideen, Utopien oder 
Dystopien werden dabei thematisiert, als abschre-
ckend oder erstrebenswert angesehen? Welche The-
men werden priorisiert, welche vernachlässigt?

Welchen Mehrwert haben diese abstrakt erscheinen-
den Gedanken zu ökonomischen Vorstellungswelten 
für die Struktur- und Regionalpolitik in den ländlichen 
Räumen Hessens? Ökonomische Vorstellungswelten 
kollektiver Akteure, wie etwa der hessischen Landes-
regierung oder kommunaler Spitzenverbände, eignen 
sich als Ausgangspunkt für eine Analyse der Struktur- 
und Regionalpolitik: Gerade Krisen bewirken oft eine 
kognitive sowie strategische Verwirrung und bringen 
unterschiedliche wie auch neue Interpretationen und 
Lösungsvorschläge hervor (Bieling/Heinrich 2012: 28). 
Die bestehenden ökonomischen Vorstellungswelten 
verschiedener Akteure geraten somit in Konflikt mit 
den durch die Krise hervorgerufenen Entwicklungen. 
So könnte etwa die breit diskutierte mangelhafte Be-
reitstellung von Infrastrukturen in ländlichen Räumen 
(vgl. Kapitel 1.2) dazu führen, dass marktvermittelte 
Lösungsansätze, die sich in den letzten Jahrzehnten im 
Zuge neoliberaler Denkströmungen durchgesetzt hat-
ten, wieder infrage gestellt werden.

Mit dem KPÖ-Ansatz kann demnach eine produkti-
ve Auseinandersetzung über soziostrukturelle Prob-
lemlagen in ländlichen Regionen geführt werden: So 
strukturieren die ökonomischen Vorstellungswelten 
ganz entscheidend, welche Erklärungen und Plausi-
bilisierungsstrategien ausgewählt und somit zur Basis 
für Versuche werden, Strukturprobleme in ländlichen 
Räumen zu lösen (Kutter 2013; Stone 1989). Deshalb 
gilt es insbesondere zu fragen, welche ökonomischen 
Vorstellungswelten bei welchen Akteuren für die Poli-
tik in ländlichen Räumen identifiziert werden können. 
Zusätzlich gilt es zu klären, ob es eine Bedeutungsver-
schiebung hinsichtlich der Rolle der Daseinsvorsorge 
in der gegenwärtigen Struktur- und Regionalpolitik des 
Landes Hessen gibt.
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Mittels einer kritischen Diskursanalyse (Jäger 
2015)18 sollen die Vorstellungswelten der Regionalpo-
litik zu ländlichen Räumen in Hessen aufgezeigt wer-
den. Diese Vorstellungswelten erleichtern Akteuren 
die Entscheidungsfindung. Zugleich haben sie erhebli-
chen Einfluss auf Problemlösungsstrategien, indem sie 
Ursachen und Verantwortlichkeiten mit spezifischen 
Politiken verknüpfen. Folglich bilden Diskurse rund um 
ländliche Räume in Hessen den Untersuchungsgegen-
stand der folgenden Analyse, um die jeweiligen ökono-
mischen Vorstellungswelten bezüglich ländlicher Räu-
me zu identifizieren. Dies baut auf Jäger (2001: 83) auf, 
der Diskurse anschaulich als «soziale Wissensflüsse 
durch die Zeit» bezeichnet, die in «ihrer Gesamtheit ein 
riesiges und komplexes ‹Gewimmel›» darstellen.

Für die Analyse der Diskurse wurden die Problem-
deutungen und Vorstellungen relevanter Akteure der 
Regionalpolitik in Hessen herausgearbeitet, indem de-
ren Positionspapiere, Pressemitteilungen, Kurzstudien 
und andere Veröffentlichungen herangezogen wur-
den. Berücksichtigt wurden Veröffentlichungen der 
hessischen Landesregierung, der Bundesregierung, 
kommunaler Spitzenverbände, des hessischen Rech-
nungshofes, von Gewerkschaften und von politischen 
Parteien. Da im Rahmen der vorliegenden Studie kei-
ne umfassende Auswertung aller Veröffentlichungen 
sämtlicher Akteure über einen längeren Zeitraum mög-
lich war, bedurfte es einer Auswahl. Es liegen der Ana-
lyse folgende Publikationen und Dokumente folgender 
Institutionen zugrunde: 
–	� Gewerkschaften, die sich zum Thema ländliche Räu-

me geäußert haben: Pressemitteilungen und Ar-
beitspapiere des DGB, von ver.di und der GEW in 
Hessen,

–	� Hessischer Rechnungshof: Kommunalbericht 2019 
und dessen Präsentation, 

–	� kommunale Spitzenverbände: Pressemitteilungen 
vom Hessischen Städte- und Gemeindebund und 
vom Hessischen Landkreistag, 

–	� Hessische Landesregierung: Koalitionsvertrag zwi-
schen CDU Hessen und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN Hessen für die 20. Legislaturperiode, Presse-
mitteilungen, Regierungserklärungen und Leitfaden 
für Haushaltskonsolidierungen von sogenannten 
Schutzschirm-Gemeinden (siehe zu den Letzteren 
Kapitel 3.4.1.2),

–	� Bundesregierung: Leitbilder der Raumentwicklung, 
«Unser Plan für Deutschland – Gleichwertige Le-
bensverhältnisse überall» (siehe Kasten 1) und

–	� politische Parteien, die im hessischen Landtag ver-
treten sind: Wahlprogramme von AfD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN, CDU, DIE LINKE, FDP und SPD für die 
hessische Landtagswahl 2018.

Die Darstellung der Ergebnisse aus der Diskursanaly-
se erfolgt im nächsten Abschnitt in aggregierter Form, 
das heißt, dass die jeweiligen Positionen zusammen-
gefasst und durch aussagekräftige Textstellen belegt 
werden. Der aktuelle Diskurs zu ländlichen Räumen 
in Hessen wird demnach so dargestellt, dass einzelne 

Diskursstränge – also thematisch zusammenhängen-
de Textfragmente – bestimmter Akteure sichtbar ge-
macht werden.

3.2 REGIONALPOLITISCHE PROBLEM-
DEUTUNGEN UND LÖSUNGSVOR-
SCHLÄGE IN HESSEN – ERGEBNISSE DER 
DISKURSANALYSE
In diesem Kapitel werden die im regionalpolitischen 
Diskurs vorherrschenden Problemdeutungen und Lö-
sungsvorschläge dargestellt. Dabei rahmen die zu-
nächst erläuterten Problem- und Ursachendeutungen 
(Kapitel 3.2.1) die anschließend dargestellten Lösungs-
vorschläge (Kapitel 3.2.2). Zugleich werden die Prob-
lemdeutungen und Lösungsansätze durch verschiede-
ne ökonomische Vorstellungswelten strukturiert, die 
Gegenstand der Ausführungen in Kapitel 3.3 sind.

3.2.1  Problem- und Ursachendeutungen
Hinsichtlich der Problem- und Ursachendeutungen für 
ländliche Räume lässt sich in den untersuchten Texten 
eine Vielzahl unterschiedlicher Positionen erkennen. 
Im folgenden Kapitel werden mit Kommunalfinanzen 
und Altschulden, Strukturwandel, Demokratie sowie 
Daseinsvorsorge und Infrastruktur die zentralen The-
menbereiche vorgestellt.

Ein wesentlicher Diskursstrang behandelt die Kom-
munalfinanzen, die sowohl ausgaben- als auch ein-
nahmenseitig betrachtet werden. Der Hessische 
Städte- und Gemeindebund (HSGB) kritisiert die un-
zureichende finanzielle Ausstattung der Kommunen 
für die ihnen übertragenen Aufgaben und weist dar-
auf hin, dass auch bei wachsenden Steuereinnahmen 
dank guter Konjunktur «die Kommunen zum Haus-
haltsausgleich zusätzlich viele Leistungen ganz strei-
chen, einschränken und Steuern und Gebühren erhö-
hen» mussten (HSGB 2017b). Das Land Hessen trage, 
so der HSGB, hierfür «große Mitverantwortung», was 
nicht zuletzt auch das Alsfelder Urteil (2013)19 ge-
zeigt habe (HSGB 2017a u. 2019a). In «Unser Plan für 
Deutschland» des Bundesinnenministeriums werden 
von der Facharbeitsgruppe «Kommunale Altschul-
den» dagegen die zuletzt erfolgten Steuererhöhungen 
in den Kommunen anders gedeutet: Insbesondere bei 
den Hebesätzen habe «sich in der Vergangenheit ge-

18  Im Anschluss an die kritische Diskursanalyse ist Diskurs definiert als «eine 
nach unterschiedlichen Kriterien abgrenzbare Aussagepraxis bzw. Gesamtheit 
von Aussageereignissen, die im Hinblick auf institutionell stabilisierte gemeinsa-
me Strukturmuster, Praktiken, Regeln und Ressourcen der Bedeutungserzeugung 
untersucht werden» (Keller 2007: 68). Die Arbeit stützt sich vor allem auf Jägers In-
strumentarium zur kritischen Diskursanalyse (Jäger 2015). Wichtigster Ausgangs-
punkt ist die Forderung, dass Diskursanalysen nicht vom Inhalt und Gegenstand 
derjenigen Diskurse, die untersucht werden, getrennt sein dürfen. Eine rein lingu-
istische Analyse verkennt diese Forderung und beschränkt sich somit selbst. Nach 
Jäger beansprucht die kritische Diskursanalyse immer zugleich, Interpretation zu 
sein, indem ihre Ergebnisse im Licht der vorausgesetzten Theorie interpretiert und 
damit auch kritisiert werden.  19  Nach Änderungen im Finanzausgleich zulasten 
der Kommunen hatte die Stadt Alsfeld im Vogelsbergkreis eine Grundrechtsklage 
gegen die Landesregierung angestrebt, da das Land den Kommunen nicht ausrei-
chend Mittel für die jeweiligen Bedarfe zur Verfügung stellte – und sich die Kommu-
nen in der Folge zwangsläufig verschulden mussten. Der Staatsgerichtshof urteilte 
2013, dass der Finanzbedarf der Kommunen nicht rechtskonform ermittelt worden 
sei, und hob die Änderungen am Finanzausgleich in wesentlichen Teilen wieder auf. 

http://ver.di
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Kasten 1: Zur Relevanz der Bundespolitik für gleichwertige Lebensverhältnisse in Hessen

Die vorliegende Studie konzentriert sich auf die Lan-
despolitik in Hessen. Nichtsdestotrotz spielt die Bun-
desregierung mit der Kommission «Gleichwertige 
Lebensverhältnisse» eine bedeutsame Rolle für die 
Entwicklung der ländlichen Räume Hessens, indem 
sie wichtige Interpretationsmuster und Deutungs-
narrative bereitstellt.

Im Juli 2018 setzte die Bundesregierung diese 
Kommission aus Vertreter*innen des Bundes, der 
Länder und der drei kommunalen Spitzenverbän-
de ein. Im Mai 2019 legte die Bundesregierung den 
Kommissionsbericht mit zahlreichen Schlussfolge-
rungen vor: «Unser Plan für Deutschland. Gleich-
wertige Lebensverhältnisse» (BMI 2019b) ist von 
sechs Facharbeitsgruppen erstellt worden und wur-
de schließlich im Juli 2019 vom Bundeskabinett als 
Maßnahmenpaket mit zwölf Punkten verabschiedet. 
Dieses Paket basiert zwar auf den Schlussfolgerun-
gen der Kommission, ist allerdings lediglich die An-
kündigung von Maßnahmen, die erst noch im föde-
ralen politischen Prozess spezifiziert werden müssen: 
Ein neues gesamtdeutsches Fördersystem für struk-
turschwache Regionen, flächendeckende Mobil-
funk- und Breitbandversorgung, faire Lösungen für 
kommunale Altschulden oder die Stärkung von Eh-
renamt und Engagement sollen zukünftig für gleich-
wertige Lebensverhältnisse sorgen (Bundesregie-
rung 2019b). Ob und wie dieses neue Fördersystem 
wirklich umgesetzt wird, ist bisher nicht absehbar. 

Seit Verabschiedung dieses Maßnahmenpakets 
ist es still geworden – konkrete weitere Schritte sind 
nicht bekannt, wobei allerdings auch Hinweise auf 
den zeitlichen Horizont der geplanten Maßnahmen 
fehlen. Dabei kritisierte schon bei der Vorstellung des 
Berichts die Akademie für Raumentwicklung in der 
Leibniz-Gemeinschaft (ARL), dass der Bericht eben 
«kein Gemeinschaftsprodukt der Mitte 2018 von der 
Bundesregierung eingesetzten Kommission ‹Gleich-
wertige Lebensverhältnisse›», sondern eben nur von 
drei Bundesminister*innen (Innenminister Seeho-
fer, Landwirtschaftsministerin Klöckner, Familien-
ministerin Giffey) vorgelegt worden sei (Baumgart/
Priebs 2019: 32). Ein dezenter Hinweis darauf, dass 
man sich mit den Expert*innen nicht auf einen ge-
meinsamen Bericht hatte einigen können. Des Wei-
teren wird bemängelt, dass «der Plan eine Fülle von 
Empfehlungen quer durch die Fachpolitiken» enthal-
te, aber diese weder abgestimmt noch mit konkreten 
Finanzierungsansätzen unterlegt seien (ebd.: 33).

Zwei Schwerpunkte stechen im Maßnahmen-
paket der Bundesregierung heraus, die ähnlich wie 
die Politik der hessischen Landesregierung von ei-

ner auf Chancengleichheit und Aktivierung setzen-
den ökonomische Vorstellungswelt geprägt sind 
(siehe Kapitel 3.3.1): kommunale Altschulden und 
Ehrenamt. So hält das Papier fest: «Der Bund kann 
einen Beitrag leisten, wenn es einen nationalen po-
litischen Konsens gibt, den betroffenen Kommunen 
einmalig gezielt zu helfen. Ein solcher Konsens setz-
te voraus, dass sichergestellt wird, dass eine neue 
Verschuldung über Kassenkredite nicht mehr statt-
findet.» (Bundesregierung 2019b: 6) Sollte es al-
so einen Kompromiss hinsichtlich einer einmaligen 
Schuldenhilfe geben, wäre diese für die betroffenen 
Kommunen wahrscheinlich mit Sparzwängen ver-
bunden – die hessischen Kommunen haben diesen 
Weg schon teilweise hinter sich. Ebenso wie die hes-
sische Landesregierung hat die Bundesregierung 
das Ehrenamt entdeckt, um die wegbrechenden 
Infrastrukturen zumindest etwas zu kompensieren: 
Die «Deutsche Stiftung für Engagement und Ehren-
amt» soll zukünftig dazu beitragen, ehrenamtliche 
Strukturen in strukturschwachen und ländlichen 
Regionen aufzubauen und zu erhalten. Immerhin 
ist diese Stiftung bereits auf den Weg gebracht und 
soll seit April 2020 von Neustrelitz aus mit rund 75 
Mitarbeiter*innen und 30 Millionen Euro Jahresetat 
mit ihren Serviceangeboten als Anlaufstelle für En-
gagierte dienen (Bundesministerium für Ernährung 
und Landwirtschaft 2020). 

Darüber hinaus hat es die Bundesregierung bis-
lang bei der Ankündigung von Maßnahmen belas-
sen – insbesondere Programme und Initiativen, die 
Abstimmungen zwischen Bund, Ländern und Kom-
munen sowie finanzielle Zusagen benötigen, kom-
men nicht voran. Nicht abgerufene Fördermittel – zu-
letzt war von 15 Milliarden Euro Bundesmitteln die 
Rede, die für Schulen, Straßen und Digitalisierung 
bereitstünden (tagesschau.de 2019) – stützen das 
Narrativ, wonach der Bund genügend tue, aber die 
Länder und Kommunen die Mittel gar nicht alle be-
nötigten. Dabei scheitert gerade der Abruf von In-
vestitionsmitteln auch an zu wenig kommunalen Pla-
nungskapazitäten und an fehlendem Personal, was 
nicht zuletzt eine Folge der neoliberalen Sparpolitik 
der letzten Jahrzehnte ist. Förderanträge, die einen 
hohen bürokratischen Aufwand bedeuten, und die 
Sorge um Rückzahlungsverpflichtungen sind weite-
re Gründe für den zögerlichen Mittelabruf (Kochale 
2020). Ein Ende der problematischen Projektfinan-
zierung (siehe Kapitel 3.4.1.1) und stattdessen eine 
nachhaltige Verbesserung der kommunalen Finanz-
ausstattung sind jedoch vonseiten der Bundesregie-
rung nicht vorgesehen.

http://tagesschau.de
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zeigt, dass in einzelnen Ländern auch Kommunen mit 
hoher Kassenkreditbelastung entsprechende Spiel-
räume zum Teil noch nicht ausgeschöpft hatten» (BMI 
2019b: 22). Als Erklärung für zu niedrige Einnahmen 
(respektive hohe Verschuldung) der Kommunen wer-
den also unter anderem die zu niedrigen Steuern und 
Gebühren genannt. Damit werden die Kommunen für 
ihre Überschuldung selbst verantwortlich gemacht.

Dagegen sieht der Hessische Rechnungshof in sei-
nem Kommunalbericht 2019 die Ursache für die über-
schuldeten Kommunalhaushalte in der unzureichen-
den Ausschöpfung von Möglichkeiten, die Einnahmen 
zu steigern. Er bemängelt zu hohe Ausgaben der Kom-
munen etwa für Personal bei der Reinigung von Schul-
gebäuden sowie, dass sie keine kostendeckenden 
Gebühren erheben, und die Unwirtschaftlichkeit von 
Verwaltungen insbesondere kleinerer Gemeinden un-
ter 8.000 Einwohner*innen.20 Die hessische Landesre-
gierung schlägt in eine ähnliche Kerbe und will bei den 
kommunalen Ausgaben ansetzen, um die «über Jahr-
zehnte über alle politischen Lager hinweg verantwor-
tete Lage der Haushalte» zu verbessern (Hessisches 
Ministerium der Finanzen 2019c). Kommunen müss-
ten knappgehalten werden, denn, so Ministerpräsident 
Bouffier in einer Haushaltsrede, sei «Geld da, wird es 
immer etwas geben, wofür es dringend ausgegeben 
werden muss» (Hessische Staatskanzlei 2020). Be-
gründet wird die geforderte Austeritätspolitik in den 
Veröffentlichungen der Landesregierung mit dem be-
liebten Argument der Generationengerechtigkeit:21 
Ohne die Bereitschaft zu sparen, «bleiben die Schulden 
von heute die Steuererhöhung von morgen und die 
Mitgift unserer Generation für die junge Generation» 
(ebd.). Die Verantwortung für die teils schlechten Kom-
munalfinanzen verortet die Landesregierung demnach 
zuvorderst bei den Kommunen selbst, wobei sie mit 
dem Programm «Starke Heimat Hessen» und der so-
genannten Heimatumlage22 explizit «zur Verringerung 
von Finanzkraftunterschieden» beitragen will, womit 
ein strukturelles Problem zumindest angedeutet wird 
(Hessisches Ministerium der Finanzen 2019d). Auf «die 
Kehrseite dieses Vorgehens» – also die geringe Um-
verteilung kommunaler Mittel von finanzkräftigen hin 
zu finanzschwachen Kommunen – geht der Hessische 
Rechnungshof ein: Mit der Heimatumlage gehe eine 
Schwächung des «Anreizes zur Generierung von Ge-
werbesteuer» wirtschaftsstarker Kommunen und da-
mit die Verletzung des Leistungsprinzips einher (Der 
Präsident des Hessischen Rechnungshofs 2019: 40). 

Demgegenüber beklagen vor allem die Gewerk-
schaften sowie DIE LINKE, dass sich die zu geringen 
Einnahmen der Kommunen vor allem negativ auf die 
investiven Ausgaben ausgewirkt hätten, was letztend-
lich in maroder Infrastruktur und Investitionsstau ge-
mündet sei. Die Ursachen hierfür liegen diesen Akteu-
ren zufolge in der Politik von Steuersenkungen sowie 
der Schuldenbremse und eben nicht in einer expansi-
ven Ausgabenpraxis der Kommunen. Diese hätten kei-
nen expansiven Kurs verfolgt, was die stetig sinkende 

kommunale Ausgaben- und Investitionsquote der letz-
ten Jahrzehnte belege (Eicker-Wolf 2015). 

Häufig wird zudem auf Strukturwandel, Altschulden 
und Demographie als wichtige Ursachen der wachsen-
den «Kluft» (DIE LINKE. Hessen 2018: 6) zwischen dem 
Ballungsraum Rhein-Main und den ländlichen Regio-
nen Hessens verwiesen. Auch die Bundeskommission 
«Gleichwertige Lebensverhältnisse» benennt diese 
sich selbst verstärkenden Effekte, hebt jedoch darü-
ber hinaus die Bedeutung von gesamtgesellschaftli-
chen Entwicklungen der «stärkeren Individualisierung 
und größeren sozialen Unterschiede» (wohlgemerkt: 
lediglich Unterschiede, nicht Ungleichheiten) hervor 
(BMI 2019b: 11). Die Verantwortung für zunehmen-
de Disparitäten wird somit zunehmend auf die kom-
munale Ebene verschoben. Darüber hinaus werden 
als Grund für ungleichwertige Lebensverhältnisse oft 
mangelhafte Daseinsvorsorge und Infrastrukturen in 
ländlichen Räumen genannt. Insbesondere periphe-
re Regionen mit Bevölkerungsrückgang verlören auf-
grund des Rückbaus von öffentlichen Infrastrukturen 
und Nahversorgungsangeboten – beides auch wichti-
ge Standortfaktoren – an Attraktivität, so etwa die Bun-
deskommission «Gleichwertige Lebensverhältnisse» 
(ebd.: 12). Eine Erklärung für diesen Rückbau und zu-
gleich die Voraussetzung für den Erhalt von Infrastruk-
turen liefert die hessische CDU. Sie verweist in ihrem 
Wahlprogramm auf das Kriterium der Wirtschaftlich-
keit: Im Falle von «kleineren Krankenhäusern auf dem 
Land» könnten diese nur erhalten bleiben, wenn sie 
«auch in Zukunft wirtschaftlich arbeiten» (CDU Hes-
sen 2018: 84). Dass diese Vorgabe eine gleichwertige 
Gesundheitsversorgung untergräbt (siehe hierzu Kapi-
tel 3.4.2.1), darauf wird nicht eingegangen.

3.2.2  Lösungsvorschläge
Die vorangestellten Problem- und Ursachendeutungen 
bilden den Rahmen für Lösungsansätze und -vorschlä-
ge, die der Sicherung und Verbesserung der Lebens-
qualität in ländlichen Räumen dienen sollen. In diesem 
Kapitel werden die wichtigsten Ansätze wie Sparmaß-
nahmen, höhere Einnahmen und Ausgaben, Freiwilli-
genarbeit, Wettbewerbsfähigkeit, kommunale Selbst-
verantwortung und kommunale Grundversorgung 
vorgestellt und erläutert.

Die ausgabenseitigen Probleme der Kommunalfi-
nanzen sollen vor allem mithilfe von Sparmaßnahmen 

20  Zum Beispiel wurde für den Landkreis Kassel ein Ergebnisverbesserungspo-
tenzial von 2,4 Millionen Euro errechnet, da der Landkreis seine Schulgebäude 
vorrangig mit eigenem Personal (Reinigungskräfte, Hausmeister) bewirtschaftet – 
die eben teurer sind als externe Dienstleister (Der Präsident des Hessischen Rech-
nungshofs 2019: 62).  21  Im Leitfaden für konsolidierungsbedürftige Gemeinden 
vom Hessischen Innenministerium und Hessischen Rechnungshof (2011: 3) wird 
die Bezugnahme auf Generationengerechtigkeit auch als Diskurs- und Rechtfer-
tigungsstrategie empfohlen: «Neben der obersten Zielformulierung, einen Haus-
haltsausgleich (ordentliches Ergebnis) zu erreichen, sollte bei sämtlichen Kom-
munikationsmaßnahmen auf die Generationengerechtigkeit als weitere wichtige 
positive Zielformulierung hingewiesen werden.»  22  Ende 2019 liefen die seit 1995 
bundesweit geltenden Regelungen zur erhöhten Gewerbesteuerumlage für gewer-
besteuerstarke Kommunen aus. Hessen führt dieses Programm, auf Länderebene 
als «Heimatumlage» tituliert, fort. Dabei müssen gewerbesteuerstarke Kommunen 
eine zusätzliche Umlage zugunsten der Finanzausgleichsmasse des kommunalen 
Finanzausgleichs abführen. 
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gelöst werden. Der Hessische Rechnungshof fordert 
etwa die konsequente Einführung von kostendecken-
den Gebühren sowie Privatisierungen und Kürzungen. 
Ein Beispiel ist die Vorgabe, eine mindestens 94-pro-
zentige Aufwandsdeckung bei der Kita-Verpflegung zu 
erreichen (Der Präsident des Hessischen Rechnungs-
hofs 2019: 110). Auf der Grundlage eines Benchmar-
kings aller Ausgaben – es werden hier zum Beispiel 
Reinigungs- und Hausmeisterkosten in öffentlichen 
Einrichtungen wie Schulen auf der Basis von Netto-
grundflächen für alle Kommunen verglichen – werden 
negative Abweichungen kritisiert. Es gelte, die Haus-
haltskonsolidierung zum Zwecke einer dauerhaft stabi-
len Finanzlage fortzuführen und eventuelle Überschüs-
se für den Schuldenabbau zu verwenden (ebd.: 117). 
Ganz ähnlich äußert sich die hessische Landesregie-
rung, die behauptet, «mit zusätzlichen Finanzmitteln 
von außen, durch die Aufsicht angeleiteter Ausgaben-
disziplin und Ausschöpfung eigener Einnahmenpoten-
tiale sowie Sonderhilfen für die am meisten verschul-
deten Kommunen» den «finanzpolitischen Neustart» 
geschafft und eine «generationengerechte Haushalts-
führung» erreicht zu haben, um «in die Zukunft inves-
tieren zu können» (Hessisches Ministerium des Innern 
und für Sport 2019). Überhaupt begrüßten fast alle in 
die Untersuchung einbezogenen Akteure die in diesem 
Zusammenhang sehr bedeutende Schuldenbremse 
für Bund und Länder und versprachen, diese konse-
quent einzuhalten.

Dagegen schlagen die Gewerkschaften und DIE 
LINKE einen anderen Weg vor und fordern sowohl hö-
here kommunale Einnahmen als auch Ausgaben. Er-
möglicht werden solle dies durch (höhere) Steuern auf 
Vermögen, Erbschaften und Gewinne – nicht jedoch 
über eine Umverteilung zwischen Land und Kommu-
nen oder unter den Kommunen. Eine Verbesserung 
der Kommunalfinanzen lasse dann mehr Investitionen 
in Infrastruktur und Daseinsvorsorge zu, um so ländli-
che Räume gezielt zu stärken. Was das Marktversagen 
bei der Bereitstellung von Infrastrukturen – etwa Breit-
band- und Mobilfunknetze, aber auch Einrichtungen 
der Gesundheitsversorgung – in ländlichen Regionen 
angeht, sehen Gewerkschaften und LINKE die öffentli-
che Hand in der Pflicht. Ähnlich argumentiert auch die 
hessische SPD, die in ihrem Wahlprogramm ein «Vor-
halteprinzip für Kernbereiche öffentlicher Daseinsvor-
sorge» fordert (SPD Hessen 2018: 56).

Besonders die kommunalen Spitzenverbände und 
die hessische Landesregierung setzen zudem auf die 
endogene Entwicklung von ländlichen Kommunen: 
die Stärkung von «Innovationsräumen», das «Wecken 
von Potentialen» und interkommunale Zusammenar-
beit (HSGB 2016). Dabei spielt die Freiwilligenarbeit 
eine große Rolle, die auch als «Kitt, der die Gemein-
schaft zusammenhält», bezeichnet wird (Hessische 
Staatskanzlei 2018). Entsprechend gibt es von der 
Landesregierung Auszeichnungen («Starkes Dorf») 
für die Organisation von Dorffesten zugunsten einer 
Grundschule oder die Förderung von Bürgerbussen, 

die von Ehrenamtlichen betrieben werden. Auch der 
Hessische Städte- und Gemeindebund zeichnet zu-
sammen mit dem Bund der Steuerzahler Hessen seit 
2004 besonderes «bürgerschaftlichen Engagement» 
in Kommunen mit dem Preis «Spar-Euro» aus, mit der 
Begründung, dies sei «nicht zuletzt auch ein ‹weicher› 
Standortfaktor» (HSBG 2019b). Die Auszeichnung – 
ein Glasblock mit einer eingearbeiteten Euro-Münze – 
gilt Kommunen, die «Spar-Potentiale erschließen» und 
«Bürgerinnen und Bürger vorbildlich zur Übernahme 
gesellschaftlicher Aufgaben gewinnen» (HSGB 2020). 
Der Rückzug der öffentlichen Hand und die entspre-
chende Kompensation durch das Ehrenamt werden 
damit auch noch prämiert.

Mit dem Fokus auf Standortfaktoren geht die Stär-
kung der Wettbewerbsfähigkeit als Strategie für länd-
liche Räume einher. Mit diesem Argument spricht sich 
etwa die hessische CDU gegen Steuererhöhungen 
aus, da diese Arbeitsplätze gefährden würden (CDU 
Hessen 2018: 45). Stattdessen gelte es, die Standort-
vorteile zu nutzen, sich nicht auf Erfolgen auszuruhen 
und die eigene Wettbewerbsfähigkeit auszubauen. Die 
Gewerkschaften übernehmen dieses Narrativ insofern 
teilweise, als dass sie eine funktionierende Infrastruk-
tur fordern, da sonst «Beschäftigung, wirtschaftliches 
Wachstum und Klimaschutz» gefährdet seien (DGB 
Hessen-Thüringen 2016). Auch die Bundeskommis-
sion «Gleichwertige Lebensverhältnisse» setzt bei ei-
ner hohen Wirtschaftskraft an, da die damit einherge-
henden Steuereinnahmen «den Kommunen die nötige 
Handlungsfähigkeit für Investitionen in die Infrastruk-
tur und öffentliche Angebote» verschaffen würden 
(BMI 2019b: 13).

Vor allem von den (oppositionellen) Parteien (DIE 
LINKE, FDP, aber auch AfD), von Gewerkschaften und 
kommunalen Spitzenverbänden gibt es die Forderung 
nach einer besseren Finanzausstattung der Kommu-
nen, damit diese ihren Pflicht- und freiwilligen Aufga-
ben in Selbstverantwortung nachkommen können. Sie 
mahnen die Einhaltung des Konnexitätsprinzips an, 
dem zufolge Bund und Länder im Fall von auf die Kom-
munen übertragenen Aufgaben für entsprechenden fi-
nanziellen Ausgleich sorgen müssen. Zudem wird be-
tont, dass die Kommunen in die Lage versetzt werden 
sollten, notwendige Investitionen selbst finanzieren 
zu können. Damit richtet man sich auch gegen «klein-
gliedrige Programme und Modellvorhaben» zur Förde-
rung ländlicher Räume (HSGB u. a. 2018) und spricht 
sich für weniger projektbezogene Fördermittel und ei-
ne bessere finanzielle Grundausstattung vor allem in 
strukturschwachen Regionen aus. 

Durch den gesamten Diskurs – wenn auch mit un-
terschiedlichen Akzentuierungen – zieht sich das Ar-
gument, dass eine bessere Grundversorgung in 
ländlichen Regionen notwendig ist. Was unter Grund-
versorgung genau zu verstehen ist, dazu gehen die 
Meinungen jedoch auseinander. In den «Leitbildern der 
Raumentwicklung» etwa ist von der «Konzentration auf 
Kernaufgaben sowie neue Finanzierungs- und Organi-
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sationskonzepte» aufgrund «enger werdender finanzi-
eller Handlungsspielräume» die Rede (Ministerkonfe-
renz für Raumordnung 2016: 6). Grundversorgung ist 
hier also sehr restriktiv gefasst. Demgegenüber steht 
die Forderung vor allem von Gewerkschaften und von 
der Partei DIE LINKE nach einer möglichst umfassen-
den öffentlichen Grundversorgung (vor allem in den 
Bereichen Bildung, Gesundheit, ÖPNV und sozialer 
Wohnungsbau), die wohnortnah zur Verfügung stehen 
soll. 

3.3 ÖKONOMISCHE VORSTELLUNGS-
WELTEN LÄNDLICHER RÄUME IN HESSEN
Insgesamt lassen sich mithilfe der Diskursanalyse drei 
verschiedene ökonomische Vorstellungswelten zur 
Entwicklung ländlicher Räume in Hessen identifizie-
ren, die durch jeweils spezifische Positionen und He-
rangehensweisen an sozialräumliche Disparitäten ge-
kennzeichnet sind: 
–	� die aktivierende, chancenzentrierte ökonomische 

Vorstellungswelt,
–	� die austeritäre, wettbewerbszentrierte ökonomische 

Vorstellungswelt,
–	� die keynesianische, sozialstaatsorientierte ökonomi-

sche Vorstellungswelt. 
Diese drei ökonomischen Vorstellungswelten werden 
im folgenden Kapitel zusammen mit ihren politischen 
Implikationen und Konsequenzen vorgestellt.

3.3.1  Aktivierende, chancenzentrierte 
ökonomische Vorstellungswelt
In dieser ökonomischen Vorstellungswelt besteht die 
Rolle des Staates vor allem darin, positive Anreize zu 
setzen (insbesondere mithilfe von Fördermitteln), da-
mit Menschen, Unternehmen, kommunale und zivil-
gesellschaftliche Initiativen unter grundsätzlich vom 
Markt bestimmten Rahmenbedingungen aktiv wer-
den können. Zudem sieht man eine wichtige staatliche 
Aufgabe darin, Bedingungen herzustellen, die allen die 
gleichen Chancen bieten, am Markt und Wettbewerb 
teilzunehmen. 

In dem von uns untersuchten Politikfeld werden 
solche Positionen von der Bundesregierung, der hes-
sischen Landesregierung, der CDU, Bündnis 90/Die 
Grünen sowie den kommunalen Spitzenverbänden 
vertreten. Zentrale Begriffe und Begründungen sind 
Chancengleichheit, Generationengerechtigkeit und 
Standortfaktoren. Der Staat wird als Instanz betrach-
tet, der über (projektbezogene) Fördermittel die Wett-
bewerbsbedingungen der Kommunen verbessert und 
somit Regionalförderung betreibt: Er fördert gleiche 
Chancen für «ungleiche» Kommunen. 

Grenzen erfährt staatliches Handeln durch das Be-
kenntnis zur Schuldenbremse, womit Schuldenabbau 
und Haushaltsausgleich priorisiert werden. Erreicht 
werden soll dies über Ausgabenbeschränkungen so-
wie Einnahmenerhöhungen (Gebühren, Abgaben und 
Steuern auf kommunaler Ebene). Steuererhöhungen 
auf Landes- und Bundesebene werden aus Wettbe-

werbsgründen jedoch abgelehnt. Daseinsvorsorge 
und Infrastrukturen müssen sich an dem Kriterium der 
wirtschaftlichen Effizienz messen lassen und werden 
als Standortfaktoren im Wettbewerb um Unternehmen 
und Bewohner*innen aufgefasst. Im Fall von Markt-
versagen steht der Staat jedoch, so die Vorstellung, in 
der Gewährleistungspflicht. Das aktivierende Moment 
zeigt sich in der offensiven Förderung von Freiwilligen-
arbeit, verstanden als Kompensation und Ergänzung 
öffentlichen Handelns, sowie bei der Anschubfinanzie-
rung von Projekten. Die staatlich geförderte Entschul-
dung von finanzschwachen, überschuldeten Kommu-
nen wird begrüßt und fügt sich damit in die Herstellung 
von Chancengleichheit im interkommunalen Wettbe-
werb. Gleichwohl verbleiben die Akteure, die dieser 
ökonomischen Vorstellungswelt anhängen, mehrheit-
lich in einem austeritätspolitischen Muster gefangen: 
Im Gegenzug für Entschuldungshilfen werden auf 
kommunaler Seite vielfach unsoziale Kürzungen sowie 
Steuer- und Abgabenerhöhungen gefordert.

Auf Chancengleichheit und Aktivierung setzende 
Konzepte und Vorstellungen dominieren den Diskurs 
und die Praxis der hessischen Regionalpolitik und der 
Landesregierung. Gleichheit wird hier im klassisch li-
beralen Sinne als Chancengleichheit verstanden, die 
es in der Tradition der sozialen Marktwirtschaft durch 
staatliche Aktivierung herzustellen gilt. Strukturelle Ur-
sachen räumlicher und sozialer Ungleichheiten wer-
den auf diese Weise nicht systematisch bearbeitet.

3.3.2  Austeritäre, wettbewerbszentrierte 
ökonomische Vorstellungswelt 
Die austeritäre, wettbewerbszentrierte ökonomische 
Vorstellungswelt wird insbesondere vom Hessischen 
Rechnungshof, von der AfD und der FDP vertreten und 
zeichnen sich vor allem durch die Forderung nach ei-
nem schlanken Staat aus, der sich auf die «wesentli-
chen» Aufgaben konzentrieren soll. Kommunale Haus-
haltsengpässe werden zuvorderst als ein Problem 
der Ausgabenseite interpretiert. Die Ausgaben sol-
len mithilfe von Kürzungen kommunaler Leistungen, 
der Einschränkung sozialer Dienste und des Outsour-
cings von Aufgaben gesenkt werden. Die konsequen-
te Ablehnung von Neuverschuldung in Kombination 
mit dem Altschuldenabbau impliziert einen weiteren 
Rückzug der öffentlichen Hand aus der Daseinsvor-
sorge und der Bereitstellung von Infrastrukturen. Die 
befürworteten Maßnahmen zur Erreichung ausgegli-
chener Haushalte werden als «generationengerechte 
Politik» dargestellt. Alle kommunalen Tätigkeiten sol-
len hinsichtlich ihrer Wirtschaftlichkeit überprüft und 
bewertet werden. Vorschläge, wie die Probleme rela-
tiv dünn besiedelter ländlicher Räume mit infrastruktu-
rellen Mehrkosten gelöst werden können, finden sich 
kaum. Wirtschaftlich starke Kommunen sollen auf je-
den Fall nicht durch «leistungsfeindliche» Abgaben 
wie die hessische Solidaritätsumlage belastet werden 
(FDP Hessen 2018: 39). Wettbewerb gilt «zur Erzielung 
optimaler wirtschaftlicher Ergebnisse» als unverzicht-
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bar, staatliche Wirtschaftstätigkeit ist diesem «Wett-
bewerbsgedanken» entsprechend strikt zu begrenzen 
(AfD Hessen 2018: 51). Einer ausgleichenden Regi-
onal- und Strukturpolitik und damit einer Politik, die 
gleichwertige Lebensverhältnisse anstrebt, sind mit 
dieser Vorstellungswelt sehr enge Grenzen gesetzt. 

Die austeritäre, wettbewerbszentrierte ökonomi-
sche Vorstellungwelt fordert die im Land hegemonia-
le und in der Landespolitik dominante Position (siehe 
Kapitel 3.3.1) zumindest teilweise heraus, indem sie 
Ungleichheit als natürliches Ergebnis von Wettbewerb 
zuungunsten ärmerer Landesteile und Bevölkerungs-
gruppen darstellt und damit rechtfertigt.

3.3.3  Keynesianische, sozialstaatsorientierte 
ökonomische Vorstellungswelt
In dieser ökonomischen Vorstellungswelt kommt dem 
Staat eine viel zentralerer Rolle zu als in den beiden an-
deren skizzierten Ansätzen. Der Staat soll mittels einer 
auf Umverteilung abzielenden Steuerpolitik und ei-
ner aktiven Struktur- und Regionalpolitik Wirtschafts-
wachstum erzeugen.

Dieses Leitbild bestimmt die öffentlichen Stellung-
nahmen der Gewerkschaften, der Partei DIE LINKE 
sowie teilweise der SPD. Es beinhaltet die Forderung 
nach einem Ausbau des öffentlichen Sektors, um die 
Daseinsvorsorge und ausreichend Infrastrukturen in al-
len Regionen sicher- bzw. bereitzustellen – und damit 
unabhängig von Marktrationalitäten bzw. immer da, 
«wo der Markt versagt» (DGB Hessen-Thüringen 2018). 
Die Schuldenbremse wird (inzwischen auch von gro-
ßen Teilen der SPD) abgelehnt, da dadurch notwendi-
ge Zukunftsinvestitionen erschwert werden und sich 
soziale Benachteiligungen noch zu verfestigen drohen. 

Diese Perspektive berücksichtigt – keynesianischen 
Vorstellungen folgend – sowohl die Einnahme- als 
auch die Ausgabenseite. Sie fokussiert entsprechend 
auf eine Steigerung der kommunalen Einnahmen über 
eine höhere Besteuerung von Vermögen und Gewin-
nen, um Mehrausgaben finanzieren zu können. Es wird 
eine stärkere Rolle von Kommunen, Land und Bund an-
gestrebt, um (wirtschaftliches) Wachstum, Arbeitsplät-
ze und Nachhaltigkeit zu fördern und gleichwertige(re) 
Lebensverhältnisse zu erreichen. Die SPD verbindet 
damit die Forderung für «räumliche Gerechtigkeit» 
(SPD Hessen 2018: 3). Mit Verweis auf dem der unglei-
chen Entwicklung zugrunde liegenden Strukturwandel 
lehnt man es ab, den Kommunen die Hauptverantwor-
tung für die (Haushalts-)Notlagen zuzuschieben. 

In vielem schließen die hier skizzierten Vorstellun-
gen und Forderungen an frühere Phasen der deut-
schen Raumordnungspolitik an, weil sie über fehlende 
Chancengleichheit hinaus strukturelle Ungleichheiten 
zum Zweck des Wirtschaftswachstums thematisie-
ren wollen. Nachdem sie in Zeiten der Neoliberalisie-
rung in die Defensive geraten waren, gelingt es ihren 
Vertreter*innen aktuell, die vorherrschende Politik he-
rauszufordern. Auffällig ist zudem, dass hier im Ge-
gensatz zu den anderen beiden Vorstellungswelten 

zwischen lokaler bzw. kommunaler Politik und Landes- 
und Bundespolitik unterschieden wird. In den von uns 
geführten Interviews wurde deutlich, dass insbeson-
dere Kommunalpolitiker*innen und politisch Aktive aus 
zivilgesellschaftlichen Initiativen auf dem Land diese 
keynesianisch und an einem starken Sozialstaat ausge-
richteten Vorstellungen vertreten.

3.3.4  Zwischenfazit
Die Herausforderung der Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse in Hessen wird in den drei öko-
nomischen Vorstellungswelten ganz unterschied-
lich interpretiert. Dementsprechend variieren auch 
die Lösungsvorschläge: Während gleichwertige Le-
bensverhältnisse für die Anhänger*innen einer Aus-
teritätspolitik kein explizites Ziel sind und wenn über-
haupt von staatlicher Seite nur über eine Stärkung 
des Wettbewerbsprinzips herzustellen sind, besteht 
für Vertreter*innen einer aktivierenden und auf Chan-
cengleichheit setzenden Politik die Hauptaufgabe des 
Staates daran, die Ausgangsbedingungen zu verbes-
sern, damit mehr Menschen am Markt und am Wett-
bewerb teilnehmen können. Gleichwohl wird in der 
aktivierenden, chancenzentrierten Vorstellungswelt 
weiterhin auf austeritäre und damit unsoziale Politiken 
zurückgegriffen. Im Rahmen einer keynesianischen, 
sozialstaatlichen Vorstellungswelt wiederum sind 
gleichwertige Lebensverhältnisse nur mittels eines 
starken Sozialstaates und einer aktiven Struktur- und 
Regionalpolitik zu realisieren, auch um das wirtschaftli-
che Wachstum nicht zu gefährden. 

Aktuell dominiert in der schwarz-grünen Landesre-
gierung die aktivierende, chancenzentrierte ökono-
mische Vorstellungswelt. Diese wird von den beiden 
anderen Vorstellungswelten herausgefordert. Auf der 
einen Seite verlangen AfD und FDP mehr Wettbewerb 
und eine strikte Haushaltsdisziplin und setzen damit 
die Landesregierung unter Druck. Auf der anderen Sei-
te versuchen etliche Kommunen, die Gewerkschaften 
sowie die Parteien DIE LINKE und SPD, die dominan-
te aktivierende, chancenzentrierte Vorstellungswelt 
«von links» zu hinterfragen, und drängen auf regional- 
und sozialpolitische Maßnahmen, die sich an keyne-
sianischen Grundüberzeugungen orientieren. Was im 
nächsten Kapitel folgt, ist eine kritische Betrachtung 
der Politik zu ländlichen Räumen, die vor diesem Hin-
tergrund in Hessen aktuell betrieben wird.

3.4 KRITIK DER GEGENWÄRTIGEN 
HESSISCHEN STRUKTUR- UND 
REGIONALPOLITIK 
Nachdem in den vorangegangenen Kapiteln erläutert 
wurde, welche ökonomischen Vorstellungswelten die 
hessische Struktur- und Regionalpolitik kennzeich-
nen, setzt sich dieses Kapitel mit konkreten politischen 
Vorhaben auseinander. Auch die hessische Landes-
regierung bekennt sich im aktuellen Koalitionsvertrag 
zwischen CDU und Bündnis 90/Die Grünen zu «gleich-
wertigen Lebensbedingungen in Stadt und Land» 
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(CDU Hessen/BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN 2018: 6). 
Wie in Kapitel 2.3 gezeigt wurde, ist Hessen – wie an-
dere Flächenbundesländer auch – von erheblichen 
räumlichen Disparitäten gekennzeichnet, sodass ak-
tuell von gleichwertigen Lebensverhältnissen in Bal-
lungs- und in ländlichen Räumen nicht gesprochen 
werden kann. Die Landesregierung hat die Förderung 
der ländlichen Räume zu einem ihrer Schwerpunkte er-
klärt. So gibt es seit Dezember 2017 die «Offensive für 
die Ländlichen Räume ‹LAND HAT ZUKUNFT – Heimat 
Hessen›», an der alle Ministerien beteiligt sind und die 
von einer Stabsstelle im Umweltministerium koordi-
niert wird. Im Folgenden kann aufgrund der Fülle von 
auf die ländlichen Räume abzielenden Programmen 
keine vollständige Darstellung und Kritik der hessi-
schen Regional- und Strukturpolitik erfolgen. Jedoch 
sollen einige wichtige Vorhaben in besonders relevan-
ten Themenfeldern erläutert und kritisiert werden. 

Hierbei wird auch auf im ersten Halbjahr 2020 durch-
geführte Experteninterviews zurückgegriffen, um die 
Perspektive von Kommunalpolitiker*innen und zivilge-
sellschaftlich Aktiven in ländlichen Räumen Hessens 
einfließen zu lassen. Im Hinblick auf die Auswahl der 
Interviewpartner ist anzumerken, dass hier vor allem 
die gut sichtbaren und teils auch mit ihren jeweiligen 
Bewältigungsstrategien erfolgreichen Akteure (Ver-
eine, Initiativen, Kommunen etc.) Berücksichtigung 
fanden. Die Positionen, Erfahrungen und Probleme 
derjenigen, die wir für ein Gespräch nicht erreichen 
konnten, fließen damit lediglich indirekt (etwa über Li-
teraturrecherche) in die Studie ein.

Als das grundlegende Problem der ländlichen Räu-
me in Hessen lässt sich – wie auch schon die Diskurs-
analyse zeigte – die kommunale Haushaltslage identi-
fizieren, die von Unterfinanzierung, Verschuldung und 
Investitionsstau gekennzeichnet ist. Auch wenn durch 
Freiwilligenarbeit, Vernetzung und innovative Ansätze 
im Sinne einer endogenen Entwicklung manche Fort-
schritte in Städten und Dörfern der ländlichen Räume 
zu erzielen sind (wie Politik und weite Teile der akade-
mischen Debatte nicht müde werden zu betonen): Oh-
ne eine solide Finanzierung kann in ländlichen Räu-
men keine Politik gemacht werden, die gleichwertige 
Lebensverhältnisse garantiert. Mit «solide» sind drei 
Aspekte zusammengefasst: Die Finanzierung muss 
ausreichend, dauerhaft gesichert und auf lokale sozi-
ale Kohäsion angelegt sein. Mit letzterem Aspekt ist 
gemeint, dass je nachdem, wie Kommunalfinanzen 
einnahmen- und ausgabenseitig organisiert sind, ge-
sellschaftliche Spaltungen verschärft oder abgemildert 
werden können (vgl. auch Kersten u. a. 2015). Kürzun-
gen im Sozial- und Infrastrukturbereich sowie im Per-
sonalbestand vertiefen gesellschaftliche Spaltungen 
ebenso wie Erhöhungen von Steuern und Abgaben, 
die primär Einkommensschwächere und/oder die Mit-
telschichten treffen. 

Im Folgenden wird zunächst erläutert, wie die hessi-
sche kommunale Finanzpolitik im Hinblick auf die ge-
nannten Aspekte abschneidet (Kapitel 3.4.1). In einem 

zweiten Schritt (Kapitel 3.4.2) erörtern wir die beiden 
Politikfelder, die uns aufgrund der Interviews und der 
Literaturauswertung über die prekäre kommunale Fi-
nanzlage hinaus als zentral erscheinen: die Gesund-
heitsversorgung und die Versorgung mit schnellen In-
ternetverbindungen. 

3.4.1  Allgemeine Kritik der hessischen Finanz
politik und ihrer regionalen Auswirkungen
In diesem Kapitel wird zunächst auf die zahlreichen 
Probleme und Defizite der projektorientierten und 
damit gerade nicht dauerhaft gesicherten Form der 
Kommunalfinanzierung in Hessen eingegangen (Ka-
pitel 3.4.1.1). Anschließend befassen wir uns mit den 
Weichenstellungen, die das Land Hessen zum einen 
in Bezug auf den Umgang mit kommunalen Schulden 
und zum anderen in Bezug auf dringend benötigte In-
vestitionen vorgenommen hat (Kapitel 3.4.1.2).

3.4.1.1  Projektorientierung als Hindernis 
für langfristige Struktur- und Regionalpolitik
Ein Thema findet sich in nahezu allen Gesprächen und 
Publikationen aus der kommunalen Praxis unabhängig 
von den jeweiligen Politikfeldern: die Entwicklung hin 
zu projektgebundenen, zeitlich befristeten, damit un-
sicheren und mit enormem bürokratischen Aufwand 
verbundenen Finanzierungsformen. Hier folgt die hes-
sische Struktur- und Regionalpolitik einem allgemei-
nen Trend. Die Projektorientierung, wie sie in Deutsch-
land und Europa seit Mitte der 1990er Jahre in der 
Struktur- und Regionalpolitik vorangetrieben wird, be-
ruht auf einer neoliberalen Politik der Übertragung von 
Verantwortung für die regionale Entwicklung auf die 
lokale Ebene (Heeg 2001; Mießner 2017). Die Projekt
orientierung bindet zugleich regionalpolitische Maß-
nahmen und Finanzmittel von Gemeinden bzw. Kreisen 
an strategische Ziele der übergeordneten Ebene, ohne 
dass sichergestellt ist, dass dies den einzelnen Regio-
nen tatsächlich einen langfristigen Nutzen bringt (vgl. 
Bodirsky 2015).

Es gibt mittlerweile eine kaum zu überschauende 
Vielzahl von Projektlinien, Förderprogrammen, Modell-
vorhaben und Ausschreibungen, die von unterschied-
lichen Institutionen betreut werden. So wurden 2018 
bundesweit rund 27 Prozent der kommunalen Inves-
titionen über Fördermittel finanziert – eine Steigerung 
um knapp die Hälfte seit 2016, die mit wachsendem 
Verwaltungsaufwand einhergeht (KfW 2019: 15). Ent-
sprechend kommen in Hessen Fördersuchmaschinen, 
Förderlotsen und Regionalbeauftragte zum Einsatz, 
um Kommunen, Unternehmen oder Vereine bei der 
Umsetzung von Projekten zu beraten. Sinn und Nütz-
lichkeit all dieser Hilfestellungen bei der Fördermittel-
suche für die Kommunen wurden von etlichen unserer 
Gesprächspartner infrage gestellt: Letztendlich mache 
erst die Unübersichtlichkeit der Förderprogramme ei-
ne Beratung wie die der «Hessenagentur» notwendig. 
Zugleich sind bei einigen größeren Kommunen eigens 
Mitarbeiter*innen allein zum Zwecke des Fundraisings 
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beschäftigt. Sie sichten Ausschreibungen und Förder-
programme, schreiben Anträge, begleiten die Projek-
te, beauftragen teure Gutachten, rufen die Mittel ab, 
machen Abrechnungen und verfassen Projektberichte. 
Dem Dorfforscher Gerhard Henkel (2019: 56) zufolge 
schränken jedoch die «Fördertöpfchen von Bund und 
Ländern mit ihren labyrinthischen Antrags-, Bewilli-
gungs-, Kofinanzierungs- und Evaluationshürden» zu-
nehmend die kommunale Selbstverwaltung ein. Auch 
von allen Interviewten werden die hessischen Förder-
programme als (zu) stark bürokratisiert beschrieben – 
mit der Ausnahme von Kleinbeträgen, die teils recht 
einfach abgerufen werden können. Für die Stadt Alsfeld 
(Vogelsbergkreis) mit rund 16.000 Einwohner*innen 
rechnet der Bürgermeister allein mit zwei Planstellen 
und damit rund 150.000 Euro Arbeitgeberkosten, die 
im Zuge der Fördermittelbeantragung und -abrech-
nung anfallen und Ressourcen in der Verwaltung bin-
den – die sich jedoch aufgrund der eingeworbenen För-
dermittel rechnen würden. Gerade kleinere Kommunen 
mit knappen Finanzmitteln haben allerdings Probleme, 
die mit hohem bürokratischem Aufwand zu beantra-
genden Fördergelder überhaupt abzurufen. 

Kommunen kritisieren lange Vorlaufzeiten bis zur 
Projektrealisierung und teils zu kurze Laufzeiten mit 
entsprechenden Problemen beim Mittelabruf. Bei grö-
ßeren Förderungen für Investitionen gebe es bis zu 
zwei Jahre dauernde «Vorverfahren, bevor man über-
haupt zu planen anfangen kann» – erst dann wisse 
man, ob man gefördert werde und welche Vorausset-
zungen zu erfüllen seien, so der Alsfelder Bürgermeis-
ter im Interview. Besonders die Zusammenarbeit mit 
der Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen (WI-
Bank) – sie betreut die Förderprogramme von Land 
und Bund – wird als schwierig und unzuverlässig be-
schrieben. Es gebe die Tendenz zu einer immer weiter 
ausufernden Bürokratie, die ein «gewisses Eigenleben 
entwickelt» habe, so der Löhnberger Bürgermeister im 
Gespräch. Darüber hinaus würde die Forderung staat-
licher Stellen nach Rückzahlung etwa von angeblich 
falsch verwendeten Fördermitteln immer wieder zu 
Gerichtsprozessen und Haushaltslücken führen. 

Allerdings bleibt den hessischen Kommunen derzeit 
kaum ein anderer Weg, als diese Fördertöpfe zu nut-
zen. Damit wird die mangelhafte Grundfinanzierung 
für die selbstständige Bereitstellung, Instandhaltung 
und Modernisierung von Infrastrukturen und Daseins-
vorsorge jedoch nur unzureichend kompensiert. Au-
ßerdem bietet die projektbezogene Finanzierung der 
hessischen Landesregierung die Möglichkeit der Fein-
steuerung und Kontrolle, wodurch die kommunale Au-
tonomie weiter gefährdet wird und die Kommunen zu-
nehmend in die Rolle von Bittstellern gegenüber dem 
Land geraten. Problematisch ist zudem, dass Projek-
te oft nur als Anschubfinanzierung oder mit begrenz-
ter Laufzeit bewilligt werden. So gebe es zwar häufig 
solche Anschubfinanzierungen und es werde auch er-
kannt, dass die damit angestoßenen Projekte sinnvoll 
seien – die weitere Finanzierung sei jedoch nach Ende 

der Anschubfinanzierung unsicher und prekär, so der 
Beauftragte für Zukunftsfragen im Landkreis Hersfeld-
Rotenburg. Die Verstetigung von sinnvollen Projekten 
mit bewährtem Personal wird dadurch erschwert (Vo-
gel 2019) und die Schaffung von dauerhaften Arbeits-
plätzen in den ländlichen Regionen kaum erleichtert. 
Insgesamt lässt sich der wachsende Umfang der vom 
Land Hessen zur Verfügung gestellten Finanzmittel für 
die Förderung der ländlichen Räume zwar als positiv 
bewerten, was auch in den Gesprächen bestätigt wur-
de. Allerdings geht dies einher mit der Bindung vieler 
Ressourcen in den kommunalen Verwaltungen. Dar-
über hinaus besteht bei begrenzten Fördermitteln zu-
dem die Gefahr, dass es zu einem interkommunalen 
Wettbewerb um Projektmittel kommt, der auch regel-
mäßig Verlierer produziert.

3.4.1.2  Kommunale Verschuldung und 
Investitionsstau
Bei vielen hessischen Kommunen sind – auch im Ver-
gleich zu Kommunen in anderen Bundesländern – ho-
he Schulden angelaufen, die ihren Handlungsspiel-
raum in Bezug auf die Aufgabenerfüllung und auf 
Investitionen immer mehr einschränken. Vor allem 
die stark gestiegenen Kassenkredite sind ein Hinweis 
auf die akute Haushaltsnotlage vieler Kommunen. Die 
ursprünglich nur zur Sicherstellung von Liquidität im 
Falle von kurzfristigen Engpässen gedachten Kassen-
kredite wurden zunehmend als Dauerfinanzierungsins-
trument verwendet: Ab den 2000er Jahren stiegen die 
Kassenkredite in Hessen schnell auf 3 Milliarden Euro 
und insbesondere nach der Finanz- und Wirtschaftskri-
se 2008 bis ins Jahr 2012 weiter auf 7,5 Milliarden Euro 
an. Währenddessen waren die langfristigen und inves-
tiven Ausgaben finanzierenden Kreditmarktschulden 
weitgehend stabil geblieben. Dementsprechend ist die 
kommunale Investitionsquote (kommunale Investitio-
nen in Relation zum BIP) von etwa 1,2 Prozent im Jahr 
1994 stetig – mit Ausnahme einer deutlichen Steige-
rung nach der Wirtschaftskrise 2008/09 im Zuge der 
Konjunkturprogramme – auf nur noch etwa 0,5 Pro-
zent im Jahr 2016 gesunken (Eicker-Wolf/Truger 2018: 
4). Die hessische Landesregierung hat auf diese (Alt-)
Schuldenproblematik in den letzten Jahren im Wesent-
lichen mit zwei Entschuldungsprogrammen – «Kom-
munaler Schutzschirm» und «Hessenkasse» – reagiert, 
die im Folgenden kurz erläutert werden. Daran an-
schließend werden die für die Regionalförderung wich-
tigsten Investitionsprogramme der hessischen Lan-
desregierung vorgestellt.

«Kommunaler Schutzschirm»
Mittels des «Kommunalen Schutzschirms» hat das 
Land Hessen über die landeseigene WIBank seit 2012 
Kommunalschulden (Kreditmarkt- und Kassenkre-
dite23) in Höhe von 2,8 Milliarden Euro abgelöst und 

23  Kreditmarktkredite zielen auf die Finanzierung von Investitionen, Kassenkre-
dite sind dagegen als Überbrückung für kurzfristige Liquiditätslücken gedacht. 
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Zinsverbilligungen von über 400 Millionen Euro ge-
währt. Mittlerweile (Stand: März 2020) haben 23 der 
100 teilnehmenden Kommunen24 den Schutzschirm 
verlassen (siehe Kasten 2), nachdem die Ziele der Kon-
solidierungsvereinbarungen erreicht wurden (Hessi-
sches Ministerium der Finanzen 2020). Am Ende der 
«Konsolidierungspfade» sollen mindestens drei in Fol-
ge ausgeglichene ordentliche Haushalte stehen. Zwar 
bleibt es den Kommunen grundsätzlich freigestellt, 
wie sie den Haushaltsausgleich erreichen, doch sind 
in einem Leitfaden der hessischen Regierung konkre-
te Maßnahmen und Schritte aufgeführt, die hierfür in-
frage kommen: die Erhöhung von Realsteuerhebesät-
zen (Grund- und Gewerbesteuer), Bagatellsteuern (z. B. 
Hunde- oder Jagdsteuer), Gebühren sowie von Beiträ-
gen, Kürzungen und Leistungseinschränkungen im 
Bereich Soziales, Schließung von Einrichtungen wie 
Bibliotheken oder Bädern, Lohn- und Personalkürzun-
gen sowie Privatisierungen (Hessisches Ministerium 
des Inneren und für Sport/Hessischer Rechnungshof 
2011).

In welchem Umfang solche Austeritätsmaßnahmen 
zulasten der Kommunen und ihrer Bewohner*innen er-
griffen wurden, um in den Genuss von Entschuldungs-
hilfen zu kommen, ist unklar, da es hierfür seitens der 
Landesregierung keine Daten gibt. Eine Abfrage des 
DGB im Jahr 2015 bei den Kommunen, die den Schutz-
schirm genutzt haben, lässt jedoch den Schluss zu, 
dass «viele der konkret vereinbarten Maßnahmen der 
Kommunen zum Erhalt der Entschuldungshilfe […] aus 
verteilungs-, sozial-, bildungs- und gesellschaftspoli-
tischer Perspektive als höchst problematisch anzuse-
hen» sind (Eicker-Wolf 2015: 13). So erhöhte fast die 
Hälfte der Kommunen die Kita-Gebühren oder mehr als 
ein Drittel die Friedhofsgebühren. Konkret zeigt sich 
dies etwa am Beispiel Bad Sooden-Allendorf (Werra-
Meißner-Kreis) mit knapp 9.000 Einwohner*innen, wo 

vier Spielplätze geschlossen, die Kita-Gebühren jähr-
lich erhöht wurden (mit dem Ziel, Mehreinnahmen von 
über 212.000 Euro zu erzielen) oder der Zuschuss für 
das Freibad bei gleichzeitiger Erhöhung des Eintritts 
reduziert wurde (ebd.: 14). Zudem ist Bad Sooden-Al-
lendorf die erste Kommune in Deutschland, die eine 
Pferdesteuer in Höhe von 200 Euro pro Jahr und Pferd 
einführte (Handelsblatt, 23.11.2012). 

Aus den von uns geführten Interviews war jedoch 
auch zu erfahren, wie Kommunen erfolgreich Kürzun-
gen oder weiteren Stellenabbau abwenden konnten, 
vor allem im Sozialbereich, aber auch die Schließung 
eines Schwimmbads. Das war möglich, weil bereits 
im Vorfeld des Entschuldungsprogramms Einspa-
rungen erfolgt seien oder weil man auf kostenfreies 
Freiwilligenengagement zurückgreifen konnte. 

24  Unter dem «Kommunalen Schutzschirm» befinden bzw. befanden sich drei 
kreisfreie Städte, 14 Landkreise sowie 83 kreisangehörige Städte und Gemeinden. 

Kasten 2: Exkurs zur Verbesserung  
der Haushaltslage von Landkreisen und 
freien Städten unter dem «Kommunalen 
Schutzschirm»

In der Verbindung von Ländlichkeit auf Kreisebe-
ne (siehe Kapitel 1.2) mit dem Schutzschirm-Sta-
tus hessischer Kommunen und damit der kom-
munalen Finanzsituation zeigt sich die regionale 
Wirkungsweise des Konsolidierungsprogramms. 
In Abbildung 7 wird zwischen kreisfreien Städten 
und Kreisen unterschieden, die nie am Programm 
«Kommunaler Schutzschirm» teilnahmen, solchen 
die teilnahmen, aber bis Ende 2019 aus dem Pro-
gramm ausscheiden konnten (deren Haushalts-
lage sich also verbessert hat), sowie solchen, die 
Anfang 2020 noch unter dem Schutzschirm waren 
(und deren Haushaltslage nach wie vor unbefriedi-
gend ist; vgl. Karte 14).
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Karte 14: Schutzschirm in Hessen – Landkreise und kreisfreie Städte
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Abbildung 7:  
Anteil der Kreise, die am Schutzschirm-
Programm des Landes Hessen teilnahmen, 
nach Ländlichkeit (absolute Anzahl als Zahlen)

Quelle: eigene Darstellung

Während in allen drei Klassen von « (Nicht-)Länd-
lichkeit» der Anteil der Schutzschirm-Kreise 2020 in 
etwa gleich hoch ist, waren die eher ländlichen Krei-
se erfolgreicher darin, den Schutzschirm zu verlassen, 
als es nicht-ländliche und sehr ländliche Kreise waren. 
Die zusätzlich angegebenen absoluten Zahlen deuten 
an, dass dieser Zusammenhang aufgrund der geringen 
Fallzahl nicht überbewertet werden sollte. Gleichwohl 
lässt sich folgern, dass es im ländlichen Raum den sehr 
ländlichen Kreisen schwerer fällt als den nur eher länd-
lichen, ihre Haushaltslage zu verbessern.

Der in vielen Fällen mittlerweile erreichte Haushalts-
ausgleich von «Schutzschirm-Kommunen» ist aller-
dings weniger auf aktive Konsolidierungsmaßnahmen 
zurückzuführen als vielmehr auf stark gestiegene Steu-
ereinnahmen aufgrund der guten Konjunktur, die mit 
höheren Gewinnen und Löhnen sowie niedrigen Kre-
ditkosten aufgrund der Null-Zins-Politik einherging 
(Eicker-Wolf 2020). So positiv die (Teil-)Entschuldung 
von finanzschwachen Kommunen zu bewerten ist, so 
einseitig ist die Bilanz des Schutzschirm-Programms 
seitens des hessischen Finanzministeriums: Da allein 
die Finanzsituation in den Blick genommen wird, gilt 
es rundum als Erfolgsgeschichte. Unberücksichtigt 
bleiben sowohl die sozialen Folgen in den Kommunen 
als auch die Nachhaltigkeit der Konsolidierung. Letz-
tere wird aufgrund sich abzeichnender wegbrechen-
der kommunalen Einnahmen in der gegenwärtigen 
Wirtschaftskrise auf eine harte Probe gestellt werden 
(Hahne 2020). Ob bzw. in welchem Maße mit den kurz-
fristigen Corona-Konjunkturprogrammen (etwa dem 
beschlossenen Ersatz des Gewerbesteuerausfalls) die-
ser Einbruch ausgeglichen werden kann, ist noch nicht 
abzuschätzen. 

Aus einer wettbewerbsorientierten Perspektive 
lässt sich beobachten, dass unter dem Konsolidie-
rungsdruck von Entschuldungsprogrammen ste-
hende Kommunen grundsätzlich an Attraktivität für 

Bewohner*innen und Unternehmen gegenüber an-
deren finanzstarken Kommunen in derselben Region 
eingebüßt haben. In den Ersteren haben sich die Steu-
er- und Abgabenlasten erhöht, während das Angebot 
an freiwilligen Leistungen zurückgegangen ist (Boett-
cher u. a. 2018; Kallert/Dudek 2019). Für Hessen zeigt 
eine Auswertung der Entwicklung von Realsteuersät-
zen zwischen Schutzschirm- und Nicht-Schutzschirm-
Kommunen, dass vor allem die im Vergleich zur Ge-
werbesteuer wenig konjunktursensible Grundsteuer 
B stark gestiegen ist.25 Die Schutzschirm-Kommunen 
haben ihre Grundsteuer B allerdings deutlich stär-
ker auf durchschnittlich 532 Prozentpunkte in 2016 
erhöht, sodass der Abstand zu den übrigen Kommu-
nen von 39,4 Prozentpunkten in 2012 auf 105,1 Pro-
zentpunkte in 2016 gewachsen ist. Währenddessen 
ist der Abstand bei der Gewerbesteuer zwischen den 
Schutzschirm-Kommunen (durchschnittlich 407 Pro-
zentpunkte in 2016) und den anderen Kommunen 
(391 Prozentpunkte in 2016) in der gleichen Zeitspan-
ne sogar etwas gesunken (Burth 2017). In diesen 
Daten drückt sich eine Priorisierung kapitalfreund-
licher Politik aus: Während die Grundsteuer B von al-
len Grundstückseigentümer*innen (und damit auch 
indirekt von Mieter*innen) bezahlt werden muss und 
nur schwer mit Abwanderung darauf reagiert werden 
kann, ist die Gewerbesteuer eine Unternehmenssteu-
er, die im Kampf um Firmenansiedlungen und Investi-
tionen in der Regel überall möglichst niedriggehalten 
wird.

Dies lässt sich auch am Beispiel Alsfeld illustrie-
ren: Hier reagierte die Stadt nach Unterzeichnung des 
Schutzschirm-Vertrags ebenfalls mit einer stärkeren 
Erhöhung der Grundsteuer B (von 380 im Jahr 2013 
auf 485 Prozentpunkte im Jahr 2014) als der Gewer-
besteuer (2013: 390; 2014: 425). Wie der Bürgermeis-
ter erläutert, verhinderte die Stadtverordnetenver-
sammlung einen noch deutlich stärkeren Anstieg der 
Grundsteuer B auf 560 Punkte, wohingegen die Ge-
werbesteuer nach ursprünglichen Plänen aus Angst 
vor Unternehmensumsiedlungen auf nur 399 Punkte 
steigen sollte. Die spätere Entwicklung habe aber ge-
zeigt, dass keine nennenswerte Flucht von Unterneh-
men stattfand.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass der 
vom Schutzschirm-Programm ausgelöste Konso-
lidierungsdruck in den am Programm teilnehmen-
den Kommunen eine Erhöhung der Grundsteuer 
und einen Abbau an freiwilligen Leistungen zur Fol-
ge hatte und somit letztendlich vor allem zulasten der 
Einwohner*innen geht. Die damit verbundene Bevor-
zugung von Gewerbe und Unternehmen entspricht 
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25  Bei Kommunen mit anhaltenden Defiziten ist der Haushalt nach einem Erlass 
des Hessischen Innenministeriums von 2014 nur dann genehmigungsfähig, wenn 
der Hebesatz der Grundsteuer B mindestens zehn Prozent über dem Landesdurch-
schnitt in der jeweiligen Gemeindegrößenklasse liegt. Für die Gewerbesteuer gibt 
es keine solche starre Regelung, da mögliche Folgewirkungen wie Arbeitsplatzver-
luste in die Abwägung einbezogen werden können (Hessisches Ministerium des 
Inneren und für Sport 2014: 6). 
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der ökonomischen Vorstellungswelt der Landesregie-
rung. Im Ergebnis werden damit der Bevölkerung von 
Schutzschirm-Kommunen deutlich höhere (soziale) 
Kosten aufgebürdet als in anderen Kommunen. Damit 
ist absehbar, dass sich die Lebensverhältnisse in länd-
lichen Räumen Hessens noch weiter auseinanderent-
wickeln werden.

Das Hilfsprogramm «Hessenkasse»
Mit der «Hessenkasse» wurde 2018 vom Land ein wei-
teres Hilfsprogramm für verschuldete Kommunen auf-
gelegt. Das Volumen des Programms beläuft sich auf 
knapp 5 Milliarden Euro, mit denen Kassenkredite von 
179 hessischen Kommunen durch die landeseigene 
WIBank abgelöst werden sollen. Die Kommunen selbst 
sind allerdings weiterhin an den Zins- und Tilgungs-
leistungen (durchschnittlich 25 Euro je Einwohner und 
Jahr) über eine Laufzeit von 30 Jahren beteiligt – den 
Rest übernimmt das Land Hessen. Im Ergebnis sanken 
die Kassenkredite der Gemeinden und Gemeindever-
bände zwischen 2017 und 2018 deutlich um 90 Pro-
zent von 5,7 auf nur noch 0,5 Milliarden Euro bzw. von 
917 Euro auf 87 Euro je Einwohner (Bundesministe-
rium der Finanzen 2019a: 26 f.). Im Gegenzug hat die 
Landesregierung jedoch einige haushaltsrechtliche 
Vorschriften für die Kommunen verschärft, sodass 
gemäß der Hessischen Gemeindeordnung der Rück-
griff auf Kassenkredite ab gewissen Höhen zukünftig 
für alle Kommunen – unabhängig ihrer Teilnahme am 
Schutzschirm-Programm oder der «Hessenkasse» – 
genehmigungsfähig und damit erschwert ist. Zur Un-
terstützung von Kommunen ohne Kassenkredite steht 
ein weiteres Instrument zur Verfügung: Die «Hessen-
kasse» sieht ein Investitionsprogramm in Höhe von 
700 Millionen Euro für finanzschwache, aber nicht ver-
schuldete Kommunen vor. Die von diesen Mitteln pro-
fitierenden 247 hessischen Kommunen müssen bei 
geförderten Investitionsvorhaben lediglich einen Ei-
genanteil von zehn Prozent aufbringen.

Finanziert wird die «Hessenkasse» zu einem Drittel 
durch Eigenbeiträge der teilnehmenden Kommunen 
und zu zwei Dritteln aus dem Landeshaushalt. In den 
Landesanteil fließen allerdings auch Bundesmittel aus 
dem Bundesteilhabegesetz sowie Kommunalmittel 
durch die Weiterführung der erhöhten Gewerbesteuer
umlage im Zuge des Fonds Deutsche Einheit ein: Die-
se Bundes- und Kommunalmittel hätten letztendlich 
auch ohne die «Hessenkasse» den Kommunen zuge-
standen, werden nun jedoch über die «Hessenkasse» 
von der Landesregierung an die teilnehmenden Kom-
munen verteilt. Von daher lautet ein Kritikpunkt unse-
rer Interviewpartner, dass die originären Landesmittel 
deutlich unter den angekündigten zwei Dritteln liegen. 
Seiner Mitverantwortung für die kommunale Über-
schuldung – vor allem der ungenügende kommunale 
Finanzausgleich wird genannt – werde das Land damit 
nur bedingt gerecht. Dennoch sei die umverteilende 
Wirkung der «Hessenkasse» von eher reichen hin zu 
ärmeren Kommunen zu begrüßen.

Investitionsprogramme der hessischen 
Landesregierung
Aufgrund ihrer teilweise hohen Verschuldung ist der 
sogenannte Investitionsrückstand in den Kommu-
nen – die Differenz zwischen tatsächlichen Ausgaben 
und den für den Erhalt der Infrastruktur und für die Da-
seinsvorsorge benötigten Investitionen – in den letzten 
Jahren ständig gestiegen. Bundesweit summierte sich 
der kommunale Investitionsrückstand laut KfW-Kom-
munalpanel 2019 auf insgesamt 138,4 Milliarden Euro. 
Der größte Anteil mit 43,8 Milliarden Euro (31 %) ent-
fällt hierbei auf Schulgebäude (KfW 2019: 9). Für die 
einzelnen Bundesländer liegen keine Zahlen vor, aller-
dings schätzt die GEW Hessen basierend auf Erhebun-
gen einzelner Städte und Landkreise den kommunalen 
Investitionsstau an hessischen Schulen auf wenigstens 
3 bis 4 Milliarden Euro (Eicker-Wolf/Truger 2018: 5). 
Welche anderen Bereiche besonders stark vom Inves-
titionsrückstand in Hessen betroffen sind, dazu gibt es 
keine offiziellen Angaben. Allerdings deuten etwa die 
im Bundesländervergleich niedrigen Investitionsaus-
gaben von 407 Euro pro Einwohner (2018; zum Ver-
gleich Bayern mit 770 Euro) an, dass in Hessen insge-
samt weiterhin relativ wenig investiert wird. Während 
die Investitionsausgaben in den Flächenländern von 
2017 auf 2018 im Durchschnitt um 56 Euro pro Ein-
wohner gestiegen sind, blieb Hessen mit einer Stei-
gerung um 35 Euro deutlich dahinter zurück. Auch bei 
Investitionen in Baumaßnahmen liegt Hessen immer 
noch unter dem Niveau von 2011 (Bertelsmann Stif-
tung 2019a: 43 ff.). Die Sachinvestitionen liegen zudem 
mit 286 Euro je Einwohner in Hessen weiterhin deutlich 
unter dem Durchschnitt der Flächenländer mit 360 Eu-
ro je Einwohner (Deutscher Städtetag 2019).

Insgesamt wird dadurch ersichtlich, dass es in Hes-
sen einen kommunalen Investitionsbedarf gibt, den 
die Kommunen aus eigener Kraft nicht stemmen kön-
nen. Die hessische Landesregierung hat ab 2015 mit 
zwei Kommunalinvestitionsprogrammen (KIP I und II) 
auf diesen Umstand zu reagieren versucht. KIP I hat 
ein Gesamtfördervolumen von 1,03 Milliarden Euro 
und greift unter anderem auf Bundesmittel für finanz-
schwache Kommunen in Höhe von 317 Millionen Euro 
zurück. Finanziert wird damit der Ausbau der allgemei-
nen kommunalen Infrastruktur, die Schaffung von be-
zahlbarem Wohnraum und Unterkünften für Geflüch-
tete sowie der Ausbau der Krankenhausinfrastruktur. 
KIP II («KIP macht Schule!») ist dagegen für Investitio-
nen in die Schulinfrastruktur vorgesehen. Hier stehen 
Bundesmittel für finanzschwache öffentliche Schulträ-
ger (rund 330 Mio. Euro) zur Verfügung, die mit Lan-
desmitteln auf ein Gesamtinvestitionsvolumen von 
560 Millionen Euro erhöht werden. 

Angesichts der enormen Investitionsrückstände 
sind die beiden Programme mit ihrem Gesamtvolumen 
von unter 1,6 Milliarden Euro deutlich unterdimensio-
niert. «KIP macht Schule!» zum Beispiel soll nur «dazu 
beitragen, dass insbesondere notwendige Sanierun-
gen an den Gebäuden durchgeführt werden können» 
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(Hessisches Ministerium der Finanzen 2019a: 3). Das 
verspricht mehr Flickenteppich als eine tatsächliche 
Modernisierung der vielerorts maroden Schulinfra-
struktur. Zugleich hält sich die Beteiligung des Landes 
in Grenzen: Bei KIP II (mit einem Gesamtvolumen von 
560 Mio. Euro) stellt Hessen lediglich 89 Millionen Euro 
eigene Mittel im Landesprogrammteil zur Verfügung, 
die restlichen Fördersummen sind entweder Bundes-
mittel oder die geforderten 25-prozentigen Eigenan-
teile der Schulträger,26 die das Land als Darlehen aus-
gibt und die von den öffentlichen Schulträgern getilgt 
werden müssen. Nur etwas besser stellt sich die Lage 
bei KIP I dar: Hier müssen die Kommunen für den Bun-
desprogrammteil (317 Mio. Euro) nur einen Eigenan-
teil von zehn Prozent aufbringen. Zudem übernimmt 
das Land Hessen die Zinszahlungen für die in diesem 
Zusammenhang von den Kommunen aufgenomme-
nen Kredite. Beim Landesprogramm für Investitionen 
in die kommunale Infrastruktur (373 Mio. Euro) über-
nimmt das Land 80 Prozent der Tilgung, im Programm-
teil Krankenhäuser (77 Mio. Euro) zwei Drittel. Der 
Programmteil Wohnen (230 Mio. Euro) sieht nur Zins-
übernahmen vor, die Tilgung erfolgt komplett durch 
die Kommunen (Hessisches Ministerium der Finanzen 
2019b: 37). Die hessische Landesregierung bringt also, 
abgesehen von (zurzeit sehr niedrigen) Zinszahlungen 
und -risiken, lediglich 350 Millionen Euro eigene Lan-
desmittel ein. 

Die beiden viel beworbenen Programme KIP I und II 
sind daher nicht nur aufgrund ihrer Unterausstattung, 
sondern auch wegen der geringen Beteiligung des 
Landes zu kritisieren. Selbst wenn die beiden Förder-
programme einen Beitrag dazu leisten, dass hier und 
dort dringend anstehende kommunale Investitionen 
endlich getätigt werden, wird damit das Problem mas-
siver Investitionsrückstände und Infrastrukturmängel 
nicht adäquat behoben. Zu befürchten sind stattdes-
sen Mitnahmeeffekte. Manche Kommunen werden 
die Mittel für ohnehin geplante und unaufschiebbare 
Sanierungen nutzen, aber kaum für zusätzliche Inves-
tition und Modernisierungen. Obwohl in der ökonomi-
schen Vorstellungswelt der Landesregierung (siehe 
hierzu Kapitel 3.3.) das Prinzip der Generationenge-
rechtigkeit so zentral ist, wird es doch eher einseitig 
gedeutet: Im Namen der Kinder und Enkelkinder wird 
auf Schuldenabbau gedrängt, mit der paradoxen Fol-
ge, dass die Schulen – ein zentraler Lern-, Sozialisa-
tions- und Aufenthaltsort für Kinder – vielfach in einem 
miserablen Zustand sind. Dabei sollte, wer Generatio-
nengerechtigkeit ernst nimmt, vielmehr für umfangrei-
che Investitionen in das Bildungssystem und die schu-
lische Infrastruktur eintreten. 

Ein grundsätzliches Problem bei baulichen Inves-
titionen besteht darüber hinaus darin, dass die Bau-
wirtschaft stark ausgelastet ist und in der Konsequenz 
die Preise stark gestiegen sind. Auf kommunale Aus-
schreibungen folgen oftmals keine oder nur überteuer-
te Angebote. So berichtet der Alsfelder Bürgermeister 
davon, dass die Planungs- und Baukapazitäten teils so 

knapp seien, dass nach unwirtschaftlichen Angeboten 
Projekte komplett neu ausgeschrieben werden müss-
ten. Auch die Personalsituation in den Verwaltungen 
erschwert oft die Planung und Umsetzung von Inves-
titionen (vgl. auch KfW 2019: 19). Hierin wirkt zudem 
der Personalabbau im öffentlichen Dienst der Kom-
munen nach: Dort ist innerhalb von 20 Jahren (1991–
2010) die Zahl der mit Baufragen befassten Personen 
um rund 35 Prozent und seit 2011 nochmals um wei-
tere neun Prozent gesunken. Die enge Korrelation von 
Personalbestand und kommunalen Bauausgaben ver-
deutlicht die Problematik fehlender Planungskapazitä-
ten auf kommunaler Ebene (Gornig/Michelsen 2017: 
215 ff.). Der zunehmende Aufwand bei der Beantra-
gung und Verwendung von Fördermitteln verschärft 
diese Situation noch weiter. Eine Politik, die auf Perso-
nalabbau, die Reduzierung von Investitionen und die 
Schließung kommunaler Einrichtungen setzt, hat auch 
eine beschäftigungspolitische Dimension für die länd-
lichen Räume: Wohnortnahe Arbeitsplätze werden 
durch solch eine Sparpolitik noch weiter reduziert, was 
wiederum die Abwanderung insbesondere junger und 
gut qualifizierter Menschen begünstigt.

3.4.2  Ausgewählte Politikfelder der hessischen 
Struktur- und Regionalpolitik
Im Anschluss an die vorangegangenen Ausführun-
gen zur mindestens in Teilen austeritären hessischen 
Finanzpolitik wollen wir deren Folgen in diesem Ka-
pitel anhand von zwei zentralen Politikfeldern, die für 
gleichwertige Lebensverhältnisse von Bedeutung sind, 
vertiefen: die Gesundheitsversorgung (Kapitel 3.4.2.1) 
und schnelle Internetverbindungen (Kapitel 3.4.2.2). 
Ein gut funktionierendes Gesundheitswesen ist ein ele-
mentarer Bereich der Daseinsvorsorge, ohne den das 
menschliche Wohl gefährdet ist. Die digitale Infrastruk-
tur für schnelle Internetverbindung ist wiederum die 
Voraussetzung für die weitere Entwicklung ländlicher 
Räume. Beiden ist zudem gemein, dass sie wesentlich 
für die Ansiedlung von neuen Arbeitsplätzen sind.

3.4.2.1  Gesundheitsversorgung
Das Land Hessen war und bleibt bislang das einzige 
Bundesland, das Universitätskliniken privatisiert hat. 
Der schon von der CDU-FDP-Koalition 2006 vollzoge-
ne und höchst umstrittene Verkauf der beiden Univer-
sitätskliniken Marburg und Gießen an die Rhön-Kli-
nikum AG steht für eine Konstante in der hessischen 
Gesundheitspolitik: Gesundheitsdienstleistungen sol-
len von privaten und öffentlichen Anbietern über den 
Markt zur Verfügung gestellt werden und damit auch 
marktrationalen Kriterien entsprechen. Dies lässt sich 
bereits in Ballungsräumen kaum umsetzen, umso we-

26  «Wie bei Investitions- und Konjunkturprogrammen üblich und etwa auch vom 
Bundesrechnungshof gefordert, beteiligen sich die öffentlichen Schulträger mit ei-
nem eigenen Anteil an den Investitionskosten, damit Projekte nicht nur wegen des 
zur Verfügung stehenden Bundes- oder Landesgelds umgesetzt werden, sondern 
weil sie benötigt werden und den kommunalen Schulträgern selbst etwas wert 
sind.» (Hessisches Ministerium der Finanzen 2019a: 7) 
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niger in ländlichen Räumen mit einem tendenziell hö-
heren Bevölkerungsanteil älterer Menschen und ge-
ringerer Besiedlungsdichte. In allen Interviews, die 
wir geführt haben, war die prekäre Gesundheitsver-
sorgung in ländlichen Regionen ein zentrales Thema 
und wurde als Ausdruck bereits bestehender oder 
drohender sozialer Spaltungen gewertet. Ohne eine 
überall ausreichende Versorgung mit Gesundheits-
leistungen kann von gleichwertigen Lebensverhältnis-
sen keine Rede sein und das diffuse Gefühl des «Ab-
gehängtwerdens» droht manifest zu werden. Während 
in den städtischen Grund- und Mittelzentren noch ei-
ne ausreichende Ärztedichte vorhanden ist, finden 
Allgemeinmediziner*innen, die in Rente gehen wol-
len, insbesondere in den kleineren Orten kaum mehr 
Nachfolger*innen, die ihre Praxen übernehmen.

Neben der mangelhaften hausärztlichen Versor-
gung gibt die Situation von Krankenhäusern in länd-
lichen Regionen Grund zur Sorge, da sie sehr häufig 
hohe, strukturell bedingte finanzielle Verluste zu ver-
zeichnen haben. Diese Defizite müssen dann etwa 
vom Kreis ausgeglichen werden, obwohl die Kranken-
häuser eigentlich als wirtschaftliche Unternehmen 
«schwarze Zahlen» schreiben sollen. Gegenstand von 
Konsolidierungsbemühungen sind vor allem einzel-
ne Abteilungen in den Kliniken. Zum Beispiel wurde 
im Kreiskrankenhaus Alsfeld 2016 die Geburtensta
tion mit Belegärzt*innen geschlossen, da diese Station 
nicht kostendeckend arbeitete – mit der Konsequenz, 
dass im gesamten Landkreis Vogelsberg keine Gebur-
tenstation mehr vorhanden ist. Unsere Gesprächspart-
ner warnten davor, dass sich das Versorgungsproblem 
noch verschärfen könnte, da auch in anderen Klini-
ken die Schließung von strukturell defizitären Abtei-
lungen droht. Immerhin würden sich die zuständigen 
kommunalen Gremien langsam von der Vorstellung 
verabschieden, wonach Kreiskrankenhäuser «ren-
tabel» arbeiten könnten: «Man muss mit dem Defizit 
des Kreiskrankenhauses die nächsten zehn bis 15 Jah-
re haushalten», so ein Alsfelder Stadtverordneter zur 
geänderten Haltung des Landrats des Vogelsbergkrei-
ses zum Kreiskrankenhaus. Defizite kleiner Kranken-
häuser würden demnach mittlerweile als strukturell 
bedingt und damit als unumgänglich betrachtet und 
vermehrt ausgeglichen. Inwieweit dieses Umdenken 
in Bezug auf die stationäre Gesundheitsversorgung in 
den Kreisen Bestand haben wird, wird sich in der Zu-
kunft zeigen, insbesondere wenn, wie aktuell mit der 
derzeitigen Corona-Pandemie, neue krisenbedingte 
Verteilungskämpfe drohen.

Zusammen mit weiteren Akteuren im hessischen 
Gesundheitswesen hat die Landesregierung im Rah-
men des «Hessischen Gesundheitspakts» (Hessisches 
Ministerium für Soziales und Integration 2018) in den 
vergangenen Jahren versucht, mit verschiedenen För-
derprogrammen die ärztliche Versorgung in ländlichen 
Räumen zu stärken. Eine der Maßnahmen zielt auf den 
Ärztemangel ab. So will das «Kompetenzzentrum Wei-
terbildung» mit sogenannten Landtagen – Wochenen-

den mit Führungen durch Kliniken, Vorstellungen des 
Landkreises etc. – Student*innen der Medizin für die 
spätere Niederlassung in ländlichen Gebieten begeis-
tern. Des Weiteren wird die Nachfolge bzw. Übernah-
me von Hausarztpraxen auf dem Land durch ein be-
gleitetes Coaching gefördert. Über die Kassenärztliche 
Vereinigung Hessen vergibt das hessische Sozialminis-
terium zudem Stipendien an Medizinstudent*innen, 
die ihre Famulatur in einer hausärztlichen Praxis in 
Kommunen mit weniger als 25.000 Einwohner*innen 
ableisten. Darüber hinaus hat die hessische Landes-
regierung das Programm «Gemeindeschwester 2.0» 
aufgelegt und mit 7,5 Millionen Euro ausgestattet: 
Gemeindeschwestern sollen die medizinische Versor-
gung älterer Menschen ergänzen und als Ansprech-
personen zur Verfügung stehen, um bei Bedarf not-
wendige Hilfen im Alltag zu vermitteln, zum Beispiel 
psychosoziale Beratung. Dabei sollen sie eng mit den 
örtlichen Hausarztpraxen zusammenarbeiten (ebd.; 
siehe hierzu auch Kasten 5). 

Einzelne dieser Maßnahmen wurden in unseren In-
terviews durchaus positiv gesehen, doch, so der allge-
meine Tenor, es fehle ein Gesamtkonzept der Landes-
regierung zur Sicherung der Gesundheitsversorgung 
in ländlichen Räumen. Dortige Krankenhäuser stünden 
weiter unter dem Diktum von Wettbewerb und Öko-
nomisierung, anstatt Gesundheitsversorgung endlich 
als gesamtgesellschaftliche Aufgabe zu verstehen. 
Das 2003 bundesweit implementierte System der Fall-
pauschalen sei als marktwirtschaftliches Steuerungs-
instrument «blind für die Versorgungsnotwendigkei-
ten der Bevölkerung im ländlichen Raum» (Bündnis 
Krankenhaus statt Fabrik 2020: 185 f.). Unter «betriebs-
wirtschaftlichen Prämissen (Kostensenkungs- und 
Fallzahlsteigerungswettbewerb) und ohne Rücksicht 
auf die Notwendigkeiten einer qualitativ hochstehen-
den und flächendeckenden Versorgung» (ebd.) droh-
ten weitere Schließungen insbesondere von kleineren 
Krankenhäusern, sodass sich die Gesundheitsversor-
gung in den ländlichen Regionen noch verschlechtern 
könnte.27 

Es fehle zudem schlichtweg an Ärzt*innen, sodass 
Stipendien sowie zusätzliche von Kreisen und Gemein-
den geschaffene Anreizstrukturen lediglich den Wett-
bewerb um Praxisnachbesetzungen verschärften. 
Gerade strukturschwache Kommunen mit geringer Inf-

27  Eine viel diskutierte Studie der Bertelsmann Stiftung schlägt eine weitere Re-
duktion der 1.400 Kliniken auf deutlich unter 600 vor, da viele Krankenhäuser zu 
klein seien und oftmals nicht über die nötige Ausstattung und Erfahrung verfügen 
würden, um lebensbedrohliche Notfälle wie einen Schlaganfall angemessen zu 
behandeln (Bertelsmann Stiftung 2019b). Gerade im Zuge der Corona-Pandemie 
ist die Schließung von Krankenhäusern verstärkt Gegenstand von Kritik. So wur-
de etwa im bayerischen Parsberg ein funktionierendes Kreiskrankenhaus Anfang 
2020 geschlossen – angesichts der aktuellen Situation fragt der Bayerische Rund-
funk entsprechend, ob sich das «Aus» kleiner Krankenhäuser in der Corona-Krise 
nun räche (Grosser 2020). Auch Die Zeit berichtete von der widersinnigen Schlie-
ßung von Kliniken aus betriebswirtschaftlichen Gründen in einem Moment, in dem 
«sie am nötigsten gebraucht werden» (Gutensohn 2020). Kommunalpolitiker*innen 
von SPD und CDU beklagen in diesem Artikel die Ökonomisierung der Kranken
hausgesellschaft und die mangelhafte Versorgung in ländlichen Räumen. Mit ein-
zelnen Rettungen von Krankenhäusern – wie im nordhessischen Wolfhagen und 
Hofgeismar – würden nun allerdings, so der Autor, «vielerorts gerade die Sympto-
me eines erkrankten Krankenhaussystems geflickt werden» (ebd.). 
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rastrukturausstattung und reduzierten freiwilligen Leis-
tungen sind hier erneut im Nachteil. Insgesamt gibt es 
in Hessen rund 9.800 Studienplätze für Humanmedi-
zin. Diese Zahl muss dringend erhöht werden, mit ei-
ner Umwandlung von 185 Teilzeitstudienplätzen an der 
Universität Marburg in Vollzeitstudienplätze bis zum 
Wintersemester 2020/21 wird es wohl kaum gelin-
gen, die beschriebene Mangelsituation zu entschärfen 
(Hessisches Ministerium für Soziales und Integration 
2018: 6). Für den Vogelsberg-Kreis wurde uns berich-
tet, dass die Stipendien für angehende Landärzt*innen 
aufgrund der viel zu geringen Nachfrage lediglich 
«Placebos» seien. Der gegenwärtige Fokus liege auf 
Medizin-Student*innen aus den ländlichen Regionen 
selbst, die sich noch am ehesten die Arbeit als Landärz-
tin oder Landarzt vorstellen könnten. Für die Zukunft 
dringend benötigte zusätzliche Ärzt*innen werden so 
kaum gewonnen. 

Bei Krankenhäusern und den sie umgebenden Struk-
turen wie Apotheken, Gesundheitsdienstleistungen, 
Blumen- und Büchergeschäften oder Gastronomie-
einrichtungen handelt es sich nicht zuletzt um einen 
bedeutenden Wirtschaftsfaktor. Sie bieten zum Bei-
spiel zahlreiche wohnortsnahe und unterschiedliche 
Qualifikationen erfordernde Arbeitsplätze sowie Aus-
bildungsmöglichkeiten. Der Erhalt kleinerer Kranken-
häuser in ländlichen Regionen ist daher nicht allein aus 
gesundheitspolitischer Perspektive notwendig, son-
dern kann auch als strukturpolitische Förderung eben-
jener Regionen aufgefasst und gerechtfertigt werden 
(Heintze u. a. 2020).

3.4.2.2  Breitband und Mobilfunk
Eine flächendeckende Infrastrukturausstattung mit 
Breitband und mobilen Diensten (zukünftig 5G-Netz) 
ist für sämtliche Entwicklungen in ländlichen Regio-
nen und damit auch für gleichwertige Lebensverhält-
nisse unabdingbar. Ob nun Wirtschaft, Verkehr, Ge-
sundheit, Bildung, Kultur, Tourismus, Sicherheit oder 
schlichtweg die private Nutzung: Alle Bereiche sind 
zunehmend von einer stabilen mobilen Datennutzung 
abhängig. Anders als bei bestimmten Postdienstleis-
tungen, bei denen trotz eines liberalisierten Marktes ei-
ne Grundversorgung rechtlich garantiert ist,28 wird die 
Breitband- und Mobilfunkversorgung weitestgehend 
von Marktmechanismen bestimmt: Miteinander im 
Wettbewerb stehende private Anbieter sollen die not-
wendigen Infrastrukturen und Dienstleistungen bereit-
stellen. Insbesondere in ländlichen Regionen mit gerin-
ger Bevölkerungsdichte ist allerdings die Bereitschaft, 
in Mobilfunk- und Breitbandnetze zu investieren, sehr 
gering (Cornils 2019: 246 f.). Die Folge ist eine tenden-
zielle Unterversorgung in ländlichen Räumen und eine 
tendenzielle Überversorgung in Ballungszentren. Hin-
zu kommt, dass der gewollte Preisdruck durch Wett-
bewerb, wenn überhaupt, nur in den Ballungsräumen 
durch viele Anbieter Wirkung entfaltet. In ländlichen 
Regionen sorgt er dagegen eher für höhere Preise 
(verivox 2019). Da der «neoliberale Gewährleistungs-

staat» solche Leistungen nicht selbst erbringen will, 
wird er in der Regel erst bei handfestem Marktversa-
gen selbst aktiv.

Entsprechend zeigt sich auch in Hessen eine digitale 
Spaltung zwischen Ballungsräumen mit guten Daten-
verbindungen sowie günstigen Preisen und dünner be-
siedelten Regionen mit weniger Datengeschwindigkeit 
sowie höheren Preisen. Im Breitbandatlas des Bundes-
verkehrsministeriums sind enorme Unterschiede bei 
der Verfügbarkeit von leitungsgebundenem Breitband 
mit 50 Mbit/s und mehr zu sehen. Der Süden Hessens 
mit den Städten Frankfurt am Main, Wiesbaden und 
Offenbach über die Mitte (Gießen, Marburg) bis nach 
Kassel hat oftmals eine Versorgungsrate von über 
95 Prozent. Dagegen sind in den ländlichen Kreisen im 
Osten und Norden häufig nur die zentraleren Orte an 
Breitbandnetze angeschlossen. Auch das Mobilfunk-
netz weist vor allem in den dünn besiedelten Regionen 
große Lücken auf, während in den größeren Orten fast 
überall das relativ schnelle LTE-Netz verfügbar ist (Bun-
desministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur 
2020). Problematisch ist darüber hinaus, dass in der 
Regel nur auf die Haushaltsabdeckung abgezielt wird. 
Dabei wird verkannt, dass gerade in ländlichen Regio-
nen die Flächenabdeckung ebenso wichtig ist. Diese 
ist in Hessen deutlich schlechter, weshalb für Hessen 
trotz hoher Haushaltsabdeckung von einer durchgän-
gigen Verfügbarkeit (etwa bei Fahrten oder Arbeiten 
auf dem Land) nicht die Rede sein kann. 

Eine leistungsstarke Versorgung mit digitalen Infra-
strukturen ist zudem die Voraussetzung für den Erhalt 
bestehender und die Schaffung neuer Arbeitsplätze 
in ländlichen Räumen. Abhängig Beschäftigte sowie 
Selbstständige sind auf stabile und schnelle Internet-
verbindungen auch in ihren Wohnräumen angewiesen. 
Nicht zuletzt die Corona-Pandemie hat die Möglichkei-
ten, aber auch Grenzen vom «Homeoffice» deutlich ge-
macht. Handwerk und Landwirtschaft sind ebenfalls 
immer mehr auf leistungsfähige Internetverbindun-
gen angewiesen. Für Unternehmen ist das Vorhanden-
sein einer starken Breitbandverbindung ein wichtiger 
Standortfaktor, um etwa Vertrieb und Produktion vor 
Ort aufrechterhalten oder ausbauen zu können. Umge-
kehrt ist eine unzureichende Breitbandversorgung ein 
«gravierender Standortnachteil vieler ländlicher Regio-
nen» (Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung 
2014: 12). Ländliche Räume sind also für Unterneh-
men nur dann attraktiv, wenn sie digitale Infrastruktu-
ren bereithalten, die denen in den städtischen Räumen 
gleichwertig sind. Ansonsten droht neben den gegen-

28  Auch wenn die Deutsche Post AG seit der schrittweisen Liberalisierung des 
Postmarktes ab 1997 die Zahl der Briefkästen von mehr als 140.000 auf 110.000 
reduziert hat, gilt laut Postuniversaldienstleistungsverordnung in Wohngebieten 
eine maximale Entfernung von 1.000 Metern bis zu einem Postbriefkasten. Aller-
dings muss die Bundesnetzagentur im Bereich Pakete feststellen, «dass es gerade 
im ländlichen Raum für die Deutsche Post AG und ihre Wettbewerber zunehmend 
schwieriger wird, Kooperationspartner zu finden. Denn insbesondere in kleineren 
Gemeinden gibt es immer weniger Einzelhandelsgeschäfte, die den Paketdienst-
leistern als Partner bzw. Agenturnehmer zur Verfügung stehen könnten» (Bundes-
netzagentur 2018: 35).
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über den Zentren bereits bestehenden Nachteilen in 
Bezug auf die Erreichbarkeit von und Versorgung mit 
räumlichen Infrastrukturen auch noch die digitale Spal-
tung, die eine weitere Abwärtsspirale in Gang setzen 
könnte, mit den bekannten Folgen wie Abwanderung 
von jungen, qualifizierten Menschen und von Unter-
nehmen (Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur 2016b: 16). 

Die hessische Landesregierung hat auf die Schwä-
che der digitalen Infrastrukturen entsprechend ihrem 
auf Aktivierung und Chancengleichheit setzenden Wirt-
schaftskonzept mit Förderprogrammen und Anreizen 
für private Investitionen reagiert. Für den Ausbau des 
Mobilfunknetzes wurde Ende 2018 eine Zehn-Punkte-
Vereinbarung zwischen der Landesregierung und den 
drei großen Mobilfunknetzbetreibern (Telekom, O2, 
Vodafone) geschlossen, der neben 50 Millionen Euro 
Fördermitteln seitens der Landesregierung für die Er-
richtung von neuen Mobilfunkstandorten auch schnel-
lere Genehmigungsverfahren, zusätzliche Investitionen 
der Betreiber und einen investitionsfördernden Regu-
lierungsrahmen vorsieht. Ein grundsätzlicher Paradig-
menwandel bei der mittlerweile elementaren Versor-
gung mit mobilem Internet wird allerdings abgelehnt: 
«Auch im Mobilfunk hat der marktgetriebene Ausbau 
durch die Mobilfunknetzbetreiber stets Vorrang. Hes-
sen legt großen Wert auf eine diskriminierungsfreie und 
wettbewerbskonforme Aktivierung der Marktkräfte.» 
(Hessische Landesregierung 2018) Der Zehn-Punkte-
Plan sah vor, in einem Zeitraum von zwei bis drei Jahren 
mithilfe der staatlichen Fördermittel 800 neue Mobil-
funkstandorte zu errichten und 4.000 Standorte um-
fassend zu modernisieren. Die Bilanz nach einem Jahr 
war ernüchternd: Zwar wurden innerhalb eines Jahres 
1.306 Standorte modernisiert, allerdings mit 81 Masten 
lediglich zehn Prozent der angestrebten 800 Neubau-
ten realisiert (Hessische Ministerin für Digitale Strategie 
und Entwicklung 2019). Selbst mit öffentlichen Mitteln 
können offenbar kaum «Marktkräfte» für die Erschlie-
ßung der «weißen Flecken» auf der Landkarte aktiviert 
werden. Der Zugang zu Mobilfunknetzen scheitert dort, 
wo sich für private Betreiber das Geschäft nicht rentiert. 
Dies ist vor allem in ländlichen Räumen mit einer niedri-
gen Nachfrage der Fall.

Ganz ähnliche strukturelle Gründe hat die ungleich-
wertige Versorgung mit netzgebundenem Breitband. 
Auch hier setzt man auf eine marktförmig organisierte 
Infrastruktur, die sich für die Betreiber rechnen muss. 
Die Leidtragenden eines solchen Ansatzes sind erneut 
die Bewohner*innen ländlicher Regionen, weil hier die 
Erschließung und der Betrieb von Breitbandnetzen 
nicht lukrativ erscheinen. Entsprechend sieht die «Gi-
gabitstrategie» der hessischen Landesregierung vor, 
«dort moderierend, koordinierend und ggf. fördernd 
einzugreifen, wo auch perspektivisch keine dauerhaf-
te Breitbandversorgung entstehen wird. Die öffentli-
che Förderung ergänzt somit den weitgehend markt-
getriebenen Ausbau.» (Hessisches Ministerium für 
Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landesentwicklung 

2018: 7) Der Ausbau mit öffentlichen Fördermitteln von 
Bund, Ländern und Kommunen kommt in unterver-
sorgten ländlichen Regionen Hessens also immer erst 
dann in Betracht, wenn ein Marktversagen nachgewie-
sen wird, das heißt, private Telekommunikationsunter-
nehmen auf absehbare Zeit nicht investieren wollen. 
Kritisch an einer solchen von der EU-Wettbewerbspoli-
tik forcierten Herangehensweise ist vor allem, dass der 
rentable Teil der digitalen Daseinsvorsorge privatisiert 
wird, während die öffentliche Hand als eine Art Lü-
ckenbüßer in den Räumen einspringen muss, in denen 
Aufwand und Kosten höher sind als die zu erwartenden 
Einnahmen.

Nichtsdestotrotz kann die komplette Verlagerung der 
Aufgabe der Breitbandversorgung in die Zuständigkeit 
der Kommunen eine angemessene politische Reaktion 
auf «Marktversagen» sein. Dies lässt sich am Beispiel 
der Breitband Nordhessen GmbH illustrieren, die 2014 
von den fünf nordhessischen Landkreisen Hersfeld-Ro-
tenburg, Kassel, Schwalm-Eder, Waldeck-Frankenberg 
und Werra-Meißner gegründet worden und Eigentü-
merin der gesamten passiven Breitbandinfrastruktur 
(Leerrohre, Glasfaser, Verteilerkästen etc.) ist. Mithilfe 
von Mitteln aus dem «Europäischen Landwirtschafts-
fonds für die Entwicklung des ländlichen Raums», die 
über das Land Hessen vergeben werden, ist seitdem 
ein regionales, über 2.000 Kilometer langes Glasfa-
sernetz entstanden. Der Vertrieb des Netzes und da-
mit die Versorgung der Endkund*innen mit Breitband-
geschwindigkeiten von mindestens 30 Mbit/s erfolgt 
über die Netcom Kassel, ebenfalls ein Unternehmen 
in kommunaler Trägerschaft. Nun sind rund 160.000 
Haushalte und 17.000 Unternehmen in den teils sehr 
ländlichen Kreisen Nordhessens an Breitband ange-
schlossen, was sehr zu begrüßen ist. Allerdings be-
zahlen die Netcom-Kund*innen auch höhere Preise als 
Internetnutzer*innen in städtischen Räumen. Zugleich 
ist absehbar, dass die derzeit verfügbaren Übertra-
gungsraten von bis zu 50 Mbit/s (mit Vectoring bis zu 
100 Mbit/s) für die Zukunft nicht ausreichen werden. In 
den Ballungsräumen sind die Übertragungsgeschwin-
digkeiten jetzt schon deutlich höher (Breitband Nord-
hessen 2020). Auch wenn es im Norden des Bundes-
landes inzwischen eine akzeptable Grundversorgung 
gibt, zeichnet sich nicht ab, dass die räumlichen Dispa-
ritäten in Bezug auf die Ausstattung mit digitalen Infra-
strukturen in Hessen bald verschwinden werden. Das 
gefährdet weiterhin die sozioökonomische Entwick-
lung ländlicher Räume. Die Grenzen des marktgetrie-
benen Ausbaus von Infrastrukturen werden damit auch 
innerhalb des aktivierenden, chancenzentrierten Wirt-
schaftsbilds der hessischen Landesregierung sichtbar. 
Ein wirkliches Umdenken ist noch nicht erkennbar. 

3.5 EINORDNUNG DER HESSISCHEN 
STRUKTUR- UND REGIONALPOLITIK
Diese schlaglichtartige Kritik von ausgewählten Berei-
chen der hessischen Struktur- und Regionalpolitik ver-
deutlicht, dass einerseits die Thematik des ländlichen 
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Raums in der aktuellen Regierung an Bedeutung ge-
wonnen hat. Die Schaffung einer zentralen Koordina-
tionsstelle in der Landesregierung, zunächst ab 2018 
als Stabsstelle in der hessischen Staatskanzlei unter 
dem Slogan «LAND HAT ZUKUNFT – Heimat Hessen», 
sowie die Ausarbeitung eines Aktionsplans für ländli-
che Räume verdeutlichen diese erhöhte Aufmerksam-
keit. Es werden zahlreiche Probleme – wegbrechende 
Gesundheitsversorgung, fehlende zeitgemäße digita-
le Infrastruktur, überschuldete kommunale Haushal-
te, Wohnraumknappheit, mangelhafter Anschluss an 
den ÖPNV usw. – erkannt. Andererseits bewegen sich 
die Lösungsansätze weiterhin innerhalb der aktivieren-
den, chancenzentrierten ökonomischen Vorstellungs-
welt. Obwohl die öffentlichen Haushalte aufgrund der 
guten Konjunktur und Niedrigzinsen zuletzt enorme 
Spielräume gewonnen hatten, rückte die Landesregie-
rung kaum von ihrer Sparpolitik ab und wendet für die 
kommunalen Investitionsprogramme nur wenig eige-
ne Landesmittel auf. Vielmehr setzt sie sehr stark auf 
medienwirksame Sonderprogramme wie die «Hes-
senkasse», «Starke Heimat Hessen» oder die beiden 
Kommunalinvestitionsprogramme (KIP). Der Eigenan-
teil der Regierung ist jedoch eng limitiert und der Um-
fang wird dem Investitionsstau der Kommunen nicht 
gerecht. Die projektorientierte Förderpolitik der Tau-
send Töpfe ist nicht nur in quantitativer Hinsicht unzu-
reichend, sondern belastet die Kommunen mit zusätz-
licher Bürokratie und Planungsunsicherheit. Etliche 
gehen leer aus, werden zu Wettbewerbsverlierern, wo-
durch sich die sozialräumlichen Spaltungen noch wei-
ter zuspitzen könnten. Zu begrüßen ist dagegen, dass 
der neue kommunale Finanzausgleich, 2016 in Reakti-
on auf das Alsfelder Urteil eingeführt, nun verstärkt bei 
den Bedarfen der Kommunen und Landkreise ansetzt. 
Ebenso positiv zu bewerten ist aus umverteilungspoli-
tischer Sicht die Solidarabgabe reicher Kommunen zur 
Verringerung von Finanzkraftunterschieden. Positiv ist 
auch, dass die Landesregierung besondere Bedarfe für 
den ländlichen Raum sowie von Kommunen, die un-
ter Bevölkerungsrückgang leiden, nun endlich aner-
kennt, wobei angesichts des Umfangs der räumlichen 
Disparitäten in Hessen die Sonderbedarfe zu niedrig 
eingeschätzt werden. Hochgradig problematisch ist, 
dass die vom Land zur Verfügung gestellte Finanzaus-
gleichsmasse, die 2011 um 360 Millionen Euro ge-
kürzt wurde, viel zu klein ausfällt. Dabei orientiert sich 
die Landesregierung an einer «kargen und sicher nach 
kommunaler Überzeugung nicht auskömmlichen Min-
destausstattung» (Hessischer Städtetag 2019). 

Mit der Förderung von Freiwilligenarbeit auf dem 
Land über Projektwettbewerbe wie etwa «Starkes 
Dorf» kann dieser Umstand jedoch nur schlecht ka-
schiert werden. Viele Menschen auf dem Land stellen 

sich – wie ein von uns interviewter Aktiver vom Alsfel-
der Freiwilligenzentrum – angesichts der zunehmen-
den Betonung der Bedeutung zivilgesellschaftlichen 
Engagements für die ländliche Entwicklung von staatli-
cher Seite längst die Frage: «Macht man nicht das, was 
eigentlich öffentlicher Auftrag wäre?»

Ein weiterer wichtiger Schritt zur Stärkung benach-
teiligter ländlicher Regionen ist die Verlagerung von 
behördlichen Arbeitsplätzen in ländliche Räume im 
Rahmen von Strukturreformen, was weitere positive 
Effekte wie zum Beispiel Bevölkerungszuzug, Kauf-
kraftsteigerung und eine Stärkung der lokalen Wirt-
schaftskraft verspricht. Inwieweit die diesbezüglich in 
Hessen ergriffenen Maßnahmen (Verlagerung von 950 
Stellen der Finanzverwaltung) ausreichen werden, um 
dieses Versprechen zu erfüllen, muss sich jedoch erst 
noch erweisen.

Es bleibt zu befürchten, dass die weiter anhaltende 
Sparpolitik unter dem Narrativ der Generationenge-
rechtigkeit sowie die Politik der Wettbewerbsfähigkeit 
im Sinne der aktivierenden, chancenzentrierten ökono-
mischen Vorstellungswelt räumliche und soziale Spal-
tungen weiter vertiefen werden.

Abschließend lässt sich die hessische Politik in Be-
zug auf ländliche Räume folgendermaßen kritisch zu-
sammenfassen:
–	� Ländliche Räume und ihre spezifischen Probleme 

haben in der hessischen Landespolitik einen Bedeu-
tungszuwachs erfahren. Dies umfasst auch die kom-
munale Finanzsituation mitsamt der Verschuldungs-
problematik.

–	� Allerdings erfolgt diese Neubewertung der Politik für 
ländliche Räume auf der Grundlage einer hegemo-
nialen aktivierenden, chancenzentrierten ökonomi-
schen Vorstellungswelt (Kapitel 3.3.1). Diese wird 
derzeit von zwei Seiten herausgefordert: erstens von 
«rechts», insbesondere durch die AfD, die eine auf 
Austerität und Wettbewerb setzende ökonomische 
Vorstellungswelt vertritt, und zweitens von «links» 
und etlichen Kommunalvertreter*innen aus länd-
lichen Räumen, die für eine keynesianische Wirt-
schaftspolitik und einen starken Sozialstaat eintre-
ten.

–	� Trotz der erhöhten Aufmerksamkeit für ländliche 
Räume und ihre spezifische Situation bleibt die Fi-
nanzausstattung der Kommunen in ländlichen Re-
gionen Hessens quantitativ unzureichend. Unterfi-
nanzierung, Verschuldung und Investitionsstau sind 
weiterhin zentrale Probleme, die mit einer projekt-
orientierten Förderpolitik und Sonderprogrammen 
nicht zu beheben sind. Zudem droht eine solche För-
derpolitik die Konkurrenz unter den Kommunen so-
wie bereits vorhandene sozialräumliche Spaltungen 
noch weiter zu verschärfen.
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4 «PROGRESSIVER RURALISMUS»: 
ELEMENTE EINES KOMPASSES FÜR SOZIALÖKOLOGISCHE 
TRANSFORMATIONEN LÄNDLICHER RÄUME

In Anlehnung an das «Manifesto for Progressi-
ve Ruralism in an Urbanizing World», das kritische 
Planer*innen in den USA entworfen haben (vgl. Mar-
cuse 2010; Pezzoli u. a. 2011), möchten wir abschlie-
ßend einige Überlegungen für einen «progressiven 
Ruralismus» vorstellen. Dieser kann als ein «Rahmen 
zur Förderung der Nachhaltigkeit» verstanden wer-
den, «der Herausforderungen von ländlichen und 
städtischen Räumen zusammen adressiert und in Be-
zug auf das Land eine Ethik vertritt, die Gemeinschaft, 
Vielfalt und Gerechtigkeit wertschätzt» (ebd.: 16; eige-
ne Übersetzung). Für die Entwicklung einer progressi-
ven Politik für ländliche Räume in Hessen sind Utopien 
vonnöten, die breite Bündnisse und konkrete Projek-
te befördern. Für die grundlegende Ausrichtung ei-
nes progressiven Ruralismus möchten wir einige erste 
Vorschläge machen. In seinem Buch «Reale Utopien» 
benutzt der Soziologe Erik Olin Wright (2017) für die 
Bestimmung sozial gerechter Politik die Metapher des 
Kompasses, die er jener der Straßenkarte entgegen-
setzt. Während Letztere den genauen Weg angibt, 
zeigt der Kompass nur die Richtung an. Das mag un-
genauer sein, ist aber sowohl für die Orientierung an 
den zahlreichen Kreuzungen und Weggabelungen 
hilfreich als auch notwendig, um angesichts verwir-
render Wegeführungen nicht von der Route abzukom-
men.

Für einen «progressiven Ruralismus» sind zwei Ele-
mente zentral: Finanzierung und Demokratisierung. 
Diese beiden Elemente, das zeigt unsere Untersu-
chung in Hessen, stehen einerseits für grundlegende 
Probleme ländlicher Räume, auf die sich viele Defizi-
te zurückführen lassen. Andererseits bilden Finanzie-
rung und Demokratisierung die notwendigen Voraus-
setzungen für soziale Gerechtigkeit (und das heißt 
auch immer: räumliche Gerechtigkeit; vgl. Soja 2010). 
Die zahlreichen in Wissenschaft und Praxis formulier-
ten Ansätze für ländliche Entwicklung (vgl. etwa Aka-
demie für Raumforschung und Landesplanung 2008; 
Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung 
2012; Henkel 2018) sind letztlich immer von den bei-
den strukturellen Bedingungen Finanzierung und De-
mokratisierung abhängig. 

Das «Manifesto for Progressive Ruralism in an Ur-
banizing World» nutzt die von Peter Marcuse (2010: 
15 f.) vorgeschlagenen vier programmatischen Schrit-
te «Analyze, Expose, Propose, Politicize» (Analysieren, 
Aufdecken, Vorschlagen, Politisieren), die wir für unse-
re Bestimmung einer Politik für ländliche Räume auf-
greifen:
1. � Analyze: Zunächst gilt es, die Wurzeln des jeweili-

gen Problems herauszuarbeiten und deutlich zu 
machen, welche strukturellen Bedingungen, Inter-
essen und Akteure dafür verantwortlich sind. 

2. � Expose: Darauf aufbauend sind die Strukturen, Pro-
zesse und Akteurskonstellationen der beschriebe-
nen Probleme sichtbar zu machen.

3. � Propose: Auf der Grundlage von Analyze und Ex
pose ist eine progressive Vision zu entwickeln. Die-
se Vision muss an die aktuellen Bedingungen an-
schließen, über diese aber deutlich hinausgehen 
und breite Bündnisse ermöglichen. 

4. � Politicize: Schließlich müssen Machtfragen themati-
siert werden. Eine progressive Politik ist mit Konflik-
ten verbunden, da bestehende Machtverhältnisse 
infrage gestellt werden.

Unsere folgenden Überlegungen orientieren sich an 
diesen vier Schritten: In Kapitel 4.1 fassen wir die Aus-
gangsbedingungen für ländliche Räume zusammen, 
benennen die spezifischen Probleme des ländlichen 
Raums in Hessen und verweisen auf relevante Akteure 
(Analyze). Anschließend diskutieren wir in Kapitel 4.2 
die beiden entscheidenden Elemente des Kompasses 
auf dem Weg zur Herstellung gleichwertiger Lebens-
verhältnisse: Finanzierung und Demokratisierung. Für 
beide Elemente identifizieren wir zunächst jeweils die 
strukturellen Probleme ländlicher Entwicklung in Hes-
sen (Expose) und entwickeln Vorschläge für eine pro-
gressive Struktur- und Landpolitik (Propose). Abschlie-
ßend gehen wir in Kapitel 4.3 kurz auf den Aspekt der 
Politisierung und mögliche Bündnisse ein, die einen 
«progressiven Ruralismus» in Hessen vertreten könn-
ten (Politicize).

4.1 ANALYZE: AUSGANGSBEDINGUNGEN 
LÄNDLICHER RÄUME
In diesem ersten Schritt fassen wir einige Probleme 
ländlicher Räume in Hessen zusammen, die in den vor-
herigen Kapiteln deutlich wurden. Dies beinhaltet auch 
die Frage nach den Akteuren und strukturellen Bedin-
gungen, die für diese Problemlagen verantwortlich 
sind. Damit werden die Ausgangsbedingungen länd-
licher Räume bestimmt, die die Rahmenbedingungen 
auf dem Land für einen «progressiven Ruralismus» bil-
den.

Die Auswertung der Studien und Daten zur sozioöko-
nomischen Entwicklung in Hessen zeigt, dass die länd-
lich geprägten Regionen in Mittel- und Nordhessen 
sowie im Odenwald bei fast allen Kriterien gegenüber 
den städtischen Agglomerationen in Hessen abfallen. 
Dies betrifft die Kaufkraft, den Bestand an Arbeitsplät-
zen, Steuereinnahmen, das Angebot im öffentlichen 
Nahverkehr, weitere Infrastrukturen bis hin zu Verwal-
tungen und Kulturangeboten. Die Karten in Kapitel 2.3 
illustrieren die deutliche Ausprägung der ungleichen 
Verteilung. Hintergrund dieser Disparitäten ist ein sich 
verschärfender Wettbewerb von Regionen um Inves-
titionen, Arbeitsplätze, Einwohner*innen etc. Aus die-
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sem Wettbewerb gehen ländliche Regionen in Hessen 
häufig als Verlierer hervor. Diese Tendenz ist kapitalis-
tischen Ökonomien inhärent, sie bringen zwangsläufig 
räumlich ungleiche Entwicklung hervor (Harvey 2007), 
in denen in zirkulär-kumulativen Prozessen (Myrdal 
1974) die Zentren gestärkt und die Peripherien weiter 
geschwächt werden. Staatliche Eingriffe können die-
se Polarisierung eindämmen, wurden mit der Neoli-
beralisierung der Raumordnungspolitik aber seit drei 
Jahrzehnten immer weiter zurückgefahren. Seitdem 
nehmen die Gegensätze sowohl zwischen städtischen 
und ländlichen Räumen als auch innerhalb ländlicher 
Räume weiter zu. So lassen sich dort auf kleinräum-
licher Ebene auch «Gewinner- und Verliererregionen» 
feststellen.

Ländliche Räume sind grundsätzlich durch eine nied-
rigere Siedlungs- und Bevölkerungsdichte als städti-
sche Agglomerationen gekennzeichnet. Dies bewirkt 
höhere Kosten für die Bereitstellung von Infrastruktu-
ren, deren Fixkosten sich auf wenige und dispers ver-
teilte Bewohner*innen verteilen. Zugleich erfordert die 
geringe Siedlungsdichte spezifische Herangehenswei-
sen an Infrastrukturen wie etwa den öffentlichen Per-
sonenverkehr mit zum Beispiel Bedarfslinienverkeh-
ren, Ridesharing, Fahrdiensten und dergleichen (vgl. 
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur 2016a; Herget 2020) oder Kliniken, die aufgrund 
der im Vergleich zur Großstadt niedrigeren Nutzerzah-
len eine breite Ausstattung für weniger Patient*innen 
vorhalten müssen. Es sind jedoch genau diese Infra-
strukturen der Daseinsvorsorge, die gleichwertige Le-
bensverhältnisse ermöglichen (Laak van 2017: 6). Ein 
«progressiver Ruralismus» richtet sich damit gegen die 
Schließung, Ausdünnung und Privatisierung dieser In-
frastrukturen.

Ländliche Räume haben jeweils eigene soziale, his-
torische und kulturelle Besonderheiten, die jedoch 
stets sozioökonomisch vermittelt sind – «das Dorf» 
existiert immer in spezifischen Ausprägungen. Den-
noch gibt es wiederkehrende Phänomene und Zusam-
menhänge: Periphere Dörfer unterscheiden sich von 
denen im Umland von Städten, strukturschwache Dör-
fer sind anders als wirtschaftlich prosperierende. Auch 
für die Kommunalpolitik in ländlichen Räumen zeigen 
sich strukturelle Besonderheiten. So sind dort breite-
re Koalitionen über die Grenzen von Parteien, die teils 
in Dörfern gar keine Ortsverbände stellen, und politi-
sche Fraktionen hinweg festzustellen (Dünckmann 
2019; Schneider 1999). Oftmals werden Entscheidun-
gen im Konsens gefällt. Wie der Bürgermeister von 
Löhnberg im Interview erklärt, sei es in der Gemeinde 
üblich, dass «wichtige Beschlüsse alle einstimmig ge-
fasst werden». Dies liegt auch daran, dass es in länd-
lichen Kommunen weniger politische Akteure und ei-
ne geringere politische Ausdifferenzierung gibt, was 
eine themenübergreifende Verständigung begünstigt. 
Dieser Politikstil, der auf zahlreichen personellen Über-
schneidungen, persönlichen Kontakten und mitunter 
daraus entstehenden Abhängigkeiten beruht, kann da-

zu führen, dass marginalisierte Akteure keine Stimmen 
haben, weil ihnen der Zugang zu den Kreisen fehlt, in 
denen der lokale Konsens bestimmt wird (Jeggle/Ilien 
1978). So ist beispielsweise das politische Machtge-
füge in vielen ländlichen Räumen nach wie vor männ-
lich dominiert und sind weibliche Positionen entspre-
chend marginalisiert (siehe Kasten 3 und Oedl-Wieser/
Schmitt 2019).

Prägend für die Kommunalpolitik im ländlichen 
Raum sind darüber hinaus zwei «Außenbeziehungen»: 
zum einen die Beziehung zur «Stadt» mit ihren vielen 
Angeboten, Einrichtungen und Behörden und zum an-
deren die zur Landesregierung. Diese oftmals von ge-
gensätzlichen Positionen bestimmten Beziehungen 
bestärken die Tendenz, dass «Kommunen […] unter-
einander solidarisch» (Zitat vom Bürgermeister von 
Alsfeld) gegenüber den städtischen Zentren und dem 
Land sind. Immer wieder zeigt sich, dass die «kommu-
nale Familie» über Parteigrenzen hinweg gegen die 
Landesregierung zusammenhält. Diese kommunale 
Solidarität wird jedoch durch wettbewerbsfördernde 
Politiken und Ausgestaltungen kommunaler Steuern 
strukturell untergraben und erschwert.

Kennzeichnend für ländliche Kommunalpolitik ist des 
Weiteren ein sich verkleinernder Entscheidungsspiel-
raum: Aufgrund einer stetig steigenden Zahl von lan-
despolitischen Vorgaben und aufgrund einer struktu-
rellen Unterfinanzierung, die es notwendig macht, mit 
Restriktionen verknüpfte Fördermittel zu akquirieren, 
sind die Möglichkeiten für die politische Gestaltung der 
Belange vor Ort mittlerweile sehr eingeschränkt. Darin 
sieht der Bürgermeister von Löhnberg eine Strategie 
des Landes Hessen für die kleinen Kommunen: «Die 
Richtlinien werden so hoch gesetzt, dass Kommunen 
gezwungen sind, sich zusammenzuschließen.» Die 
hessische Landesregierung folge damit einer Einschät-
zung des Hessischen Rechnungshofs, wonach die Ver-

Kasten 3:  
Politik und Öffentlichkeit auf dem Land

In einem Essay aus den 1970er Jahren wird die 
spezifisch ländliche Situation, die sich, wie Dünck-
mann (2019) oder Richter (2019) betonen, an vie-
len Orten deutlich gewandelt hat, folgendermaßen 
skizziert: «Familie, Nachbarn, Vereine, Kirche ge-
hen eine Verschmelzung ein, die nur schwerlich 
schlicht als Öffentlichkeit zu bezeichnen ist. Ihre 
Mechanismen sind einfach so wirksam, alles geht 
scheinbar harmlos, aber folgenreich, die Sanktio-
nen sind so diffus wie schwer zu bewältigen. Es 
gibt nur noch abgeschwächt die unmittelbaren 
Abhängigkeiten, die diesen Mechanismen die 
Wirkung gaben, trotzdem ist man diesen Kontrol-
len ausgesetzt, funktionieren sie.» (Lecke/Pobel 
1978: 112)
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waltung von Kommunen unter 8.000 Einwohner*innen 
nicht wirtschaftlich sein kann und demnach Gemein-
defusionen anzustreben seien (vgl. auch Der Präsident 
des Hessischen Rechnungshofs 2019: 177 ff.).

4.2 KOMPASS FÜR EINEN «PROGRES-
SIVEN RURALISMUS»: FINANZIERUNG 
UND DEMOKRATISIERUNG
Für die beiden zentralen Elemente eines Kompasses 
für einen «progressiven Ruralismus», Finanzierung und 
Demokratisierung, fassen wir im Folgenden erneut 
die strukturellen Probleme ländlicher Räume in Hes-
sen zusammen (Expose) und skizzieren Visionen einer 
progressive(re)n Struktur- und Landpolitik (Propose).

4.2.1  Kompass I: Finanzierung als Voraussetzung 
für einen «progressiven Ruralismus»
Die Finanzausstattung von Kommunen ist ein entschei-
dender Faktor für die Bereitstellung und Ausgestaltung 
von Einrichtungen der Daseinsvorsorge sowie von In-
frastrukturen und freiwilligen Angeboten wie Kultur, 
Jugendzentren oder Sporteinrichtungen. Aber auch 
die Höhe kommunaler Gebühren und Steuern sowie 
die damit verbundenen Belastungen der Bürger*innen 
hängen von der kommunalen Finanzsituation ab. So 
können es sich finanzschwache Kommunen nicht leis-
ten, bestimmte Dienstleistungen, zum Beispiel Kinder-
betreuung, kostenlos oder kostengünstig anzubieten. 
Damit sind mittel- und unmittelbar alle Menschen, aber 
auch Unternehmen vor Ort von den jeweiligen Kom-
munalfinanzen betroffen. Wir sehen daher die kom-
munale Finanzausstattung als Voraussetzung für jeden 
«progressiven Ruralismus»: Ohne ausreichende Fi-
nanzmittel sind weder gute und gleichwertige Lebens-
verhältnisse noch eine demokratische Gesellschaft 
möglich. Um handlungsfähig zu sein, bedarf es einer 
fiskalischen Demokratie, in der kommunale Akteure 
ausreichend Mittel zur Verfügung haben, um zu gestal-
ten, zu investieren und mitunter auch schnell zu reagie-
ren (Streeck/Mertens 2010). Gleichwohl ist die Finanz-
ausstattung nur Voraussetzung, nicht aber Garantie 
dafür, dass die Mittel auch für die Daseinsvorsorge und 
damit zum Wohle vor allem der bedürftigen Teile der 
Bevölkerung genutzt werden (wie einige Städte und 
Gemeinden mit hohen Steuereinnahmen und gleich-
zeitigem Investitionsstau im Sozialbereich im urbanen 
Südhessen demonstrieren).

4.2.1.1  Expose: Mängel bei der kommunalen 
Finanzausstattung
Unsere Analysen und Experteninterviews haben ge-
zeigt, dass die gegenwärtige Finanzlage der Kommu-
nen in Hessen von folgenden Problemen geprägt ist:
–	� Die zu verteilende Finanzausgleichsmasse ist für ei-

ne ausreichende und verstetigte Finanzierung der 
kommunalen Aufgaben und Investitionen zu gering.

–	� Die Verschuldung der hessischen Kommunen ist we-
niger das Ergebnis von zu hohen Ausgaben als viel-
mehr von strukturell zu geringen Einnahmen.

–	� Die Abhängigkeit von Gewerbe- und Einkommens-
steuern ist zu hoch. Damit verbunden sind struktu-
relle Ungleichheiten zwischen den Kommunen und 
starke Schwankungen in den Einnahmen, die Pla-
nungen erschweren.

–	� Daraus resultiert eine Verschärfung von räumlichen 
Ungleichheiten, da prosperierende Kommunen 
mehr in Daseinsvorsorge und Infrastrukturen inves-
tieren können und so der Abstand zu Kommunen mit 
geringeren finanziellen Möglichkeiten wächst – ein 
sich selbst verstärkender Effekt zugunsten wohlha-
bender und zulasten ärmerer Kommunen.

–	� Die politische Förderung von Wettbewerbsfähig-
keit und damit von Konkurrenz statt Kooperation in 
der Landespolitik sowie Bedingungen für Konsoli-
dierungskommunen, die durch Sparzwänge sowie 
Steuer- und Gebührenerhöhungen gekennzeichnet 
sind, resultieren in einer generell deutlich zu schlech-
ten Finanzausstattung.

–	� Fördermittel, die die Unterfinanzierung ausgleichen 
können, sind durch eine starke Projektorientierung 
gekennzeichnet. Die Nachteile dieser Art der Finan-
zierung sind Unstetig- und Kurzfristigkeit, hoher bü-
rokratischer Aufwand und andere zum Teil hohe Vo-
raussetzungen. Es kann hier zu einer strukturellen 
Benachteiligung kleinerer Kommunen kommen, da 
diese häufig weniger Kompetenzen in der Fördermit-
telakquise ausbilden können.

–	� Insgesamt dominieren in der hessischen Landespo-
litik endogene Entwicklungsansätze mit dem Ziel der 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit unter den Regi-
onen. Dieser Ansatz hat zur Folge, dass sich unter 
den Kommunen Gewinner und Verlierer herausbil-
den.

Entgegen der dominanten Ideologie, nach der ausgegli-
chene öffentliche Haushalte zur Generationengerech-
tigkeit beitragen, ist zu betonen, dass Austerität soziale 
und räumliche Ungleichheiten verstärkt, notwendige In-
vestitionen verhindert und politische Gestaltungsspiel-
räume immer weiter einschränkt (Haffert 2016). Eine 
solche Politik des Sparens geht zulasten heutiger und 
zukünftiger Generationen. Sparpolitiken wirken sich 
auf die Lebensverhältnisse von einkommensschwa-
chen Haushalten besonders negativ aus. Öffentliche In-
vestitionen in Gesundheit, klimaneutrale Mobilität und 
Energieversorgung, nachhaltige Infrastrukturen sowie 
Bildung und Soziales sind angesichts des Investitions-
rückstandes sinnvoll, sozial, notwendig und tatsächlich 
generationengerecht. Diese sind über höhere Steuern 
auf Gewinne, Vermögen und Erbschaften zu finanzieren 
oder, solange das nicht durchgesetzt ist, über (derzeit 
noch günstige) Kredite. Die Verschuldung aufgrund lau-
fender Ausgaben für kommunale Aufgaben ist dagegen 
problematisch, jedoch (zumeist) das Ergebnis unzurei-
chender kommunaler Finanzausstattung.

4.2.1.2  Propose: Wege aus der Unterfinanzierung
Ein «progressiver Ruralismus» begreift Kommunal-
finanzen als wesentlich für die Ermöglichung sozial 
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gerechter Politik. Entsprechend soll hier im Sinne des 
Kompassvorbildes vorgeschlagen werden, in welche 
Richtung sich die Kommunalfinanzierung entwickeln 
muss, um gute und gleichwertige Lebensverhältnis-
se zu ermöglichen. Die hier aufgezeigten Orientierun-
gen, Ansätze und Maßnahmen sind nicht utopischer 
Natur. Sie lassen sich mit breiten Bündnissen auf un-
terschiedlichen räumlichen Ebenen verfolgen und kon-
kretisieren.

Subsidiarität sollte als Prinzip – Teilung der Aufga-
benentscheidung und -wahrnehmung auf Ebenen so 
niedrig wie möglich und so hoch wie nötig – gestärkt 
werden, ohne dabei jedoch neoliberal geprägten en-
dogenen Entwicklungsmodellen mit der Produktion 
von Gewinner und Verlierer auf das Wort zu reden. 
Die Kommunen benötigen eine finanzielle Ermäch-
tigung, damit sie eigenständig gestalten und wirken 
können.

Daher gilt es, den kommunalen Finanzausgleich 
auszubauen und stärker mit Landesmitteln zu unter-
füttern: Ein aufgestockter kommunaler Finanzaus-
gleich durch das Land zielt im Unterschied zu einer 
prekären Projektförderung einzelner Kommunen auf 
eine solidarische, transparente, planbare und verläss-
liche Finanzausstattung aller Kommunen ab. Die starke 
Abhängigkeit der Kommunen von Steuern, die wie Ge-
werbe- und Einkommensteuer eng mit ökonomischem 
Erfolg verknüpft sind, kann dadurch reduziert werden. 
Für die Finanzierung eines deutlich erhöhten Finanz-
ausgleichs kann verstärkt auf hohe Lohneinkommen, 
aber auch besonders auf Kapitaleinkünfte, Gewinne, 
Erbschaften und Vermögen zurückgriffen werden. Im 
Gespräch mit dem Sprecher der AG «Ländliche Räu-
me» im Bundesverband Mobile Beratung zeigte sich, 
dass ein Ausstieg «aus der kurzfristigen Förderlogik» 
mit überbordender Bürokratie und vermeidbaren Kos-
ten für Förderlotsen, Fördermittelakquise, -abruf und 
-dokumentation aufseiten des Landes, der WIBank 
und der Kommunen dringend geboten ist. 

Gegen die Konkurrenz zwischen Kommunen sind 
Strukturen für mehr Solidarität unter und für mehr Ko-
operation zwischen den Kommunen zu stärken. Ge-
genwärtige Entwicklungsmodelle auf kommunaler 
Ebene gehen zumeist zulasten von anderen Kommu-
nen, indem um Gewerbeansiedlungen, Tourismus-
ströme oder Neubürger*innen konkurriert wird (sie-
he Kasten 4). Beispielsweise könnte die zunehmende 
Konkurrenz um Gewerbeansiedlungen und die damit 
einhergehende Ausweisung von immer mehr Gewer-
beflächen durch eine Verpflichtung oder zumindest ei-
ne Förderung interkommunaler Gewerbegebiete, die 
gemeinsam von mehreren Kommunen mit entspre-
chender Aufteilung der Gewerbesteuereinnahmen be-
trieben werden, etwas abgemildert werden.

Es sind insbesondere die sozial benachteiligten 
Gruppen, die auf eine gute Daseinsvorsorge und so-
ziale Infrastrukturen angewiesen sind (vgl. Hirsch u. a. 
2013). Umgekehrt können gerade diese Gruppen ei-
ne durch schlechte Finanzausstattung bedingte man-
gelhafte Versorgung mit öffentlicher Daseinsvorsor-
ge und/oder hohen Gebühren und Beiträgen für Kitas, 
Vereine, Bibliotheken etc. nur schlecht kompensieren. 
Damit die Kommunen eine umfassende soziale Infra-
struktur (wozu auch der soziale Wohnungsbau zählt) 
bereitstellen können, benötigen sie ausreichende fi-
nanzielle Mittel. Dies ist für soziale Gerechtigkeit uner-
lässlich. Eine mangelhafte Finanzausstattung und ent-
sprechend schlechte öffentliche Infrastrukturen wirken 
dagegen – vor allem im Bildungs- und Jugendbereich – 
als Verstärker von Armutstendenzen und Ungerechtig-
keiten (Engartner 2020). Um dem entgegenzuwirken, 
reicht jedoch Geld allein nicht aus. Politischer Wille und 
progressive Koalitionen auf lokaler Ebene müssen dar-
über hinaus sicherstellen, dass die Mittel auch tatsäch-
lich vor allem marginalisierten Gruppen sowie breiten 
Bevölkerungsschichten zugutekommen.

Öffentliche Ausgaben und Investitionen stärken 
die lokale Ökonomie (siehe Kasten 5). Öffentliche Da-
seinsvorsorge und Infrastrukturen stellen Grundpfei-
ler der «Ökonomie des Alltagslebens» (Foundational 
Economy Collective 2019) dar und tragen zu sicheren 
Arbeitsplätzen, Kaufkraft, Nachfrage und guten Le-
bensverhältnissen bei (Zademach/Dudek 2020). Die 
Stärkung der Personalausstattung der Kommunen so-
wie von öffentlichen Einrichtungen der Daseinsvorsor-
ge (Kliniken, Pflege, Bauhöfe, Kitas, Schulen etc.) ist 
demnach eine wesentliche Bedingung für den Erhalt 
bzw. die Schaffung von Arbeitsplätzen vor Ort.

Kasten 4: «Modell Löhnberg»

Im Gespräch erklärte der Bürgermeister des mit-
telhessischen Löhnberg (Landkreis Limburg-
Weilburg), dass sich seine Gemeinde auch des-
halb eine sehr attraktive Daseinsvorsorge und 
Infrastruktur leisten könne, da über Zuwachs an 
Einwohner*innen steigende Schlüsselzuweisun-
gen und Einkommenssteuern generiert würden, 
während hingegen die Gewerbesteuer für Löhn-
berg kaum eine Rolle spiele. Dieses «Modell Löhn-
berg» funktioniert jedoch nicht überall und nur 
auf Kosten der Nachbarkommunen: «Wir wildern 
in der Nachbarschaft», so der Bürgermeister zum 
Zuzug auch aus umliegenden Gemeinden – aller-
dings aufgrund einer sehr guten Infrastruktur in 
Löhnberg und umfangreichen Investitionen.
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4.2.2  Kompass II: Demokratisierung als Voraus-
setzung für einen «progressiven Ruralismus»
Neben der kommunalen Finanzausstattung, die für 
soziale Infrastrukturen unerlässlich ist, identifizieren 
wir Demokratisierung als zweites Element eines «pro-
gressiven Ruralismus». Aber auch Demokratie hängt 
ganz wesentlich von den Finanzen ab: Denn ohne Geld 
bleiben die meisten demokratischen Bürgerbeteili-
gungsverfahren nur «Schaulaufen» und werde ledig-
lich «Mangel diskutiert», so der Sprecher AG «Länd-
liche Räume» im Bundesverband Mobile Beratung. 
Wir bekräftigen damit die Notwendigkeit von Struk-
turen auch auf kommunaler Ebene, unter und mit de-
nen sich demokratische Kultur hin zu einer gerechte-
ren Gesellschaft entwickeln kann. Dies ist gegenwärtig 
angesichts der wachsenden Gefahr rechter, antidemo-
kratischer Strömungen umso wichtiger (Institut für De-
mokratie und Zivilgesellschaft 2019).

4.2.2.1  Expose: Entdemokratisierung 
ländlicher Räume
Die Situation in Hessen in Bezug auf demokratische 
Teilhabe und Partizipationsmöglichkeiten sowie zivil-
gesellschaftliches und ehrenamtliches Engagement in 
ländlichen Räumen lässt sich wie folgt charakterisieren:
–	� Die demokratische Kontrolle über kommunale Finan-

zen ist insgesamt unbefriedigend. Dies liegt vor al-
lem darin begründet, dass der finanzielle Handlungs-
spielraum für kommunalpolitische Akteure zu gering 
und vielfach von Austeritätszwängen strukturiert ist, 
sodass mittels demokratischer Verfahren nur über 
wenig entschieden werden kann.

–	� Durch die Gemeindegebietsreform der 1970er Jah-
re wurde im Dienst von Verwaltungsmodernisie-
rung und Kostenersparnis die Zahl der Kommunen 
deutlich verringert. Während es in Hessen 1966 
noch 2.693 selbstständige Gemeinden gab, wa-
ren es 1985 nur noch 427 (Henkel 1993: 271). Da-
mit gab bzw. gibt es auch deutlich weniger gewählte 
Vertreter*innen in Gemeindeparlamenten und weni-
ger Selbstbestimmung für Dörfer, die zu Ortsteilen 
wurden. Diese «von oben» durchgesetzte Entde-
mokratisierung (Henkel 2018) verstärkte die Ohn-
machtsgefühle angesichts fehlender fiskalischer 
Handlungsfähigkeit (siehe Kasten 6).

–	� Die zivilgesellschaftlichen Strukturen im ländlichen 
Raum sind von zwei Merkmalen gekennzeichnet: Ei-
nerseits kennt man sich mit dem Effekt, dass die per-
sönliche Hilfsbereitschaft und Bindung an Vereine, 
Projekte, Initiativen hoch ist. Dadurch kann demo-
kratisches Engagement erleichtert werden. Anderer-
seits sind ebenjene Strukturen des «Alle kennen sich» 
ein Grund für einen gering ausgeprägten Pluralismus: 
Wer abweicht vom Bestehenden oder antidemokrati-
sche Entwicklungen kritisiert, kann schnell als «Nest-
beschmutzer» gelten (Sprecher AG «Ländliche Räu-
me» im Bundesverband Mobile Beratung). 

–	� Es fehlen Räume für politische Diskussionen und 
soziale Interaktionen. Die Schließung von Kneipen, 
Cafés, Vereinsräumen, Lebensmittelläden und Dorf-
gemeinschaftshäusern sowie der Mangel an Ju-
gendclubs und kulturellen Einrichtungen haben dazu 
geführt, dass es nur wenige soziale Orte gibt, an de-
nen demokratische Streitkultur gelebt werden kann 
(vgl. Neu 2018 u. 2019).

–	� Das Gefühl, «niemand kümmert sich um einen», ist 
auf dem Land stark verbreitet. So spricht der Löhn-
berger Bürgermeister davon, dass der «ländliche 
Raum keine gute Lobby» habe: «Weder die WIBank 
kommt raus noch die anderen», führt er in Bezug auf 
Politiker*innen und Verwalter*innen von Fördermit-
teln aus, die zwar über die Zukunft der ländlichen 
Regionen entscheiden, aber eben dort nicht erschei-
nen, um mehr über die Probleme vor Ort zu erfahren. 

Kasten 5:  
Das Beispiel «Gemeindeschwestern»

Ausreichende Kommunalfinanzen ermöglichen 
Daseinsvorsorgeleistungen, die auf die Verhält-
nisse vor Ort zugeschnitten sind. So kann die 
Arbeit von «Gemeindeschwestern» eine sinn-
volle niedrigschwellige Ergänzung in der medizi-
nischen und psychosozialen Versorgung im ländli-
chen Raum darstellen. Im optimalen Fall kommen 
sie aus der Gegend, kennen ihre zumeist älteren 
Patient*innen und Klient*innen, unterstützen im 
Alltag und sorgen dafür, dass pflegebedürftige 
Menschen möglichst lange in ihrem gewohnten 
Umfeld bleiben können. Die hessische Landes-
regierung fördert die Anstellung von Gemeinde-
schwestern bei Kommunen oder Hausärzt*innen, 
allerdings – wie üblich – mit begrenzten und be-
fristeten Projektmitteln. Notwendig wäre stattdes-
sen, wie auch der Beauftragte für Zukunftsfragen 
im Landkreis Hersfeld-Rotenburg im Interview 
bekräftigt, die Verstetigung eines solchen Pro-
gramms als ein sinnvoller Beitrag zur Gesundheits-
versorgung und Seniorenunterstützung. Kommu-
nalfinanzen sollten entsprechend so ausgestaltet 
sein, dass eine Kommune selbstständig in diesem 
Bereich tätig werden kann.
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–	� Die vermehrte Aufmerksamkeit für ehrenamtliches 
Engagement (und seine meist nur symbolische 
Förderung) im ländlichen Raum Hessens vonsei-
ten der Landesregierung geht einher mit anhalten-
den Finanzproblemen der Kommunen und Inves-
titionsstau. Das Ehrenamt ersetzt in den ländlichen 
Räumen vielfach die staatlich garantierte Daseins-
vorsorge und wird als «Lückenbüßer» für den Ausfall 
öffentlicher Infrastrukturen genutzt. Projekte wie das 
Alsfelder Freiwilligenzentrum übernehmen öffentli-
che Aufgaben wie die Bewirtschaftung von Grünan-
lagen und das Aufstellen von Parkbänken. Die Wert-
schätzung seitens der Stadt geht aber kaum über 
die (erkämpfte) mietfreie Nutzung einer städtischen 
Räumlichkeit und das Verleihen von «Ehrenamtsna-
deln» hinaus.

4.2.2.2  Propose: Demokratisierung des Landes
Ein «progressiver Ruralismus» muss demokratische 
Strukturen stärken, die für ein solidarisches Mitein-
ander essenziell sind. Eine solche Demokratisierung 
hat verschiedene Aspekte, von denen einige für länd-
liche Räume spezifisch sind. Grundlage sind und blei-
ben auch hier ausreichende finanzielle Ressourcen. 
Zugleich müssen die Finanzen einer demokratischen 
Kontrolle unterliegen. Während dies für Stadt und Land 
gleichermaßen gilt, steht die Kommunalpolitik in länd-
lichen Räumen vor der besonderen Herausforderung, 
dass hier mitunter persönliche Abhängigkeiten eine 
wichtige Rolle spielen können und deshalb bestimmte 
Positionen nicht artikuliert werden.

Der Entdemokratisierung durch Gemeindegebiets-
reformen gilt es, durch eine erneute Dezentralisie-
rung entgegenzuwirken. Auf diese Weise werden 
politische Entscheidungen wieder auf die Ebene ver-
lagert, die von diesen am stärksten betroffen ist, und 

die Bewohner*innen erneut in die Lage versetzt, bei 
wichtigen Entscheidungen im Dorf mitzubestimmen 
(siehe Kasten 9). In der internationalen kritischen Land-
forschung wurde für solche Forderungen nach einer 
Teilhabe und Mitbestimmung der Bewohner*innen 
ländlicher Räume der Begriff «Recht auf das Dorf» (Bar-
raclough 2013) geprägt, der auch für ländliche Räu-
me in Deutschland nutzbar gemacht werden könnte 
(Maschke u. a. 2020).

Das Problem der mangelnden Repräsentation länd-
licher Räume auf Landes- und Bundesebene könnte, 
so ein Vorschlag unserer Gesprächspartner in Als-
feld (ihrerseits Mandatsträger), durch die Einführung 
einer Quote für Kommunalpolitiker*innen aus den 
ländlichen Räumen in den jeweiligen (Partei-)Gre-
mien behoben werden. In Dörfern und Kleinstädten 
braucht es zudem mehr soziale Orte der Begegnung 
und Kommunikation (Arndt u. a. 2020): «Diese müs-
sen als Zentren wirken; also Orte des Zusammenle-
bens der Verschiedenen sein. Angesichts der zuneh-
menden Pluralisierung müssen diese Orte von den 
unterschiedlichen Menschen angenommen wer-
den.» (Kaiser 2015: 68) Solche Orte sind mehr als 
Dorfgemeinschaftshäuser, Dorfläden, Kneipen oder 
Dorfplätze. «Es gibt ein Bedürfnis nach politischer 
Diskussion und Aufklärung», so ein Mitglied vom Ro-
sa-Luxemburg-Club Vogelsberg. Soziale Orte benö-
tigen auch Kompetenzen und Selbstwirksamkeit, an 
denen sich vernetzt, gemeinsamen Aktivitäten nach-
gegangen und das nahe Umfeld gestaltet werden 
kann. Die Prozesse, in denen die Herausbildung sozi-
aler Orte angestoßen wird, müssen verstetigt werden 
und sich zugleich an neue Entwicklungen anpassen 
können. Der Erhalt und die Belebung der in Hessen 
(noch) verbreiteten Dorfgemeinschaftshäuser sind 
daher naheliegende Schritte, um Begegnung und Ver-
netzung weiterhin zu ermöglichen. Mit diesen Orten 
könnte auch politische Bildung in ländlichen Räumen 
gefördert werden. 

Kasten 6:  
Aushöhlung des Subsidaritätsprinzips

In einem Interview kritisiert der Dorfforscher Ger-
hard Henkel (2019: 95 f.): «Das Subsidiaritätsprin-
zip im Staatsaufbau ist bereits weitgehend aus-
gehöhlt, und dieser Trend setzt sich weiter fort. 
Dörfer und Kommunen leiden in mehrfacher Hin-
sicht unter der Fernsteuerung und Gängelung 
durch zentrale Institutionen in Politik und Gesell-
schaft, die der ‹Provinz› nicht selten in einer Mi-
schung aus Ignoranz und Arroganz gegenüber-
stehen. […] In der ländlichen Kommunalpolitik 
dominiert das Gefühl der Geringschätzung und 
Bevormundung durch die hohe Politik. Und tat-
sächlich beschneiden ja die rechtlichen, planeri-
schen und finanziellen Reglementierungen der 
Landes- und Bundespolitik immer massiver das 
Selbstverwaltungsrecht der Gemeinden.»

Kasten 7: Empfehlungen aus Brandenburg

Die Enquete-Kommission zur Zukunft der ländli-
chen Räume des Brandenburger Landtags emp-
fiehlt als Reaktion auf die Probleme, die durch die 
dortige Gemeindegebietsreform entstanden sind: 
«Um den Handlungsspielraum und die demokra-
tischen Teilhabemöglichkeiten auf der Ebene der 
Dörfer bzw. Ortsteile wieder zu erhöhen, empfiehlt 
die Kommission Ortsteilbudgets, die Ausweitung 
der Rechte der Ortsbeiräte und Ortsvorsteher/in-
nen sowie ein aufschiebendes Vetorecht für Dör-
fer bzw. Ortsteile gegen Entscheidungen der Ge-
meindevertretungen und die Schaffung eines 
‹Parlaments der Dörfer›.» (Tautz 2019: 23 f.)
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Die Herausbildung sozialer Orte auf dem Land wird 
häufig aus der Zivilgesellschaft heraus angestoßen, 
wobei «Zugezogene» mitunter eine wichtige Rolle 

spielen. Entscheidend für den dauerhaften Bestand 
dieser Orte ist dann aber das Engagement der kom-
munalen Verwaltung (Neu 2019). Hier und in anderen 
Bereichen ist grundsätzlich zu fragen, für welche von 
Ehrenamtlichen in aufreibender Gratisarbeit für die Ge-
meinde erbrachten Leistungen nicht eigentlich dauer-
hafte und öffentlich (ko-)finanzierte Stellen geschaffen 
werden sollen. 

Eine Form, in der Solidarität praktisch organisiert 
werden kann, sind genossenschaftliche Modelle. Die-
se sind zu stärken, ohne damit in die «Lückenbüßer-
Falle» zu tappen und eigentlich staatliche Aufgaben 
und Verantwortlichkeiten zu übernehmen. Genossen-
schaften können sinnvoll sein, um nicht-profitorientiert 
zu wirtschaften und maximale Partizipation über sich 
beteiligende Genossen*innen zu erreichen. Genossen-
schaftlich organisierte Betriebe können etwa die Ener-
gieversorgung im Dorf übernehmen, einen Dorfladen 
oder ein Wirtshaus betreiben (siehe Kasten 9).

Kasten 8: Innenstadtbelebung

Um Menschen zusammenzubringen und zugleich 
verwaisende Innenstädte lebendig zu machen, 
verfolgt die Stadt Alsfeld die Strategie, dort Sitz-
gelegenheiten und Aufenthaltsmöglichkeiten zu 
schaffen, die so attraktiv sind, dass sie von ver-
schiedenen Bevölkerungsgruppen genutzt wer-
den. Dies wiederum lockt den Einzelhandel an, der 
sieht, dass Menschen und damit potenzielle Kauf-
kraft in der Innenstadt vorhanden sind. Dies dreht 
das übliche Vorgehen bei Innenstadt-Offensiven 
«erst die Geschäfte, dann die Leute» um. 

Kasten 9: Der Dorfladen Schönstadt eG

Dem mittelhessischen Dorf Schönstadt im Landkreis 
Marburg-Biedenkopf drohte 2018 mit der Schlie-
ßung des einzigen Lebensmittelladens das Ende der 
Nahversorgung. Es fand sich jedoch schnell ein Ar-
beitskreis zusammen, der sich das Ziel eines kom-
plett neuen Ladens setzte. Mangels Interesses pri-
vater Investoren und aufgrund bereits erfolgter guter 
Erfahrungen mit einem Nahwärmenetz in Genos-
senschaftshand entschied man sich erneut für ein 
Genossenschaftsmodell. Ab 2019 konnten Genos-
senschaftsanteile zu je 500 Euro gezeichnet werden 
mit dem Ziel eines Eigenkapitals von 150.000 Euro. 
Mittlerweile ist dieses mit 312 Anteilen von insge-
samt 243 Genoss*innen (bei rund 380 Haushalten in 
Schönstadt) erreicht. Neben dem Geld bedeute das 
auch ein «breites Mandat» seitens der Bürger*innen 
der Gemeinde, so die Initiator*innen. Aufgrund des 
Neubaus mit Grundstückserwerb sind hohe Inves-
titionen von rund 800.000 Euro für den Dorfladen 
notwendig. Weitere Finanzmittel stammen aus einer 
Projektförderung des Landkreises über 487.000 Eu-
ro und einem Kredit. Im Frühjahr 2020 erfolgte der 
erste Spatenstich, der Dorfladen soll noch im selben 
Jahr eröffnet werden.

Die Initiator*innen des Ladens verfolgen neben 
dem zentralen Ziel, die Grundversorgung mit Le-
bensmitteln (als Vollsortimenter) zu sichern, auch 
die Absicht, einen sozialen Ort zu schaffen. Ein an-
geschlossener Café-Betrieb soll vor allem die älte-
ren Bewohner*innen ansprechen, da eine solche 
Einrichtung für sie in Schönstadt mittlerweile fehlt. 
Dienstleistungsangebote wie Bargeldauszahlung 

(eine Bankfiliale gibt es nicht mehr), Postannahme-
stelle, Frischetheke und ein Lieferservice für immobi-
le Kund*innen sollen den Laden zu einem Ort für all-
tägliche Begegnungen und Besorgungen machen. 
Gegenüber dem Dorfladen befindet sich zudem das 
Schönstädter Dorfgemeinschaftshaus, was Synergi-
en ermöglichen soll. 

Das Genossenschaftsmodell mit einer breiten 
Streuung der Anteile soll für die notwendige Bin-
dung an den Dorfladen sorgen. Der Laden wird sich 
nur wirtschaftlich tragen, wenn dort auch größe-
re Einkäufe getätigt werden. Möglicherweise an-
fallende Überschüsse aus dem Betrieb sollen den 
Genoss*innen als Einkaufsgutschein ausgezahlt 
werden. Bis zur Eröffnung des Ladens arbeiten alle 
an dem Projekt Beteiligten ehrenamtlich. Für den lau-
fenden Betrieb ist geplant, eine/n Geschäftsführer*in 
und mehrere Angestellte zu beschäftigen.

Das Beispiel macht auch deutlich, dass positive 
Vorerfahrungen mit demokratischen Prozessen so-
wie genossenschaftlichen und/oder gemeinschaft-
lichen Modellen wichtige Voraussetzungen sind, 
dass neue Herausforderungen ebenfalls gemein-
schaftlich gemeistert und demokratische Struktu-
ren gestärkt werden. Zu einem sozialen Ort kann ein 
solcher genossenschaftlicher Dorfladen zudem erst 
dann werden, wenn er über die Funktion der Lebens-
mittelversorgung hinaus Raum für soziale Innovati-
onen und verschiedene Formen der Unterstützung, 
Partizipation und Teilhabe bietet, und das insbeson-
dere für Menschen, die weniger mobil sind (vgl. kri-
tisch hierzu Haunstein 2019).
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Den zahlreichen ehrenamtlich Engagierten auf dem 
Land gebührt neben einer materiellen Unterstützung 
auch mehr Anerkennung und Wertschätzung vonsei-
ten des Staates und der Gesellschaft. Was sie nicht 
brauchen, sind «Gängelung und Sonntagsreden», wie 
es einer unserer Gesprächspartner aus der Demokra-
tieförderung mit Blick auf die wichtigen Initiativen ge-
gen rechts formulierte. Ebenso wie er verweist auch 
die Schriftstellerin Manja Präkels in einem kurzen Text 
darauf, wie entscheidend es gerade in kleinen Kommu-
nen ist, dass die Politik proaktiv und mit gutem Beispiel 
vorangeht und Solidarität, Inklusivität und Problemlö-
sungskompetenz betont. Es verweisen die Erfahrun-
gen der vergangenen drei Jahrzehnte auf einen klaren 
Trend: «Wo auch immer breite Bündnisse zwischen 
Verwaltungen, zivilgesellschaftlichen Akteuren, Ein-
heimischen und Zugezogenen entstanden und in kon-
kreten Auseinandersetzungen gewachsen sind – sei es 
gegen rechtsradikale Konzertveranstalter oder für den 
Erhalt von Schulen, Geschäften, Kleinbetrieben und 
Kulturorten –, weicht die Friedhofsruhe leerer Dorfplät-
ze dem lebendigen Austausch über Ortsgrenzen und 
Zäune hinweg.» (Präkels 2019: 15)

4.3 POLITIZICE: «PROGRESSIVER 
RURALISMUS» ALS TEIL EINER SOZIAL-
ÖKOLOGISCHEN TRANSFORMATIONS-
PERSPEKTIVE
Als letzten und vierten Schritt hin zu einem «progres-
siven Ruralismus» schließt sich die Forderung nach 
der Politisierung an: Wie können die Problematiken der 
ländlichen Räume Hessens innerhalb der gegenwär-
tigen sozialen Kräfteverhältnisse politisiert und damit 
bestehende Machtverhältnisse herausgefordert wer-
den? In Kapitel 3.3 wurde als dominante ökonomische 
Vorstellungswelt die chancenzentrierte, aktivierende 
herausgearbeitet, die insbesondere von der schwarz-
grünen hessischen Landesregierung vertreten wird. 
Ein «progressiver Ruralismus» ist auf breite Bündnis-
se angewiesen, sollte aber nicht der Illusion anhängen, 
es wäre möglich, den keynesianischen Sozialstaat der 
1960er und 1970er Jahre zurückzufordern, um aus-
gleichende (Raum-)Politik voranzubringen. Die von 
der Partei DIE LINKE sowie den Gewerkschaften ver-
tretene keynesianische, sozialstaatsorientierte ökono-
mische Vorstellungswelt hinsichtlich der ländlichen 
Räume Hessens ist in vielen Punkten konsens- und ko-
alitionsfähig für kommunalpolitische Akteure und Inte-
ressen. Viele ihrer Kritikpunkte und Forderungen pas-
sen zu dem hier skizzierten Projekt eines «progressiven 
Ruralismus», der im Sinne einer sozialökologischen 
Transformation (Solty 2019) gleichwohl auch darüber 
hinausweisen sollte. Diese Transformation kann nur 
als ein radikaldemokratisches Vorhaben angegangen 
werden, das Konflikte über die Ziele einer sozialökolo-
gischen Transformation bewusst eingeht (siehe Kas-
ten 10).

Eine Politisierung ländlicher Entwicklung in Hessen 
könnte beispielsweise entlang der für die Struktur-, 
Regional- und Raumordnungspolitik bedeutenden 
Konzepte der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnis-
se, der Daseinsvorsorge und zentralen Orte erfolgen. 
Wie wir in Kapitel 2.1 gezeigt haben, sind dies grund-
sätzlich sinnvolle Instrumente. Jedoch sind sie bisher 
so unbestimmt, dass sich unterschiedliche struktur- 
und regionalpolitische Ausrichtungen mit ihnen legiti-
mieren lassen. In den vergangenen Jahrzehnten sind 
die Interpretation und politische Ausgestaltung dieser 
Konzepte im Rahmen der Neoliberalisierung der gesell-
schaftlichen Verhältnisse immer weiter in eine wettbe-
werbszentrierte Richtung verschoben worden. Dies 
zeigt sich nicht zuletzt in der aktivierenden und chan-
cenzentrierten Struktur- und Regionalpolitik Hessens. 
Es sollte ein Ziel eines «progressiven Ruralismus» in 
Hessen sein, dieser Politik etwas entgegenzusetzen 
und für eine stärker sozial ausgleichende Interpreta-
tion einzutreten. Auf diese Weise könnten wichtige 
Ansätze für die Entwicklung ländlicher Räume erneut 
politisiert und ihrer neoliberalen, vermeintlich durch 
Sachzwänge erzwungenen Ausgestaltung der Boden 
entzogen werden.

Während es inzwischen umfangreiche soziale 
Kämpfe und Diskussionen um ein gutes Leben in urba-
nen Räumen gibt – die sich häufig unter der Überschrift 
«Recht auf Stadt» (Lefebvre 2016 [1968]) versam-
meln –, sind Forderungen nach einem «Recht auf das 
Dorf» (Barraclough 2013) bislang nur selten zu verneh-

Kasten 10:  
Szenarien für «die Welt von morgen» 
zwischen Katastrophe und Hoffnung

Das Institut für Gesellschaftsanalyse der Rosa-Lu-
xemburg-Stiftung unterscheidet für die zukünftige 
globale Entwicklung fünf mögliche Szenarien: au-
toritärer Kapitalismus, unkoordinierter Zerfall des 
globalisierten Kapitalismus, grün-autoritärer Kapi-
talismus, «Globaler Green New Deal» und «Grüner 
Sozialismus». Die ersten drei Szenarien für «die 
Welt von morgen» gehen einher mit rechtem Au-
toritarismus, Nationalismus, Kriegen und unso-
zialen Politiken gegen die unteren Klassen (Solty 
2019: 40 ff.). Das progressivste Szenario, der «Grü-
ne Sozialismus», strebt dagegen «das Ziel einer 
sozial-ökologischen Transformation» mittels ei-
nes «Umbaus des Staates und einer permanenten 
Demokratisierung» an (ebd.: 45). Weil Mehrheiten 
dafür aktuell schwer zu organisieren sein dürften – 
insbesondere auf dem tendenziell konservativen 
Land –, liegen Bündnisse mit den sozialen Kräften 
nahe, die hinter dem vierten Szenario stehen, dem 
«Globalen Green New Deal».
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men. Eine ähnliche Politisierung der Auseinanderset-
zungen um ein gutes Leben, wie sie derzeit die urba-
nen Kämpfe prägt, wäre aber auch für ländliche Räume 
wünschenswert, um die Tür für einen «progressiven 
Ruralismus» weiter aufzustoßen. Ein so verstandener 
«progressiver Ruralismus» könnte an verschiedene 
Vorschläge für urbane Transformationen anschließen. 
Das Beispiel des Dorfladens in Schönstadt macht deut-
lich, dass Kürzungsrunden und neoliberale Restruk-
turierungen einerseits Löcher in die lokale Daseins-
vorsorge reißen. Andererseits können diese genutzt 
werden, um Formen der lokalen und solidarischen 
Selbstorganisation praktisch zu erproben und auszu-
bauen. Zugleich gilt es, dafür Sorge zu tragen, dass die-
se nicht als Rechtfertigung für einen weiteren Rückzug 
des Staates aus der Daseinsvorsorge dienen (Bristow/
Healy 2014), sondern stattdessen zu «Halbinseln ge-
gen den Strom» (Habermann 2009) werden, von denen 
aus weitere solidarische Projekte, die sich den wirt-
schaftlichen Verwertungslogiken entziehen wollen, ini-
tiiert werden können. 

Auch das Konzept der Commons bzw. Gemein-
schaftsgüter (Harvey 2014), mit dem sich soziale Be-

wegungen gegen die Kommodifizierung von Ressour-
cen, Land und Daseinsvorsorge stellen, bietet gute 
Anknüpfungspunkte für ein «Recht auf das Dorf». Das 
Konzept der Commons macht deutlich, dass auch in 
ländlichen Räumen Gesundheitsversorgung, Bildung 
oder Kinderbetreuung allgemein zugängliche Güter 
sein sollten. Wir halten auch das Konzept des Muni-
zipalismus (Bookchin 1986) für relevant, das heißt die 
schrittweise, aber radikale Demokratisierung der Ge-
sellschaft, bei der alternative Institutionen auf lokaler 
Ebene die bestehenden staatlichen nach und nach er-
setzen sollen. Im Anschluss an solche Überlegungen 
könnte eine zentrale Forderung sein, alle Gebietsrefor-
men, mit denen ein Verlust lokaler Demokratie einher-
geht (Douglas 2016), zurückzunehmen, um demokrati-
sche Entscheidungsprozesse so zu gestalten, dass die 
von diesen Entscheidungen direkt Betroffenen wieder 
stärker miteinbezogen werden (können). Diese und 
weitere Konkretisierungen der Forderung nach einem 
«Recht auf das Dorf» hätten das Potenzial, ländliche 
Entwicklungen wieder zu politisieren und Kämpfen um 
gleichwertige Lebensverhältnisse eine gemeinsame 
Perspektive zu geben.
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